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Für viele Frauen und Männer sind moderne 
Mittel zur Empfängnisverhütung und Familien-
planung in den letzten Jahrzehnten zu einer 
Selbstverständlichkeit geworden. Einen gene-
rellen Anspruch darauf hat bereits im Jahr 
1968 die UN-Menschenrechtskonferenz in 
Teheran formuliert: „Eltern haben das Grund-
recht, frei und verantwortlich die Zahl und 
den Altersabstand ihrer Kinder selbst zu 
bestimmen.“ Die meisten Nationen haben 
sich darüber hinaus die Gleichberechtigung 
von Frauen und Männern ins Grundgesetz 
geschrieben, um beiden Geschlechtern glei-
che Rechte auf Bildung und gleiche Chancen 
im Berufsleben zu ermöglichen. 
Die „Internationale Konferenz über Bevölke-
rung und Entwicklung“, im Jahr 1994 von den 
Vereinten Nationen in Kairo einberufen, hat 
diese Ansprüche sowie weitere international 
anerkannte Individualrechte zu einem Recht 
auf reproduktive Selbstbestimmung  gebün-
delt. Es soll Paaren die bestmögliche Voraus-
setzung  schaffen, gesunde Kinder zu bekom-
men. Es soll die Menschenwürde und die 
Gesundheit potentieller Eltern schützen. Alle 
anwesenden Staaten haben dem Schluss-
dokument von Kairo damals ausnahmslos 
zugestimmt. 
Viele Entwicklungsländer haben zehn Jahre 
nach Kairo in Sachen Gleichstellung und 
Familienplanung große Fortschritte gemacht. 
Andere weisen noch enorme Defizite auf. 
Die ärmsten unter ihnen, etwa der Tschad, 
Sierra Leone, Afghanistan oder Jemen, liegen 
bei den Indikatoren für Bildung, Gesundheits-
dienste und Frauenrechte im globalen Ver-
gleich weit abgeschlagen auf den hintersten 
Rängen. 
Das Chaospotential der 
armen Länder
Über eine halbe Million Mädchen und Frauen 
sterben jährlich an Komplikationen im Zu-
sammenhang mit einer Schwangerschaft – zu 
99 Prozent in den Entwicklungsländern.1 
350.000 der Opfer stammen aus nur 13 
Staaten. In diesen Ländern liegen die Gebur-
tenraten weltweit am höchsten. Die ökono-
mische Entwicklung kann dort nicht mit dem 
Bevölkerungswachstum Schritt halten. Wo 
immer die Zahl der Menschen schneller 
wächst als die Wirtschaftsleistung, sinkt der 
Lebensstandard und die Armut nimmt zu. 
Diese Entwicklung überfordert die Gesell-
schaft, das politische System und natürliche 
Ressourcen wie Ackerland und Trinkwasser. 
Es ist deshalb kein Zufall, dass die Länder 
mit den höchsten Geburtenraten häufig unter 
politischen, wirtschaftlichen und ökolo-
gischen Problemen leiden. Staaten wie 
Afghanistan, Somalia, aber auch die palästi-
nensischen Autonomiegebiete besitzen nicht 
zuletzt des hohen Wachstums wegen ein 
großes Chaospotential – mit enormen Aus-
wirkungen auf die internationale Sicherheit. 
Denn Menschen ohne Einkommen, ohne Bil-
dung, ohne Arbeit, letztlich ohne Perspektive 
lassen sich leicht von Demagogen und Funda-
mentalisten aller Art instrumentalisieren. 
Länder, die in den vergangenen Jahrzehnten 
dem fatalen Kreislauf aus Armut und Unter-
entwicklung entkommen sind – vor allem in 
Lateinamerika und Südostasien – haben 
dieses Krisenpotential durchweg verloren.2 
Die wirtschaftliche Genesung verlief dabei in 
allen Fällen parallel mit einem veränderten 
Rollenverständnis der Frauen in der Gesell-
schaft. Wo immer Frauen mehr Rechte, sowie 
Zugang zu Schule, Ausbildung und Gesund-
heitsdiensten erlangen, bekommen sie später 
und vor allem weniger Kinder. Diese profitie-
ren ihrerseits von neuen Optionen, beson-
ders die Mädchen: Deren Einschulungsraten 
steigen, ihr Gesundheits- und Bildungsstand 
verbessert sich. Ermöglicht wird diese Ent-
wicklung überall dort, wo Mittel und Informa-
tionen zur Familienplanung zur Verfügung 
stehen. „Der Schlüssel zu einem langsame-
ren und ausgewogeneren Bevölkerungs-
wachstum liegt in der Frage, ob es den einzel-
nen Frauen und Männern möglich ist, nur 
so viele Kinder zu haben, wie sie auch wirk-
lich möchten“, schreibt dazu Nafis Sadik, 
die langjährige Generalsekretärin des UN-
Bevölkerungsfonds (UNFPA).3
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Aber wohin führt am Ende diese Entwick-
lung? Die Industrienationen haben den Weg 
aufgezeigt: Dort sind Frauen heutzutage weit-
gehend gleichberechtigt und werden immer 
mehr in den Arbeitsmarkt integriert. Schüle-
rinnen und Studentinnen nutzen das Bildungs-
angebot mittlerweile besser als ihre männ-
lichen Kollegen. Und die Geburtenraten sind 
immer weiter zurück gegangen. In Deutsch-
land beispielsweise auf 1,3 Kinder je Frau, 
eine Ziﬀ er, die bei weitem nicht ausreicht, um 
eine stabile Bevölkerungszahl zu garantieren. 
Die Folgen des demograﬁ schen Wandels: Die 
Gesellschaft altert, weil es an Nachwuchs 
mangelt, die Renten- und Sozialsysteme 
funktionieren nicht mehr und die Bevölke-
rung beginnt zu schrumpfen. Nachdem sich 
die Welt lange um eine „Bevölkerungsexplo-
sion“ gesorgt hat, fürchten die entwickelten 
Staaten mittlerweile die Implosion. Alle 
 Industrienationen müssen sich mit diesem 
Phänomen auseinandersetzen, wenn auch 
in unterschiedlichem Maße: Während Frank-
reich oder Großbritannien von dem Schwund 
so gut wie nicht betroﬀ en sind, werden ihn 
Japan und Südkorea, aber auch viele ost-
europäische Staaten besonders dramatisch 
erleben. 
Die Folgen der Emanzipation
Ist die Entwicklung zu immer niedrigeren 
Kinderzahlen also falsch? Haben es die 
 modernen Gesellschaften übertrieben mit 
der Emanzipation der Frauen? Ist die Forde-
rung nach einem Ende der Diskriminierung 
von Frauen zu einer Gleichmacherei verkom-
men, die biologische Unterschiede zwischen 
Frau und Mann sträﬂ ich ignoriert, wie es im 
Juli 2004 die vatikanische Glaubenskongre-
gation in einem „Schreiben an die Bischöfe 
der katholischen Kirche über die Zusammen-
arbeit von Frau und Mann in der Kirche und in 
der Welt“ bemängelt?4 Sollte man jetzt das 
Rad der Emanzipation zurückdrehen, um 
Schlimmeres zu vermeiden, die gesellschaft-
liche Rolle von Frau und Mann wieder stärker 
trennen, Familienplanung beenden?
Genau dies fordern inzwischen verschieden-
ste Gruppen in vielen Ländern und auf dem 
internationalen Parkett. Die katholische 
Kirche hat immer deutlich gemacht, dass 
sie den oﬀ enen Umgang mit Sexualität und 
 Familienplanungsmitteln für zu freizügig hält. 
Aber auch andere christliche Gruppen vor 
allem in den Vereinigten Staaten setzen sich 
seit einiger Zeit gegen Aufklärungsunterricht 
für Jugendliche, gegen Pille und Kondom 
und für sexuelle Abstinenz bis zur Ehe ein. 
Aus diesen Bewegungen heraus hat sich ein 
 massiver Widerstand, ein internationales 
Netzwerk gegen die auf der „Internationalen 
Konferenz über Bevölkerung und Entwick-
lung“ in Kairo 1994 gefassten Beschlüsse 
entwickelt.  
Was wollen diese Gruppen? In den Vereinig-
ten Staaten etwa sorgen sie sich um die hohe 
Zahl von Teenager-Schwangerschaften und 
die Infektionsraten von Geschlechtskrank-
heiten, vor allem von Aids, um Armut und 
wachsende Kriminalität. Den Kern dieser 
Probleme sehen sie im moralischen Zerfall 
der Gesellschaft, im Verlust von Werten, in 
sexueller Freizügigkeit, der durch Aufklärung 
und Familienplanung Vorschub geleistet 
werde. 
Diese Initiativen, die sich vorwiegend aus 
dem Lager der Christlichen Rechten rekrutie-
ren, haben in den Vereinigten Staaten mittler-
weile großen Einﬂ uss erlangt: Für ein Drittel 
der amerikanischen Schüler gibt es statt des 
früher obligatorischen Aufklärungsunter-
richts nur noch die reine Lehre der sexuellen 
Abstinenz. Die republikanische Regierung 
unter dem Präsidenten George W. Bush hat 
darüber hinaus seit Amtsantritt die gesamten 
für den Bevölkerungsfonds der Vereinten 
Nationen vorgesehenen US-Mittel in Höhe 
von 93 Millionen US-Dollar blockiert. Die 
Leidtragenden sind die Entwicklungsländer, 
wo sich der Bedarf an Familienplanung ange-
sichts steigender Nachfrage und wachsender 
Bevölkerung in den nächsten zehn Jahre mehr 
als verdoppeln wird.5, 6
So verständlich die Sorge konservativer 
religiöser Kreise um einen Werteverlust in 
der modernen Gesellschaft ist: Die Konzepte, 
diesen Verfall aufzuhalten, scheinen nicht 
zu funktionieren. Es gebe wenig Hinweise 
darauf, dass der Abstinenz-Ansatz die ge-
wünschte Wirkung zeige, stellen verschiede-
ne Reports des US-Gesundheitsamtes und 
eines Expertenteams des „US Institute of 
Medicine“ fest und sprechen sich ausdrück-
lich für die Wiedereinführung von Aufklä-
rungsunterricht aus.7
Wissen fördert Verantwortung
Der britische „Lancet“, eines der angesehen-
sten Medizin-Fachblätter der Welt, schreibt 
dazu: „Jungen Menschen die vollständige und 
korrekte Information über Sexualität, Verhü-
tung und das Vermeiden von Geschlechts-
krankheiten vorzuenthalten, setzt sie nicht 
nur unnötigen Gefahren aus, sondern droht 
ihr Vertrauen in die wichtigsten gesellschaft-
lichen Institutionen zu untergraben: in Schu-
len, in das Gesundheitssystem und die Regie-
rungsbeamten. Nur wenn man Jugendlichen 
alle notwendigen Informationen liefert, damit 
sie eigene Entscheidungen treﬀ en können, 
werden sie sich auch verantwortungsvoll 
entscheiden.“8
Studien zufolge sammelt rund die Hälfte aller 
15- bis 19-jährigen Amerikanerinnen und 
Amerikaner sexuelle Erfahrungen – unabhän-
gig davon, ob sie zur Abstinenz angehalten 
werden oder nicht.9 Wenn aber der Appell 
an die Enthaltsamkeit schon im eigenen 
 Lande scheitert, wie sollte er in Entwicklungs-
ländern wie dem Kongo oder Indien befolgt 
werden, wo ganz andere kulturelle und 
 soziale Einﬂ ussgrößen eine Rolle spielen? 
Wo armutsbedingte Prostitution an der Tages-
ordnung ist, wo viele Mädchen jung und 
gegen ihren Willen verheiratet werden und 
wo oft große Altersunterschiede zwischen 
Sexualpartnern existieren, die es Frauen 
schwer machen, abstinent zu bleiben, selbst 
wenn sie es wollen. Wie sollen sich die 
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Das Dossier „Das Ende der Aufklärung“ 
beschreibt die Widerstände gegen die Verein-
barungen von Kairo und gibt einen Überblick 
über Befürworter und Gegner von Familien-
planung und Sexualaufklärung. Es soll einen 
Diskussionsbeitrag liefern in dem hochkom-
plexen Themenfeld von Moral, gesellschaft-
lichen Werten, Armutsbekämpfung, Entwick-
lung, Gesundheit und Familie.10
 
Berlin, im August 2004
Dr. Reiner Klingholz
Direktor
Berlin-Institut für Bevölkerung 
und Entwicklung
Menschen vor Aids und ungewollten Schwan-
gerschaften schützen, wenn man ihnen Auf-
klärung und Verhütungsmittel sowie Kon-
dome gegen HIV-Übertragung vorenthält? 
Der Aufruf zur sexuellen Enthaltsamkeit ist 
eine theoretisch perfekte Lösung. Wer genug 
Vernunft besitzt und abstinent lebt, kann 
weder schwanger werden, noch sich über 
Geschlechtsverkehr mit Aids anstecken. Aber 
dieser Ansatz ignoriert die menschliche 
Natur, die nicht so perfekt ist wie die Theorie. 
Und Sexualität gehört nun einmal aus rein 
biologischen Gründen zur menschlichen 
Natur. Eine realistische Gesundheitspolitik 
kann nicht davon ausgehen, dass die 
Menschen nur das tun, was idealerweise 
zu tun wäre. 
Die Welt zwischen Schrumpfung 
und Wachstum
Vermutlich ist es nicht die Emanzipation der 
Frauen, die die moralische Ordnung und 
den demografischen Bestand der modernen 
Nationen bedroht. Nicht jene Industrie-
staaten haben die niedrigsten Kinderzahlen, 
in denen die Frauen besonders selbstbewusst 
sind, sondern jene, in denen der Grad der 
Emanzipation von Frauen und Gesellschaft 
am weitesten auseinander klafft. Wo die 
gesamte Gesellschaft liberal eingestellt ist 
und etwa die Berufstätigkeit von Frauen 
akzeptiert, wo sich auch Väter um Klein-
kinder kümmern, wo Beziehungen ohne 
Trauschein und Kinder aus diesen Beziehun-
gen als normal gelten, liegen die Kinder-
zahlen deutlich höher als in Ländern, in 
denen dies nicht der Fall ist. So werden in 
Schweden über die Hälfte aller Kinder von 
unverheirateten Müttern geboren. In Frank-
reich wird es Frauen mit Kindern, auch von 
Seiten des Staates, leicht gemacht, berufs-
tätig zu sein. Andererseits achtet die öffent-
liche Moral in Italien oder Griechenland 
ledige Mütter immer noch gering. Die Erwar-
tung der Gesellschaft und das eher tradi-
tionelle Frauenbild der Männer führt in 
Industriegesellschaften ganz offensichtlich 
dazu, dass sich Frauen seltener auf das 
Abenteuer Kind einlassen. Entsprechend 
liegen die Kinderzahlen in Frankreich und 
Schweden um rund 60 beziehungsweise 
30 Prozent über denen der beiden südeuro-
päischen Länder. 
Die reiche und die arme Welt haben ihre 
eigenen Probleme mit der demografischen 
Entwicklung. Denn eine Gesellschaft, die zu 
wenig Kinder hat, ist langfristig dem Nieder-
gang geweiht. Und eine, die ihr hohes Be-
völkerungswachstum nicht verkraften kann, 
ruiniert sich ebenfalls. Beide Phänomene 
behindern eine nachhaltige Entwicklung. 
Die zunehmende Spaltung der Welt in demo-
grafische Schrumpfungs- und Wachstums-
zonen verstärkt obendrein die Migrati-
onsströme und bedroht die internationale 
Sicherheit. Die daraus erwachsenden Kon-
flikte sind schwer zu lösen – aber kaum durch 
eine sexuelle Konterrevolution und einen 
Rückfall in voraufklärerische Zeiten. Die auf 
der „Internationalen Konferenz über Bevöl-
kerung und Entwicklung“ vor zehn Jahren 
verabschiedeten Konzepte sind da vermutlich 
besser geeignet. Der Konsens von Kairo und 
die daraus abgeleiteten Maßnahmen haben 
Lebensbedingungen und Zukunftsaussichten 
von Millionen Menschen verbessert. 
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Für hunderte Millionen von Menschen in 
den weniger entwickelten Ländern sind all 
diese vermeintlichen Selbstverständlich-
keiten bis heute unerreichbar. Es mangelt 
an Information, und die Mittel zur Verhü-
tung von Geschlechtskrankheiten und uner-
wünschten Schwangerschaften sind oft 
nur schwer zugänglich. Lückenhafte medi-
zinische Betreuung führt zu hoher Mütter- 
und Säuglingssterblichkeit. Gleichzeitig 
weisen die Bevölkerungswachstumskurven 
dieser Länder am steilsten nach oben (siehe 
Karten ab Seite 11).
Das Aktionsprogramm, das die Staaten-
gemeinschaft zum Abschluss der Internatio-
nalen Konferenz über Bevölkerung und 
Entwicklung 1994 in Kairo verabschiedete, 
sollte dieses Ungleichgewicht ändern: Das 
Recht auf  „reproduktive Gesundheit“ wurde 
zur künftigen Grundlage der internationalen 
Bevölkerungspolitik erklärt.
1.2 Das Aktionsprogramm 
von Kairo – ein historischer 
Meilenstein
Die Kairoer Konferenz war von den Vereinten 
Nationen (UN) einberufen worden. Bis auf 
wenige Ausnahmen hatten alle UN-Mitglied-
staaten Delegationen in die ägyptische 
Metropole entsandt.4 Das Aktionsprogramm, 
das die Teilnehmer nach intensiven Verhand-
lungen schließlich annahmen, umfasste 115 
Seiten und war als politische Leitlinie für die 
nachfolgenden 20 Jahre gedacht, also bis 
2015. Zwar hatten der Vatikan, das einzige 
Nicht-Vollmitglied mit ständigem Beobachter 
bei den Vereinten Nationen, und einige 
Staaten, vorwiegend lateinamerikanische 
und arabische, Vorbehalte gegen einzelne 
Auf der von den Vereinten Nationen ein-
berufenen Internationalen Konferenz über 
Bevölkerung und Entwicklung (ICPD) 
von Kairo im Jahre 1994 anerkannte die 
Staatengemeinschaft erstmals ein Recht 
auf „reproduktive Gesundheit“. Das heißt: 
auf umfassendes Wohlergehen in allen 
Belangen von Sexualität, Familienplanung, 
Schwangerschaft und Geburt – für alle.
Die Selbstbestimmung über die eigene 
Fortpflanzung musste über Jahrhunderte 
erstritten werden. Die Kairoer Konferenz 
markierte in diesem Prozess einen histo-
rischen Meilenstein. Doch kaum war der 
im Konsens gefasste Beschluss erreicht, 
regte sich Widerstand gegen das „Recht 
auf reproduktive Gesundheit“. Zehn Jahre 
später ist die Übereinkunft von Kairo 
ernsthaft gefährdet.
1.1 Aufklärung, Verhütung und 
Gesundheit für alle  
Pille oder Enthaltsamkeit, Kondom oder 
Kalendermethode –  für die meisten Bewoh-
ner der Industrienationen ist es selbstver-
ständlich, dass sie aus einem breiten Ange-
bot von Familienplanungsmethoden wählen 
und frei über die Zahl der Kinder entscheiden 
können, die sie in die Welt setzen wollen. 
Frauen werden während Schwangerschaft 
und Geburt routinemäßig medizinisch 
versorgt, Neugeborene von Hebammen und 
Ärzten überwacht. Und es gilt hierzulande 
als normal, dass Jugendliche umfassend über 
Sexualität wie auch über vorbeugende Maß-
nahmen gegen Aids und Geschlechtskrank-
heiten aufgeklärt werden.
DER LANGE WEG 
NACH KAIRO
Teile des Aktionsprogramms zu Protokoll 
gegeben. Trotzdem hatten schließlich alle 179 
teilnehmenden Länder dem erarbeiteten 
Schlussdokument zugestimmt.
Das Aktionsprogramm verkörperte einen 
Wendepunkt in der Geschichte der Bevölke-
rungspolitik: Erstmals rückte die Staatenge-
meinschaft ausdrücklich von der Idee ab, 
Regierungen sollten von oben herab abstrak-
te demografische Vorgaben erlassen, also die 
Bevölkerungsentwicklung nach Plan durch-
setzen. Stattdessen standen Maßnahmen im 
Mittelpunkt, die von den individuellen Bedürf-
nissen von Frauen und Männern ausgehen. 
Der UN-Bevölkerungsfonds (UNFPA) bezeich-
net das Aktionsprogramm deshalb als histo-
rischen „Meilenstein“, nicht nur für die Bevöl-
kerungs- und Entwicklungspolitik, sondern 
vor allem auch für die Rechte der Frauen.5 
Aus der Kairoer Definition von reproduktiver 
Gesundheit (siehe Kasten) geht unmittelbar 
hervor, dass den Frauen besonderes Augen-
merk gilt. Das Aktionsprogramm betont denn 
auch die wichtige Rolle der Frauen für eine 
balancierte Bevölkerungsentwicklung. Ein 
ganzes Kapitel in dem Schlussdokument der 
Konferenz ist allein der Gleichberechtigung 
der Geschlechter, der Gleichstellung und 
Stärkung der Frauen gewidmet: Frauen sollen 
künftig rund um den Globus in die Lage ver-
setzt werden, über die Anzahl ihrer Kinder zu 
entscheiden. Sie sollen Zugang zu Bildung 
erhalten, Eigentum erwerben, Kredite aufneh-
men und Erbrechte geltend machen können. 
Jede Form der Diskriminierung, Misshandlung 
und Ausbeutung von Frauen soll beseitigt 
werden.
1
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Auch diese Forderungen beziehen sich vor-
wiegend auf weniger entwickelte Länder, 
während sie für Bewohnerinnen der indu-
strialisierten Welt zumindest auf dem Papier 
verwirklicht sind. Allerdings ist dies auch 
hier, an historischen Zeiträumen gemessen, 
eine recht neue Errungenschaft. Der „Weg 
nach Kairo“ war lang, steinig und voller 
Kehrtwendungen.
1.3 Traditionelles Wissen – 
ausgerottet und neu entdeckt
Vor fünftausend Jahren riet der chinesische 
Kaiser Shen Nung Männern, mit möglichst 
vielen Frauen zu schlafen, ohne zu ejakulie-
ren, um Lebenskraft für die Zeugung männ-
licher Nachkommen zu sammeln; Mädchen 
wurden oft nach ihrer Geburt getötet.6 Die 
Bibel erzählt von Onan, der das Weib seines 
toten Bruders nicht schwängern wollte und 
deshalb, wenn er ihr beiwohnte, seinen 
Samen „auf die Erde fallen“ ließ.7
Diese Praktiken weisen darauf hin, dass der 
Wunsch nach Familienplanung uralt ist. Eben-
so alt dürfte das Bestreben sein, Familien-
planung human zu gestalten. Im Verlauf der 
Jahrtausende sammelten die Menschen viel-
fältige Kenntnisse, die es ihnen erlaubten, 
ihre Fortpflanzung effektiver zu kontrollieren. 
Solches Wissen interessierte vor allem die 
Frauen. Sie mussten allzeit damit rechnen, 
von der nächsten Schwangerschaft über-
rascht zu werden, auch wenn ihr Körper sich 
noch kaum von der letzten Geburt erholt 
hatte und die Ernährung der Kinderschar 
Kummer bereitete. Kein Wunder also, dass es 
vorwiegend Frauen waren, die bei Bedarf die 
richtigen Kräutlein kannten, aber auch bei 
Schwangerschaft, Entbindung und Nachsorge 
mit Rat und Tat halfen. Die „weisen Frauen“ 
des europäischen Mittelalters boten all diese 
Dienste für die reproduktive Gesundheit an.
Mit der Hexenverfolgung und dem gleich-
zeitigen Aufkommen der von Männern domi-
nierten medizinischen Profession ging das 
überlieferte Wissen über Fruchtbarkeit, Fort-
pflanzung und Verhütungsmethoden im alten 
Europa weitgehend verloren. Im Gegensatz 
etwa zu Afrika, wo es sich teilweise auch 
nach der Kolonialisierung hielt, blieb es bis 
ins Industriezeitalter hinein auf wenige 
„Geheimnisträger“ beschränkt, vornehmlich 
auf Ärzte und Apotheker. 
In den USA galt das Wissen um empfängnis-
verhütende Methoden noch zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts als „Geheimnis der 
Reichen“. Ärzte durften zwar darüber infor-
mieren. Arme konnten sich jedoch keinen 
Praxisbesuch leisten. Und anderswo waren 
Verhütungsmittel nicht erhältlich. 1873 
hatte ein Postinspekteur namens Anthony 
Comstock, Vorsitzender der „Gesellschaft 
zur Unterdrückung des Lasters“, ein Gesetz 
durchgesetzt, das den „Vertrieb, Transport 
oder Import von obszönem, unzüchtigem 
oder schlüpfrigem Material“ in den USA 
untersagte und ausdrücklich auch Mittel 
zur „Verhütung von Schwangerschaft“ 
einschloss. 
Margaret Sanger, eine Pionierin der amerika-
nischen Frauenbewegung, eröffnete am 16. 
Oktober 1916 im New Yorker Bezirk Brooklyn 
die erste Beratungsstelle für Geburtenkontrol-
le in den Vereinigten Staaten. Sanger hatte 
das Elend der Frauen und Kinder als Kranken-
schwester in der Lower East Side erlebt: 
In den engen Mietskasernen lebten dicht 
gedrängt italienische und jüdische Immi-
granten, arm und unwissend. Syphilis und 
Reproduktive Gesundheit
Der Begriff stammt von der Weltgesundheitsorganisation (WHO) und klingt sperrig. Doch 
er signalisiert ein Verständnis von Gesundheit, das weitaus mehr umfasst als etwa das 
Recht auf Familienplanung, das die Menschenrechtskonferenz der Vereinten Nationen 
(UN) in Teheran schon 1968 definiert hatte.1 Denn, so die grundlegende Erkenntnis der 
Bevölkerungskonferenz von Kairo 1994, mit dem Bereitstellen von Verhütungsmitteln ist 
es nicht getan. Auch Beratung zu allen Belangen der Fortpflanzung (Reproduktion) und zu 
sexuell übertragbaren Krankheiten reicht allein nicht aus. Im Zentrum des Rechts auf 
reproduktive Gesundheit steht „ein Zustand uneingeschränkten körperlichen, geistigen 
und sozialen Wohlbefindens“ bei allem, was mit Fortpflanzung zu tun hat.
Reproduktive Gesundheit bedeutet, so steht es im Kapitel 7 des Kairoer Aktionspro-
gramms, „dass Menschen ein befriedigendes und ungefährliches Sexualleben haben kön-
nen und dass sie die Fähigkeit zur Fortpflanzung und die freie Entscheidung darüber ha-
ben, ob, wann und wie oft sie hiervon Gebrauch machen wollen. In diese letzte Bedingung 
eingeschlossen sind das Recht von Männern und Frauen, informiert zu werden und Zugang 
zu sicheren, wirksamen, erschwinglichen und akzeptablen Familienplanungsmethoden 
ihrer Wahl (...) zu haben (...), und das Recht auf Zugang zu angemessenen Gesundheits-
diensten, die es Frauen ermöglichen, eine Schwangerschaft und Entbindung sicher zu 
überstehen, und die für Paare die bestmöglichen Voraussetzungen schaffen, dass sie ein 
gesundes Kind bekommen.“2
Ganz wichtig: Der Schwangerschaftsabbruch, so hält das Aktionsprogramm an anderer 
Stelle ebenso dezidiert fest, sollte „auf keinen Fall als eine Familienplanungsmethode ge-
fördert werden“. Wenn jedoch ein Abbruch stattfindet und dieser nicht gegen das jeweilige 
nationale Gesetz verstößt, soll er „ungefährlich“ sein. Das heißt, er sollte von sachkundiger 
Hand und unter hygienischen Bedingungen durchgeführt werden, um die Gesundheit der 
betroffenen Frau nicht zu gefährden.3
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Gonorrhoe grassierten, ausgezehrte Frauen 
bekamen ein Kind nach dem anderen, viele 
erlitten Fehlgeburten oder starben an den 
Folgen unsachgemäß durchgeführter Aborte. 
So war der Andrang auf die Beratungsstelle 
groß. Doch schon nach zehn Tagen schloss 
die Polizei sie wieder. Sanger wurde zu 
30 Tagen Gefängnis verurteilt. Sie gab sich 
jedoch nicht geschlagen. Dank ihrer Hart-
näckigkeit erreichte sie, dass im Staat 
New York das Verbot, Verhütungsmittel zu 
vertreiben, praktisch aufgehoben wurde. 
Und schließlich 1938, dass die Regierung 
Roosevelt das bundesweite Comstock-Gesetz 
außer Kraft setzte. Gleichzeitig entschied 
sich die amerikanische Ärzte-Organisation 
(American Medical Association) , Geburten-
kontrolle als normalen Bestandteil medizi-
nischer Tätigkeit anzuerkennen. Und die vie-
len regionalen Geburtenkontroll-Ligen, die 
durch Sangers unermüdliches Agieren ange-
regt oder von ihr selbst aufgebaut worden 
waren, schlossen sich zur Planned Parent-
hood Federation of America zusammen.
In den Niederlanden war bereits Ende des 19. 
Jahrhunderts die weltweit erste Verhütungs-
klinik gegründet worden. 1918 eröffnete 
Marie Stopes in London die erste Beratungs-
klinik für Empfängnisverhütung.8
Unter anderem als Folge von Aufklärung und 
Familienplanung sank im Verlauf des 20. 
Jahrhunderts die Kinder- und Müttersterblich-
keit, und die Lebenserwartung der Frauen 
stieg deutlich an. Anfang der 1950er Jahre 
war es wiederum die amerikanische Vor-
kämpferin Margaret Sanger, die mit dem Geld 
einer ebenso kämpferischen Millionärsgattin 
den Reproduktionsbiologen Gregory Pincus 
damit beauftragte, nach einem oral einzu-
nehmenden Verhütungsmittel zu forschen. 
Sie gab damit den entscheidenden Anstoß 
zur Entwicklung der „Pille“, die von 1960 an 
ihren Siegeszug durch die (industrialisierte) 
Welt antrat.9 
Dank der Pille konnten Frauen erstmals in der 
Geschichte der Menschheit ganz allein über 
ihre Fortpflanzung bestimmen. Der „Pillen-
knick“, als deutliches Absinken der Geburten-
raten in den USA, in Deutschland und ande-
ren westeuropäischen Ländern sichtbar, 
steht für das Zusammentreffen zweier Ereig-
nisse: Erstens der Verfügbarkeit eines effi-
zienten, ausschließlich in der Hand der Frau 
liegenden Verhütungsmittels. Und zweitens 
der veränderten Rolle der Frau in der Gesell-
schaft und ihrer zunehmenden Integration 
in den Arbeitsprozess.
Margaret Sanger und ihre Mitstreiterinnen 
hatten eine bedeutende gesellschaftliche 
Neuerung angeschoben, deren endgültige 
Etablierung sich in dem Schlussdokument der 
Kairoer Konferenz von 1994 widerspiegelt: 
Die Befreiung der Sexualität von der Angst 
vor unerwünschter Schwangerschaft. Von 
dieser kann allerdings ein Großteil der Frauen 
in den weniger entwickelten Ländern bis 
heute nur träumen.
1.4 Die Familienplanung hält 
Einzug in die Bevölkerungspolitik
Vorkämpferinnen der Geburtenkontrolle wie 
Margaret Sanger hatten zunächst vor allem 
die Gesundheitsgefährdung der Frauen durch 
ungewollte Schwangerschaften und das 
soziale Elend im Visier. Doch Anfang des 
20. Jahrhunderts lieferte ihnen der Neo-
Malthusianismus ein weiteres, gewichtiges 
Argument: Die drohende „Übervölkerung“ 
des Planeten. 
Der englische Pastor und Nationalökonom 
Thomas Robert Malthus (1766 – 1834) hatte 
beobachtet, wie rasant die Bevölkerung 
Europas seit Beginn der Neuzeit anstieg. 
Wenn die Menschheit weiter exponentiell 
anwachse, prophezeite er, könne die Land-
wirtschaft nicht mithalten, da deren Erträge 
sich nur in arithmetischen Schritten steigern 
ließen. Das müsse zwangsläufig in Hungers-
nöten, Epidemien und Massenelend enden, 
folgerte Malthus und empfahl, den Vermeh-
rungstrieb durch Ehelosigkeit und Enthalt-
samkeit zu zügeln, bis die Versorgung mit 
Nahrung gesichert sei. 
Malthus hatte das Produktionspotential einer 
zunehmend intensivierten Agrarwirtschaft 
weit unterschätzt. Und er konnte nicht ahnen, 
dass im 19. Jahrhundert Millionen Menschen 
in die Neue Welt auswanderten und damit 
das alte Europa vom demografischen Druck 
befreiten. Dennoch lag er mit seiner Ein-
schätzung richtig, dass ungebremstes Bevöl-
kerungswachstum in einer begrenzten Welt 
zu Problemen führt.10
1804, zu Malthus‘ Lebzeiten, hatte die 
Menschheit die erste Milliarde erreicht. 1927 
war bereits die zweite Milliarde voll. Als 1945 
die Vereinten Nationen gegründet wurden, 
lebten – trotz der vielen Opfer zweier Welt-
kriege und der Grippe-Pandemie von 1918, 
und trotz massiver Geburtenrückgänge wäh-
rend der Kriege und während der Weltwirt-
schaftskrise – bereits 2,5 Milliarden Men-
schen auf dem Planeten. Die Erdbevölkerung 
wuchs schneller und schneller, und ein Ende 
der Beschleunigung war nicht abzusehen. 
Allerdings war schon damals offensichtlich, 
dass der Löwenanteil des Wachstums auf das 
Konto der weniger entwickelten Länder ging. 
In den Industriestaaten stagnierten die Netto-
Geburtenzahlen oder gingen sogar zurück, 
die Kinderzahlen je Frau sanken. Ob dieser 
Diskrepanz zwischen entwickelter und wenig 
entwickelter Welt entbrannte in den 1950er 
Jahren, insbesondere in den Industrieländern, 
und dort vor allem in den USA, eine intensive 
Diskussion darüber, wie das Bevölkerungs-
wachstum in den armen Regionen der Erde 
gebremst werden könnte. Die Bevölkerungs-
politik, bis dahin eher als Aufgabe jedes 
einzelnen souveränen Staates betrachtet, 
wurde damit zum internationalen Thema.
Da in den Industriestaaten wachsender Wohl-
stand mit sinkenden Kinderzahlen einherge-
gangen war, herrschte in dieser Diskussion 
mehr oder weniger Einigkeit darüber, dass die 
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Menschen sich auch in armen Gegenden 
automatisch für kleinere Familien entschei-
den würden, wenn die ökonomischen Bedin-
gungen sich verbesserten. Auf welche Art 
Ehepaare die Zahl ihrer Kinder beschränkten, 
galt zunächst als sekundär; den eventuellen 
Bedarf an Verhütungsmitteln würde dann der 
Markt schon regeln. Indessen musste man 
bald feststellen, dass sich weder die Wirt-
schaft noch der Markt für Verhütungsmittel 
wie gewünscht entwickelten. Von Mitte der 
1960er Jahre an verlegte sich die Bevölke-
rungspolitik in Entwicklungsländern deshalb 
hauptsächlich auf Programme, die über 
Familienplanung aufklärten und Zugang zu 
Verhütungsmitteln verschafften. Weil die 
Regierungen der Entwicklungsländer dafür 
kaum Geld hatten, war massive Unterstüt-
zung durch die staatliche Entwicklungshilfe 
der Industrieländer und durch internationale 
Organisationen nötig.11
Die Kairoer UN-Konferenz von 1994 war die 
dritte politische Konferenz der Vereinten 
Nationen zu Fragen der Weltbevölkerung. Das 
erste Mal hatte sich die Staatengemeinschaft 
1974 in Bukarest versammelt, dann noch 
einmal 1984 in Mexiko-Stadt. In Bukarest 
wurde darüber gestritten, ob wirtschaftliche 
Entwicklung oder Familienplanung den bes-
seren Lösungsansatz biete, das Problem des 
Bevölkerungswachstums zu lösen. In Mexiko-
Stadt wurde vor allem darüber diskutiert, wie 
viel Souveränität den einzelnen Staaten bei 
der Durchsetzung bevölkerungspolitischer 
Ziele zukomme und wieviel Autonomie ande-
rerseits Ehepaare bei der Familienplanung 
besäßen.12
1992 rückte der „Erdgipfel“ von Rio de 
Janeiro, wie die UN-Konferenz über Umwelt 
und Entwicklung inoffiziell genannt wurde, 
einen weiteren Aspekt in das öffentliche 
Bewusstsein: Umwelt und Bevölkerungs-
wachstum sind miteinander verknüpft. Allein 
die Zahl der Menschen mache den Planeten 
noch nicht „voll“, lautete die Erkenntnis von 
Rio. Vielmehr komme es darauf an, welchen 
Einfluss der Einzelne auf das Gesamt-Öko-
system ausübe, wie viele Rohstoffe er ver-
brauche und wie viele Schadstoffe er dabei 
produziere. So betrachtet, sind die Industrie-
nationen weit über ihre Tragfähigkeit hinaus 
bevölkert, auch wenn die Bevölkerung dort 
nicht mehr wächst. Die Entwicklungsländer 
gelten dagegen als „übervölkert“, wenn die 
Zahl der Menschen zu Lasten der natürlichen 
Ressourcen wächst, wenn dieses Wachstum 
eine wirtschaftliche Entwicklung verhindert 
und die politische Stabilität gefährdet.13
Industrie- und Entwicklungsländer trügen 
gemeinsam die Verantwortung für eine nach-
haltige Entwicklung, schrieb denn auch die 
als Vorbereitung auf Kairo einberufene Euro-
päische Bevölkerungskonferenz 1993 in 
ihren Empfehlungen für Kairo: „Gemeinsame 
Ziele sollten darin bestehen, Konsum- und 
Produktionsmethoden zu fördern, die der 
Umweltzerstörung entgegenwirken, und eine 
soziale und wirtschaftliche Entwicklung zu 
ermöglichen, welche die Grundbedürfnisse 
zu erfüllen vermag und bessere Lebensbedin-
gungen und angemessene Geburtenziffern 
herbeiführt.“ 14
Kairo 1994 markiert jedoch auch eine Neu-
orientierung in der Konzeption von Familien-
planungsprogrammen: Die Idee, Entwicklung 
sei „die beste Pille“, rückte etwas in den 
Hintergrund. Der Anspruch auf körperliche 
Unversehrtheit als fundamentales Menschen-
recht und die Stärkung der Frauenrolle stan-
den jetzt als Mittel im Kampf gegen rapides 
Bevölkerungswachstum an erster Stelle.
1.5 Widerstand trotz 
Konsensbeschluss
Das Aktionsprogramm von Kairo galt als 
Dokument, auf das sich die Menschen zur 
Durchsetzung ihrer Rechte rund um die Fort-
pflanzung berufen können. Es legt klare Ziele 
fest und listet Maßnahmen auf, mit denen 
Regierungen wie auch nichtstaatliche Organi-
sationen bis hin zu lokalen Gruppen auf diese 
Ziele hin arbeiten können. Es enthält sogar 
einen groben Finanzierungsplan (siehe Kapi-
tel 6). Wie erwähnt, wurde das Aktionspro-
gramm – trotz der ausdrücklichen Vorbehalte 
einiger Länder – einstimmig verabschiedet. 
Doch mit dem Konsensbeschluss der interna-
tionalen Staatengemeinschaft war der Wider-
stand gegen die reproduktiven Rechte nicht 
aus der Welt geschafft. 
In den letzten Jahren hat er sogar massiv 
zugenommen. Nicht nur in Ländern, wo die 
Scharia gilt, die auf dem Koran gründende 
Rechtsordnung, die den Frauen eine unter-
geordnete Stellung zuweist. Sondern auch in 
konservativ-katholisch geprägten Staaten 
wie den Philippinen und in Industrienationen 
wie den USA. Dort wenden sich meist religiös 
fundierte Lobbygruppen gegen die reproduk-
tive Selbstbestimmung.
Diese Position ist nicht neu. Seit dem Amts-
antritt der republikanischen Regierung Bush 
im Jahre 2001 stößt sie jedoch auch an 
höchster Stelle vermehrt auf Gehör und Zu-
stimmung. Der Widerstand gegen die repro-
duktiven Rechte, der sich auch in Europa 
formiert, äußert sich nicht nur im Versuch, 
den bereits erreichten Konsens erneut zur 
Diskussion zu stellen. Er macht sich auch 
praktisch bemerkbar: Am schwersten wiegt, 
dass die Gelder, die in Kairo von den Indu-
striestaaten zugesagt worden waren, nicht im 
versprochenen Umfang fließen. Sie werden 
zurückgehalten, eingefroren oder massiv 
gekürzt. Erschwerend kommt hinzu, dass 
selbst Geberländer, die hinter den Zielen von 
Kairo stehen, ihren finanziellen Zusagen nur 
zögerlich nachkommen, unter anderem weil 
die Ressourcen knapper geworden sind oder 
reproduktive Gesundheit nicht die oberste 
Priorität besitzt. Fazit: Zehn Jahre nach der 
Kairoer Konferenz ist das Aktionsprogramm 
von einer Umsetzung weit entfernt.
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Einige Länder haben große Fortschritte auf 
dem Weg zu einer nachhaltigen Bevölke-
rungsentwicklung gemacht, vor allem in 
Südostasien und Lateinamerika. In Afrika ist 
dies nur wenigen Ländern gelungen. Zum Teil 
haben die Menschen dort sogar an Lebens-
qualität verloren. 
Zusammenhänge werden 
deutlich
Die nachfolgenden neun Weltkarten zeigen, 
wo die entwicklungspolitischen Krisenherde 
der Welt liegen. Sie verdeutlichen auch die 
Zusammenhänge zwischen Reichtum und 
Gesundheit, Bildungsstand und Aidsraten, 
Frauenrechten, Lebenserwartung und Kinder-
zahlen. Die Darstellungen verdeutlichen, 
dass die soziale Stellung der Frau in der 
 Gesellschaft, ihre Wertschätzung und ihr 
Rechtsstatus eine zentrale Rolle in allen 
Entwicklungsfragen spielt. 
Die Karten zeigen aber auch, dass sich die 
Entwicklung nicht zwangsläuﬁ g immer zum 
Besseren wendet: So steht einer generellen 
Steigerung der Lebenserwartung in den 
 meisten Ländern der Welt eine erhöhte Sterb-
lichkeit in Ländern gegenüber, die stark von 
Aids betroﬀ en sind. Auf dem afrikanischen 
Kontinent ist Aids heute die häuﬁ gste Todes-
ursache. Auch der soziale und wirtschaftliche 
Niedergang in einigen Ländern des ehema-
ligen Ostblocks wirkt sich auf die Lebens-
erwartung aus. In diesen Nationen droht ein 
fortschreitender Verfall öﬀ entlicher Infra-
struktur, was die Lebensbedingungen noch 
weiter verschlechtern könnte. 
Im vergangenen Jahrhundert hat die 
Menschheit eine Bevölkerungsentwick-
lung, aber auch eine Verbesserung ihrer 
Lebens umstände erlebt wie noch nie in der 
 Geschichte. Trotzdem lebt in absoluten 
Zahlen gemessen eine weit größere Zahl 
von Menschen in Armut als noch vor hun-
dert Jahren. Der Grund dafür ist der Kreis-
lauf aus Unterentwicklung, Krankheit, 
Ungleichheit, Bevölkerungswachstum 
und politischem Chaos. 
Die Kairoer Weltbevölkerungskonferenz hat 
1994 eine Reihe von Bevölkerungs- und 
Entwicklungszielen verabschiedet. So wurde 
den Ländern nahegelegt, für eine Gleich-
berechtigung der Geschlechter zu sorgen, vor 
allem Mädchen und Jungen den allgemeinen 
Zugang zu einer Grundschuleinrichtung 
zu ermöglichen. Die Länder sollten sich be-
mühen, die Sterblichkeits raten von Müttern, 
Säuglingen und Kindern zu senken. Sie 
 sollten sicherstellen, dass alle Paare, die es 
wünschen, Zugang zu einer breiten Palette 
sicherer und verlässlicher Familienplanungs-
methoden erhalten. 
Kein Ende des Wachstums
In Sachen Bevölkerungsentwicklung steht 
der Erde – trotz niedriger Geburtenziﬀ ern 
in den Industrienationen und sinkender 
 Kinderzahlen je Frau in fast allen Entwick-
lungsländern – ein mehrfaches Milliarden-
wachstum noch bevor. Denn es gibt auf 
Erden  mehr Menschen im Alter zwischen 
Null und 15 Jahren als je zuvor in der Ge-
schichte. Über eine Milliarde Menschen ist 
heute im  Alter zwischen 15 und 24 Jahren. 
Diese  Mütter und Väter von morgen werden 
für das fort gesetzte Bevölkerungswachstum 
sorgen, auch wenn sie sich weniger Kinder 
wün schen als noch ihre Eltern. 
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Müttersterblichkeit
Dank verbesserter ärztlicher Versorgung und 
hohem Lebensstandard sterben in einer 
Industrienation wie Deutschland je 100.000 
Lebendgeburten heutzutage nur noch acht 
Mütter an den Folgen von Komplikationen 
einer Schwangerschaft. 1956 waren es noch 
140 – ein Niveau, das heute das nordafrika-
nische Entwicklungsland Algerien aufweist.1 
Besonders hoch liegt die Müttersterblichkeit 
dort, wo bei schlechter Ernährungslage und 
unter unzureichenden hygienischen und 
medizinischen Bedingungen Frauen viele 
Kinder in kurzen Zeitabständen bekommen. 
Auch sehr junge Mütter sind aus biologischen 
Gründen besonders gefährdet. Verstärkt 
wird die Müttersterblichkeit noch durch eine 
 gesellschaftliche Benachteiligung von Frauen 
(siehe Seite 22). Ein Indiz dafür ist beispiels-
weise eine hohe, weit über jener der Männer 
liegende Analphabetenrate. Umgekehrt geht 
die Müttersterblichkeit zurück, sobald Frauen 
Zugang zu Schulen und Ausbildung bekom-
men (siehe Seite 20). Schlüsselfaktor ist 
dabei die Sekundarschulbildung der Mütter.2
Generell sinkt das Risiko, in Entwicklungslän-
dern in Zusammenhang mit einer Schwanger-
schaft zu sterben, wenn Frauen insgesamt 
weniger Kinder bekommen (siehe Seite 26). 
Voraussetzung dafür sind unter anderem 
Informationen und Mittel zur Familienpla-
nung. Sie ermöglichen es, sowohl die Zahl der 
Kinder zu bestimmen wie auch die Abstände 
zwischen zwei Geburten so weit auszudeh-
nen, dass sich die Mütter ausreichend von 
den Strapazen einer Schwangerschaft erho-
len können. In armen, unterentwickelten und 
teilweise von Bürgerkriegen heimgesuchten 
Ländern wie Sierra Leone, Afghanistan oder 
Malawi enden rund zwei von 100 Schwanger-
schaften tödlich für die Frauen. In Schweden, 
dem Land mit der weltweit niedrigsten Müt-
tersterblichkeit, ist die Gefahr tausend mal 
geringer. Dort müssen nur zwei von 100.000 
Müttern mit dem Schlimmsten rechnen.
Wo Kinderkriegen lebensgefährlich ist 1
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Bis 42 Tage nach der Geburt 
gestorbene Mütter auf 
100.000 Lebendgeburten 
im Jahr 2000
4 und weniger
5 bis 9
10 bis 19
20 bis 49
50 bis 99
100 bis 249
250 bis 999
1.000 bis 1.499
mehr als 1.499
keine Angaben
Quelle: WHO, UNICEF, UNFPA
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14  Das Ende der Aufklärung
Wo das Leben sehr schnell endet
Säuglingssterblichkeit
Wenn werdende Mütter schlecht versorgt 
sind, haben es die Nachkommen vom ersten 
Lebenstag an schwer. Ein Deﬁ zit an Proteinen 
und Vitaminen sowie Eisenmangel belasten 
viele Schwangere in den Entwicklungslän-
dern so stark, dass ihre Föten schlecht ent-
wickelt und mit verminderten Überlebens-
chancen zur Welt kommen. In Bangladesch 
etwa wird rund ein Drittel aller Babys mit 
Untergewicht geboren.3 
Wo viele Kinder in armen Familien um be-
grenzte Ressourcen konkurrieren, bleibt oft 
für die Kleinsten am wenigsten. In einigen 
Teilen Asiens werden insbesondere Mädchen 
schlecht versorgt. Dies führt dazu, dass nicht 
nur Säuglinge, sondern auch Kinder in den 
ersten fünf Lebensjahren stark gefährdet 
sind. In Gebieten, wo Frauen wenig Möglich-
keiten haben, über ihre eigene Sexualität 
selbst zu bestimmen, werden sie häuﬁ g un-
gewollt schwanger. Viele gebären dabei ein 
Kind nach dem anderen, was wiederum die 
Überlebenschance für Mutter und Nachwuchs 
senkt. Bildung spielt auch hier eine große 
Rolle, denn die Nutzung von Gesundheits-
diensten hängt in hohem Maße von dem 
Bildungsgrad der Mütter ab. Dies ist auch in 
Industrienationen der Fall. So liegt die Säug-
lings- und Kindersterblichkeit bei Kindern 
von Migranten aus weniger entwickelten 
Ländern meist deutlich höher als bei dem 
Nachwuchs der Alteingesessenen.4
In Sierra Leone stirbt jedes sechste Kind, 
bevor es ein Jahr alt wird. Ähnlich düster 
sieht es in Afghanistan, Liberia und Angola 
aus. Die niedrigste Säuglingssterblichkeit 
der Welt mit weniger als drei Todesfällen je 
1.000 Lebendgeburten verzeichnen Singa-
pur, Island und Schweden. 
2
RUSSLAND
IRAN
KASACHSTAN
TÜRKEI
SPANIEN
ALGERIEN
MAROKKO
LIBYEN
ÄGYPTEN
MALI
MAURETANIEN
NIGER
SUDAN
TSCHAD
NIGERIA
FRANKREICH
NORWEGEN FINNLAND
SCHWEDEN
UKRAINE
ÄTHIOPIEN
SOMALIA
MADAGASKAR
ANGOLA
TANSANIA
KENIADEMO-
KRATISCHE 
REPUBLIK 
KONGO
SÜDAFRIKA
NAMIBIA
SAUDI-
ARABIEN
WEST-
SAHARA
JAPAN
CHINA
INDIEN
MALAYSIA
INDONESIEN PAPUA 
NEU GUINEA
MONGOLEI
AUSTRALIEN
NEUSEELAND
PHILIPPINEN
SRI LANKA
VIETNAM
PORTUGAL
ISLAND
IRLAND
DÄNEMARK
ITALIEN
DEUTSCHLAND
POLEN
WEISSRUSSLAND
LITAUEN
LETTLAND
ESTLAND
MOLDAWIEN
BULGARIEN
RUMÄNIEN
NEPALPAKISTAN
OMAN
IRAK
SCHWEIZ
GRIECHENLAND
TSCHECHIEN
TUNESIEN
ÖSTERREICH
SLOWAKEI
UNGARN
NIEDER-
LANDE
BELGIEN
LUX.
GROSS-
BRITANNIEN
SWAZILAND
LESOTHO
GEORGIEN
SYRIEN
LIBANON
ISRAEL
JORDANIEN
ALBAN.
SLOWEN.KROAT.
SERB. & 
MONTEN.
MAZEDON.
BOSN.&
HERZ.
ARMENIEN ASER-
BEIDSCHAN
RUS.
ZYPERN
NORDKOREA
SÜDKOREA
THAILAND
MYANMAR
BHUTAN
LAOS
KAMBODSCHA
BANGLA-
DESCH
KIRGISIEN
TADSCHIKISTAN
USBEKISTAN
TURKMENISTAN
AFGHANISTAN
VEREINIGTE
ARABISCHE
EMIRATE
KUWAIT
KATAR
JEMENERITREA
DSCHIBUTI
UGANDA
SAMBIA
GABUN
KAMERUN
KONGO
ÄQUAT. 
GUINEA
ZENTRALAFR.
REPUBLIK
SENEGAL
GUINEA
BURKINA 
FASO
GAMBIA
GUINEA-
BISSAU
SIERRA LEONE
LIBERIA
ELFENBEINKÜSTE
GHANA
TOGO
BENIN
MOSAMBIK
BOTSWANA
MALAWI
SIMBABWE
BURUNDI
RUANDA
BRUNEI
INDIEN
TAIWAN
BAHREIN
SINGAPUR
MALTA
Berlin-Institut  15
KA
RT
EN
TE
IL
Im ersten Lebensjahr gestorbene 
Kinder pro 1.000 Lebendgeburten
4,9 und weniger
5 bis 9,9
10 bis 19,9
20 bis 39,9
40 bis 59,9
60 bis 99,9
100 bis 149,9
mehr als 149,9
keine Angaben
Quelle: Population Reference Bureau, 
World Population Data Sheet 2004
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16  Das Ende der Aufklärung
Wo die Familiengröße planbar ist
Nutzung von Verhütungsmitteln
Um allen Menschen das Recht zu gewähren, 
frei, informiert und verantwortungsbewusst 
über die Anzahl der Kinder und den zeitlichen 
Abstand zwischen den Schwangerschaften zu 
entscheiden, sind moderne und sichere Mittel 
zur Familienplanung vonnöten. In nahezu 
allen Industrienationen, aber auch in vielen 
Schwellenländern wie Indien, Brasilien oder 
Thailand nutzt ein Großteil aller Paare moder-
ne Mittel und Methoden wie Pille, Kondom, 
Spirale oder Sterilisation. 
Angesichts eines hohen Bevölkerungswachs-
tums wurden in vielen Ländern Südostasiens 
in den 1970er und 1980er Jahren mit großem 
Rückhalt der Regierungen und mit ﬁ nanzieller 
Unterstützung der Weltbank Programme zur 
Familienplanung auf den Weg gebracht.5 Da-
bei kam es etwa in Indien und China zum Teil 
zu schweren Menschenrechtsverletzungen 
durch Zwangssterilisationen und -abtreibun-
gen. Die wirtschaftliche Entwicklung der so 
genannten asiatischen Tigerstaaten wäre 
ohne den anschließenden, deutlichen Rück-
gang der Geburtenziﬀ ern nicht möglich gewe-
sen. In Thailand etwa sank die Kinderzahl je 
Frau zwischen 1965 und 1992 von 6,5 auf 2,2 
Kinder. Afrika blieb von diesem Programmen 
bis in die 1990er Jahre weitgehend ausge-
schlossen, auch weil viele afrikanische Regie-
rungen damals noch eine geburtenfördernde 
Politik vertraten. Unter anderem deshalb ist 
die Versorgungslage mit Mitteln zur Familien-
planung dort noch heute unzureichend. Weil 
in diesen armen Ländern jedoch die Zahl der 
jungen Menschen im fortpﬂ anzungsfähigen 
Alter am stärksten wächst, wird sich der welt-
weite Finanzbedarf für Sexualaufklärung und 
Mittel zur Familienplanung für den Zeitraum 
2000 bis 2015 mehr als verdoppeln.6 In Län-
dern wie Somalia, dem Tschad, der Demokra-
tischen Republik Kongo oder Sierra Leone 
werden so gut wie keine Verhütungsmittel 
genutzt. In allen diesen Staaten liegt die Kin-
derzahl je Frau zwischen sechs und sieben.
Einen Sonderfall stellt Polen dar, ein Land, 
in dem die Lehrmeinung der katholischen 
Kirche ein große Rolle spielt. Die Nutzung 
moderner Verhütungsmittel liegt weit unter 
dem Niveau anderer europäischer Länder. 
Der Schwangerschaftsabbruch ist verboten 
und Abtreibungen ﬁ nden, oﬃ  ziellen Zahlen 
zufolge, nur in sehr geringer Zahl und unter 
strenger medizinischer Indikation statt. 
Trotzdem liegt die Kinderzahl pro Frau ledig-
lich bei 1,3.  Der Grund dafür könnte darin 
liegen, dass Frauen bei Befragungen über die 
Nutzung von Verhütungsmittel keine korrek-
ten Aus sagen machen.  Studien gehen zudem 
davon aus, dass jede dritte Schwangerschaft 
illegal unterbrochen wird.7 
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Nutzung moderner Mittel zur 
Familienplanung durch 
verheiratete Frauen im Alter 
von 15 bis 49 Jahren
9 und weniger
10 bis 19
20 bis 29
30 bis 39
40 bis 49
50 bis 59
mehr als 59
keine Angaben
Quelle: Population Reference Bureau, 
World Population Data Sheet 2004
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18  Das Ende der Aufklärung
Wo Aids die Entwicklung lähmt
HIV-Infektionen
Bis Ende der 1970er Jahre war die durch 
das HI-Virus ausgelöste erworbene Immun-
schwäche Aids in der medizinischen Welt 
unbekannt. Kein Vierteljahrhundert später 
tötet die Krankheit, die zwar mittlerweile 
behandelbar, aber nicht heilbar ist, mehr 
Menschen als jede andere Infektionskrank-
heit. Kein Land ist von der Seuche verschont 
geblieben. Das HI-Virus wird durch Ge-
schlechtsverkehr, inﬁ ziertes Blut und auf 
Kinder durch inﬁ zierte Mütter während der 
Geburt oder durch Stillen übertragen. Die 
ersten beiden Übertragungswege lassen 
sich leicht unterbinden: Durch korrektes 
Verwenden von Kondomen und durch saube-
re Injektionsnadeln beziehungsweise HIV-
Tests von Spenderblut. 
Während Demografen lange davon ausgin-
gen, dass Aids das Bevölkerungswachstum in 
den am stärksten betroﬀ enen Entwicklungs-
ländern nur bremst, nicht aber in einen 
Schwund umwandelt, besagen die neusten 
Projektionen der Vereinten Nationen das 
Gegenteil. Sie rechnen für einige Länder im 
südlichen Afrika und für Guyana und Surinam 
in Südamerika mit einen regelrechten Bevöl-
kerungseinbruch (siehe Seite 28). Weil Aids, 
anders als gewöhnliche Infektionskrankhei-
ten, nicht primär die Alten und Schwachen, 
sondern die wirtschaftlich aktivste Bevölke-
rungsschicht im fortpﬂ anzungsfähigen Alter 
triﬀ t, hat die Epidemie einen verheerenden 
Einﬂ uss auf Wirtschaftskraft und Infrastruk-
tur der betroﬀ enen Länder. In der Zentral-
afrikanischen Republik etwa gehen 85 Pro-
zent aller Todesfälle unter Lehrern auf das 
Konto von Aids.8 Am stärksten von Aids heim-
gesucht sind Swaziland und Botswana, wo 
nahezu 40 Prozent aller 15- bis 49-Jährigen 
inﬁ ziert sind. In Asien hat Aids mit einer 
Verzögerung von etwa 20 Jahren gegenüber 
Afrika Fuß gefasst. Die bis heute niedrigen 
Infektionsraten Asiens sind deshalb nur 
scheinbar beruhigend: Nirgendwo breitet 
sich die Seuche schneller aus als dort. Insge-
samt lebten Ende 2003 im Afrika südlich der 
Sahara 25 Millionen Menschen mit Aids; drei 
bis 3,4 Millionen hatten sich im Verlauf des 
Jahres neu inﬁ ziert.  In Asien und Osteuropa 
gab es rund neun Millionen Inﬁ zierte, aber 
0,9 bis 1,7 Millionen Neuinfektionen.
4
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HIV-inﬁ zierte 15- bis 
49-Jährige in Prozent 
(Ende 2003)
Quelle: UNAIDS
0,1 und weniger
0,2 bis 0,4
0,5 bis 0,9
1 bis 2,4
2,5 bis 4,9
5 bis 9,9
10 bis 19,9
20 bis 29,9
mehr als 29,9
keine Angaben
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20  Das Ende der Aufklärung
Wo Lesen und Schreiben ein Privileg ist
Analphabetismus unter Frauen
Wer Lesen und Schreiben gelernt hat, kann 
nicht nur den Busfahrplan oder die Hinweise 
auf den Düngemittelsäcken lesen, sondern 
auch die Gebrauchsanweisungen für Verhü-
tungsmittel. Doch vor allem in den ärmsten 
Ländern Zentralafrikas, Asiens und in Teilen 
der islamischen Welt bleibt vielen Mädchen 
oft sogar die Grundschule vorenthalten. Im 
Niger gehen nur 28 Prozent aller Mädchen 
zum Unterricht, im Jemen sind es 47 Prozent. 
Im Niger können 34 Prozent der 15- bis 24-
jährigen Männer lesen und schreiben, aber 
nur 15 Prozent der gleichaltrigen Frauen. Im 
Jemen sind es 85 respektive 51 Prozent.9 
Mädchen von der Bildung auszuschließen, ist 
eine denkbar schlechte Vorbereitung auf die 
Zukunft. Denn wo immer Mädchen und junge 
Frauen im Alter zwischen 15 und 25 Jahren 
die Chance erhalten, etwas anderes zu tun als 
Kinder zu bekommen, und das Angebot von 
Schule, Ausbildung und Beruf nutzen, bekom-
men sie selten mehr als drei Kinder.10 Fami-
lien mit weniger Kindern können mehr in die 
Zukunft ihrer Nachkommen investieren. 
Gebildete Mädchen werden in puncto 
Gesundheits vorsorge auch bessere Mütter, 
denn sie nutzen nicht nur medizinische An-
gebote, sondern sorgen auch dafür, dass die 
eigenen Kinder ebenfalls zur Schule gehen. 
In vielen heu tigen Schwellenländern hat 
nach diesem Muster der sich selbst beschleu-
nigende Prozess von Frauenrechten, öko-
nomischem Fortschritt und Geburtenrück-
gang begonnen. 
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Alphabetisierungsrate 
von Frauen über 15 Jahren 
in Prozent, 2002
19,9 und weniger
20 bis 29,9
30 bis 39,9
40 bis 49,9
50 bis 59,9
60 bis 69,9
70 bis 79,9
80 bis 89,9
90 bis 94,9
mehr als 94,9
keine Angaben
Quelle: UNDP 2004
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Wo Frauen wenig gelten 
Geschlechtsungleichheiten
Das Entwicklungsprogramm der Vereinten 
Nationen (UNDP) ermittelt regelmäßig den 
„Menschlichen Entwicklungsindex“ (HDI). Er 
spiegelt den Entwicklungsstand eines Landes 
wider, gemessen an der  Lebenserwartung, 
an Indikatoren zum  Bildungsstand sowie an 
der Kaufkraft. 
Daneben wird auch der „Geschlechtsbezoge-
ne Entwicklungsindex“ (GDI) erstellt: Er 
 vergleicht weltweit die unterschiedlichen 
Lebensbedingungen für Frauen und Männer 
anhand der Indikatoren Lebenserwartung, 
Analphabetenrate, Einschulungsrate und 
Anteil am Haushaltseinkommen. Dieser Index 
bringt den unterschiedlichen Status  der 
Geschlechter ans Tageslicht: Je niedriger 
der GDI eines Landes, desto größer die 
 geschlechtsbedingte Ungleichheit, sprich 
die Benachteiligung und Diskriminierung 
von Frauen. 
An der Spitze der Skala stehen die skandi-
navischen Länder Norwegen, Schweden und 
Island. Hier haben Frauen auch die besten 
Chancen zum Mitwirken am politischen und 
ökonomischen Leben.  Am stärksten dis-
kriminiert sind die Frauen im Niger, Burkina 
Faso, Mali und Burundi. Nicht zufällig sind 
dies Staaten, in denen auch die Kinderzahlen 
ungewöhnlich hoch liegen. Ebenso die Kin-
der- und Müttersterblichkeit. Der Zugang zu 
Information und Mitteln der Familienplanung 
ist dort denkbar schlecht. 70 Prozent aller 
Fälle von Müttersterblichkeit treten in nur 13 
Ländern auf, zu denen die erwähnten afrika-
nischen Staaten gehören.11 Zu den Entwick-
lungs- und Schwellenländern mit dem besten 
„Geschlechtsbezogene Entwicklungsindex“ 
zählen Argentinien, Uruguay und Costa Rica. 
Umgekehrt schneiden bei den Industrie-
nationen die Ukraine, Rumänien und Russ-
land relativ schlecht ab. 
6
* Brunei und Vereinigte Arabische 
 Emirate: Daten aus 2001
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Geschlechterbezogener 
Entwicklungsindex, 2002*
449 und weniger
450 bis 499
500 bis 599
600 bis 699
700 bis 799
800 bis 899
900 bis 929
mehr als 929
keine Angaben
Quelle: UNDP 2004
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Wo ein Frauenleben keine 40 Jahre währt
Lebenserwartung von Frauen
Unter guten äußeren Bedingungen, wie sie 
in Industrieländern üblich sind, werden 
 Frauen aus biologischen Gründen älter als 
Männer. In Japan erreichen sie im Mittel 85,2, 
in Italien 82,9 und in Deutschland 81,1 Jahre. 
Männer sterben in diesen Ländern rund 
sechs Jahre früher. Wie schlecht die Lebens-
umstände in manchen Entwicklungsländern 
sind, zeigt sich zum einen an der generell 
niedrigeren Lebenserwartung, die für Frauen 
in Sambia bei 35,4, in Botswana bei 36,2 und 
in Afghanistan bei 42,8 Jahren liegt. Zum 
zweiten sind Frauen in einigen der armen 
Länder durch schlechte medizinische Versor-
gung und häuﬁ ge Schwangerschaften zusätz-
lich so belastet, dass sie entgegen ihrer bio-
logischen Voraussetzungen jünger sterben 
als Männer. In Nepal und Bangladesch liegt 
das vor allem daran, dass Mädchen gegen-
über Jungen häuﬁ g vernachlässigt werden. 
Selbst die Witwenverbrennung kommt auf 
dem indischen Subkontinent bis heute vor. 
In Simbabwe, Namibia oder Swaziland sind 
Frauen häuﬁ ger mit HIV inﬁ ziert als Männer 
und sterben deshalb früher. In Industrienatio-
nen ist die Lage im allgemeinen umgekehrt. 
Dort ist die Aids-Rate unter Männern höher. 
In wirtschaftlich aufstrebenden Entwick-
lungs- und in Schwellenländern hat sich die 
Lebenserwartung von Frauen in der jüngeren 
Vergangenheit erheblich erhöht: Seit 1980 in 
Brasilien von 66,4 auf 74,9 Jahre; in Thailand 
von 67,6 auf 75,0 Jahre.  Dies ist die Folge 
von besserem Lebensstandard und vor allem 
7
von rückläuﬁ gen Geburtenraten. Latein-
amerikanische Frauen werden heute im 
 Mittel 75,0 Jahre alt, ihre afrikanischen 
 Geschlechtsgenossinnen nur 53,8 Jahre. In 
Russland und einigen anderen Staaten der 
ehemaligen Sowjetunion und Osteuropas 
ist die Lebenserwartung seit dem Zusam-
menbruch des Kommunismus für beide 
 Geschlechter gesunken, was auf eine  ver -
schlechterte medizinische Versorgung 
als Folge der wirtschaftlichen Umbrüche 
 hinweist. Vor allem Männer sind von den 
 Umwälzungen betroﬀ en. Sie sterben unter 
 an derem aufgrund von Alkoholmissbrauch, 
Un fällen und Gewaltkriminalität in Russland 
13 Jahre jünger als die Frauen.
 
RUSSLAND
IRAN
KASACHSTAN
TÜRKEI
SPANIEN
ALGERIEN
MAROKKO
LIBYEN
ÄGYPTEN
MALI
MAURETANIEN
NIGER
SUDAN
TSCHAD
NIGERIA
FRANKREICH
NORWEGEN FINNLAND
SCHWEDEN
UKRAINE
ÄTHIOPIEN
SOMALIA
MADAGASKAR
ANGOLA
TANSANIA
KENIADEMO-
KRATISCHE 
REPUBLIK 
KONGO
SÜDAFRIKA
NAMIBIA
SAUDI-
ARABIEN
WEST-
SAHARA
JAPAN
CHINA
INDIEN
MALAYSIA
INDONESIEN PAPUA 
NEU GUINEA
MONGOLEI
AUSTRALIEN
NEUSEELAND
PHILIPPINEN
SRI LANKA
VIETNAM
PORTUGAL
ISLAND
IRLAND
DÄNEMARK
ITALIEN
DEUTSCHLAND
POLEN
WEISSRUSSLAND
LITAUEN
LETTLAND
ESTLAND
MOLDAWIEN
BULGARIEN
RUMÄNIEN
NEPALPAKISTAN
OMAN
IRAK
SCHWEIZ
GRIECHENLAND
TSCHECHIEN
TUNESIEN
ÖSTERREICH
SLOWAKEI
UNGARN
NIEDER-
LANDE
BELGIEN
LUX.
GROSS-
BRITANNIEN
SWAZILAND
LESOTHO
GEORGIEN
SYRIEN
LIBANON
ISRAEL
JORDANIEN
ALBAN.
SLOWEN.KROAT.
SERB. & 
MONTEN.
MAZEDON.
BOSN.&
HERZ.
ARMENIEN ASER-
BEIDSCHAN
RUS.
ZYPERN
NORDKOREA
SÜDKOREA
THAILAND
MYANMAR
BHUTAN
LAOS
KAMBODSCHA
BANGLA-
DESCH
KIRGISIEN
TADSCHIKISTAN
USBEKISTAN
TURKMENISTAN
AFGHANISTAN
VEREINIGTE
ARABISCHE
EMIRATE
KUWAIT
KATAR
JEMENERITREA
DSCHIBUTI
UGANDA
SAMBIA
GABUN
KAMERUN
KONGO
ÄQUAT. 
GUINEA
ZENTRALAFR.
REPUBLIK
SENEGAL
GUINEA
BURKINA 
FASO
GAMBIA
GUINEA-
BISSAU
SIERRA LEONE
LIBERIA
ELFENBEINKÜSTE
GHANA
TOGO
BENIN
MOSAMBIK
BOTSWANA
MALAWI
SIMBABWE
BURUNDI
RUANDA
BRUNEI
INDIEN
TAIWAN
BAHREIN
SINGAPUR
MALTA
Berlin-Institut  25
KA
RT
EN
TE
IL
Lebenserwartung 
von Frauen in Jahren
49,9 und weniger
50 bis 59,9
60 bis 64,9
65 bis 69,9
70 bis 74,9
75 bis 79,9
mehr als 79,9
keine Angaben
Quelle: Population Reference Bureau, 
World Population Data Sheet 2004
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Wo der Segen zum Problem wird
Kinderzahlen
Nicht alle Kinder der Welt werden als Wunsch-
kinder geboren. In den meisten Entwicklungs-
ländern hätten Frauen Umfragen zufolge lieber 
weniger Kinder.12 Die Erfahrung aus Ländern, 
die vom Entwicklungsland zum Schwellenland 
geworden sind, zeigt, dass die Kinderzahlen 
sinken, sobald der Zugang zu sicheren Verhü-
tungsmitteln ermöglicht wird. Diese Länder 
können die Verlangsamung des Bevölkerungs-
wachstums zu einer wirtschaftlichen Entwick-
lung nutzen: Weil Staat und Familie weniger 
Kinder zu versorgen und mehr Mittel für In-
vestitionen haben, ergeben sich ökonomische 
Optionen. Selbst Bangladesch, das unter Ent-
wicklungsexperten lange als hoﬀ nungsloser 
Fall galt, erlebt heute einen für dortige Verhält-
nisse beeindruckenden Wirtschaftboom und 
gilt als jüngster der asia tischen „Tigerstaaten“. 
Demgegenüber stehen Länder wie der Jemen 
oder der Tschad, die sich als entwicklungs -
re sistent erweisen, weil das Bevölkerungs-
wachstum jede wirtschaftliche Entwicklung 
aufzehrt. Die höchsten Kinder zahlen weisen 
Niger und Somalia auf. In diesen Ländern, in 
denen die Bevölkerung schneller wächst als 
die Wirtschaft, sinkt der Lebensstandard der 
Menschen zwangsläuﬁ g immer tiefer. 
Demgegenüber sind die Kinderzahlen in allen 
Industrienationen mittlerweile unter das 
 „Ersatzniveau“ von 2,1 je Frau gesunken. 
Selbst für China, das menschenreichste Land 
der Welt, stehen deshalb die Zeichen lang-
fristig auf Schwund. Am wenigsten Kinder 
werden in der Ukraine, Südkorea und 
 Tschechien (jeweils 1,2) geboren. Südkorea 
hat damit in der letzten Jahrzehnten eine 
 radikale Umkehr der demograﬁ schen Ent-
wicklung erlebt, denn noch im Jahr 1953 lag 
die Kinderzahl des damals armen Entwick-
lungslandes bei 5,4.  
Entwicklung der Kinderzahl je Frau 
in ausgewählten Ländern
9
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Quelle: United Nations Population Division
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Durchschnittliche Kinderzahl 
je Frau im Jahr 2002
1,5 und weniger
1,51 bis 2,1
2,11 bis 2,99
3 bis 3,99
4 bis 4,99
5 bis 5,99
mehr als 5,99
keine Angaben
Quelle: Population Reference Bureau, 
World Population Data Sheet 2004
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Wo Wachstum an Grenzen stößt
Bevölkerungsentwicklung
Im zurückliegenden Jahrhundert hat die 
Menschheit das größte Wachstum der 
 Geschichte erlebt. Anfang der 1990er Jahre 
mehrte sich die Weltbevölkerung um die 
 Rekordziﬀ er von jährlich fast 90 Millionen 
Menschen. Seither geht der Zuwachs langsam 
zurück und wird für das Jahr 2004 auf 80 
Millionen geschätzt. 79 Millionen entfallen 
dabei auf die Entwicklungsländer. Die Ursache 
für das Abﬂ achen der Wachstumskurve liegt 
im Rückgang der Geburtenraten in nahezu 
allen Ländern der Welt. Doch obwohl die 
durchschnittliche Kinderzahl je Frau heute mit 
2,8 scheinbar nahe an jener Ziﬀ er von 2,1 liegt, 
die für eine langfristig stabile Bevölkerungs-
zahl notwendig wäre, wird die Zahl der Men-
schen weiter wachsen. Vor allem in den Ent-
wicklungsländern leben weit mehr junge als 
alte Menschen, darunter jene Mädchen, die 
erst noch ins fruchtbare Alter kommen und zu 
den Müttern von morgen werden. Sie werden 
im wesentlichen Größe und Zusammenset-
zung der künftigen Weltbevölkerung bestim-
men. In Ländern wie Niger und Malawi, wo 
eine angemessene Befriedigung der mensch-
lichen Grundbedürfnisse schon heute nicht 
gewährleistet ist, wird sich den Prognosen 
zufolge bis 2050 die Bevölkerung verdrei-
fachen. Zentralafrika wird zur am schnellsten 
wachsenden Region der Welt. Rein zahlen-
mäßig fällt das Wachstum der menschen-
reichen Länder Indien und Nigeria am meisten 
ins Gewicht. Nur im südlichen Afrika kehren 
sich die Zeichen um: Dort kündigt sich auf-
grund der Aids-Epidemie bis 2050 ein Bevöl-
kerungsschwund von 22 Prozent an.
In den Industrienationen wird der Trend zu 
immer weniger Kindern bald schon zu einem 
Rückgang der Bevölkerungszahlen führen. 
Allein Japan wird nach den Berechnungen der 
Vereinten Nationen bis 2050 rund 27 Millionen 
Menschen verlieren, Russland 25 Millionen. 
Wie groß die demograﬁ schen Verwerfungen 
zwischen entwickelter und weniger entwickel-
ter Welt dann sein werden, zeigt das Beispiel  
Europa. Während die 25 EU-Staaten bis 2050 
mit einem Rückgang von rund zehn Prozent zu 
rechnen haben, wird sich die Menschenzahl in 
den 25 EU-Hinterlandstaaten zwischen Afgha-
nistan und Marokko mehr als verdoppeln.
9
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Prognostizierte Bevölkerungs-
entwicklung 2004 bis 2050 in 
Prozent (mittleres Szenario)
– 20,1 und weniger
– 20 bis – 5,1
– 5 bis 0
0,1 bis 24,9
25 bis 74,9
75 bis 99,9
100 bis 149,9
150 bis 199,9
mehr als 199,9
keine Angaben
Quelle: Population Reference Bureau, 
World Population Data Sheet 2004
.
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 WER UNTERLÄUFT 
 DEN KONSENS VON KAIRO 
UND WARUM?
3
Die Opposition gegen internationale Fami-
lienplanungsprogramme und gegen die 
Beschlüsse von Kairo bildet keinen homo-
genen Block. Drei Akteure sind von beson-
derer Bedeutung: Erstens die Regierung 
der Vereinigten Staaten seit Amtsantritt 
des Präsidenten George W. Bush sowie 
einige einﬂussreiche US-Abgeordnete. 
Zweitens der Vatikan. Drittens Lobby-
gruppen der Christlichen Rechten, die bei 
Regierungen und Parlamenten in den USA 
und Europa für ihre Sache werben. Die 
Bandbreite der Argumente reicht dabei 
vom Verfall der Sitten durch freien Zugang 
zu Methoden der Familienplanung bis hin 
zur apokalyptischen Vision eines entvölker-
ten Planeten. 
3.1 Die US-amerikanische Politik 
unter George W. Bush
Als George W. Bush Anfang 2001 im Weißen 
Haus einzog, vollzog die US-Politik in Sachen 
Familienplanung eine Kehrtwende: Die 
Regierung von Bushs Vorgänger Bill Clinton 
hatte sich 1994 bei der Bevölkerungskonfe-
renz von Kairo aktiv für die Auﬀassung ein-
gesetzt, dass umfassende Aufklärung und 
Selbstbestimmung bei der Familienplanung 
zu den Menschenrechten gehören. Die USA 
hatten damals sogar auf den Vatikan einge-
wirkt, trotz dessen Vorbehalten dem Aktions-
programm zuzustimmen. Unter Bush dagegen 
halten die USA Gelder für internationale 
A R G U M E N T E  D E R  G E G N E R  (1)
„Familienplanung führt zum Verfall der Sitten“
Die Sorge um den Verfall von Sitte und Moral ist beispielsweise in den USA weit ver-
breitet. Die ethisch-moralische Haltung, die dahinter steht, beeinﬂusst wesentlich die 
Diskussion um die Umsetzung der Ziele von Kairo – in zwei Ausprägungen: Der weitest-
gehenden Ansicht nach darf Geschlechtsverkehr ausschließlich der Fortpﬂanzung die-
nen. Verhütungsmittel führen demnach zu losem Lebenswandel und „Promiskuität“. 
Letztere Position entspricht im wesentlichen der oﬃziellen Lehre der katholischen 
Kirche. Ebenso argumentieren auch viele Vertreter der Christlichen Rechten (zur Deﬁni-
tion der Christlichen Rechten siehe Kapitel 3.3). 
Verbreiteter ist jedoch die Auﬀassung, Verhütungsmittel seien zwar grundsätzlich zu-
lässig, aber nur im Rahmen der Ehe. Sex ohne Trauschein führe zum Verfall der Sitten und 
unterminiere die „natürliche Familie“. Außerdem sei er für andere gesellschaftliche 
„Verfallserscheinungen“ wie hohe Scheidungsraten und sinkende Kinderzahlen ver-
antwortlich. 
Diese Position liegt dem Konzept der sexuellen Enthaltsamkeit als einziger hundert-
prozentig sicherer Methode der Empfängnisverhütung wie auch des Schutzes vor sexuell 
übertragbaren Krankheiten zugrunde. Die Botschaft „Enthaltsamkeit allein“ wird vielen 
amerikanischen Jugendlichen im Rahmen staatlich geförderter Programme in und außer-
halb der Schule vermittelt (siehe Kapitel 4), sie hat aber auch in internationalen Familien-
planungsprogrammen Einzug gehalten (siehe Kapitel 6). Meist ist damit keinerlei Auf-
klärung über Verhütungsmittel verbunden, da die Befürworter des reinen Enthaltsam-
keits-Konzepts diese bereits als moralisch schädlich ansehen. 
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 WER UNTERLÄUFT 
 DEN KONSENS VON KAIRO 
UND WARUM?
Familienplanungsprogramme zurück, fördern 
Organisationen, die sexuelle Enthaltsamkeit 
fordern, und stellen die Ziele und Inhalte des 
Kairoer Abschlussdokuments in Frage.
Die Maßnahmen der Bush-Regierung fallen 
der schieren Größe und der Finanzkraft des 
Landes wegen besonders ins Gewicht. So 
sind die USA der wichtigste Geber im Bereich 
Bevölkerung, einschließlich Familienplanung 
und reproduktive Gesundheit. 2001 stellten 
sie nach Schätzungen des Niederländischen 
Interdisziplinären Demograﬁschen Instituts 
(NIDI) mit 951 Millionen Dollar 55 Prozent 
der Gelder, die von den 21 Geberländern  
und der EU insgesamt aufgebracht wurden.1 
Erfolg oder Misserfolg der internationalen 
Familienplanungsförderung hängen weit-
gehend von der amerikanischen Geberpolitik 
ab. Zudem haben die USA zumindest bis in 
die jüngste Vergangenheit für die meisten mit 
Entwicklungshilfegeldern geförderten staat-
lichen Programme die Verhütungsmittel 
bereit gestellt. Aus diesen Gründen nehmen 
die USA im vorliegenden Report besonders 
viel Raum ein.
Wie es dazu kam, dass heute in weiten Teilen 
Amerikas Sexualaufklärung als moralisch 
verwerﬂich betrachtet und Enthaltsamkeit als 
bevorzugtes Mittel der Familienplanung 
propagiert wird, beschreibt Kapitel 4. Wie 
sich die religiös fundierten Moralvorstellun-
gen der USA in der internationalen Politik 
auswirken, führt Kapitel 5 im Einzelnen auf.
Die Haltung der US-Administration zum 
Kairoer Aktionsprogramm zeigte sich nach 
dem Regierungswechsel etwa in der Perso-
nalpolitik. Dass eine neue Regierung wichtige 
politische Posten mit „eigenen“ Leuten be-
setzt, ist an sich nichts Besonderes. Unter 
George W. Bush kamen jedoch häuﬁg Geg- 
ner der Familienplanung auf Positionen, die  
für nationale wie auch für internationale 
Familienplanungsprogramme und für die 
Aids-Prävention von Bedeutung sind. 
Ein Beispiel ist die Besetzung des präsiden-
tiellen Aids-Beratungsstabes „Presidential 
Advisory Council on HIV/AIDS“ (PACHA). Das 
Gremium war 1995 von Bill Clinton gegrün-
det worden, um das Weiße Haus und die mit 
der Epidemie befassten Ministerien zu ihrer 
Aids-Strategie zu beraten. Bush berief drei 
ausgesprochene Gegner der Verwendung von 
Kondomen für die Aids-Prävention in den 
Beratungsstab: Joe McIlhaney etwa, den 
Leiter des „Medical Institute for Sexual 
Health“, das zu strikter Enthaltsamkeit bis  
zur Ehe als dem einzigen adäquaten Schutz 
vor sexuell übertragbaren Krankheiten und 
nichtehelicher Schwangerschaft rät,2 sowie 
die beiden Mediziner Tom Coburn und Louis 
Sullivan, deren Kandidatur die christlich-
rechten Organisationen „Focus on the Family“ 
und „Family Research Council“ unterstützt 
hatten.3 Coburn, ein ehemaliger republika-
nischer Kongressabgeordneter aus Oklahoma, 
setzt die Versagensquote von Kondomen  
bei 20 Prozent an.4 (Über alle in diesem 
Zusammenhang wichtigen Organisationen 
informiert das Glossar auf Seite 66.)
A R G U M E N T E  D E R  G E G N E R  ( 2 )
„Familienplanung verletzt die Menschenrechte“
Steve Mosher5 vom „Population Research Institute“, einem Ableger der christlich-rechten 
Lobbygruppe „Human Life International“, weist immer wieder auf Menschenrechtsver-
letzungen im Zusammenhang mit Familienplanungsprogrammen hin.6 China steht dabei 
im Zentrum der Debatte. Die chinesische Ein-Kind-Politik zwang in den Städten lebende 
Frauen, die ein zweites Kind erwarteten, zumindest in der Vergangenheit zu Abtreibung 
und Sterilisation, während auf dem Land zwei Kinder erlaubt sind. Aus der Tatsache, dass 
der UN-Bevölkerungsfonds (UNFPA) Programme in China betreibt und dabei mit der 
Regierung zusammen arbeitet, leitet Mosher ab, UNFPA sei in diese die Menschenrechte 
missachtende Praxis verstrickt.
Konkrete Belege dafür gibt es allerdings nicht. UNFPA versucht vielmehr, mit Hilfe von 
Angeboten zur Familienplanung den Frauen in 32 ausgewählten chinesischen Land-
kreisen, in denen die staatlich vorgegebene Quote sogar ausgesetzt wurde, langfristig die 
Zahl der Abtreibungen zu senken (siehe dazu auch Kapitel 5). Dennoch beruft sich etwa 
der republikanische Kongressabgeordnete Chris Smith bei seinen Bemühungen, UNFPA 
die ﬁnanzielle Unterstützung der USA zu entziehen, auf die Erkenntnisse des „Population 
Research Institute“.
In ähnlicher Weise argumentiert auch Austin Ruse, Präsident des christlich-rechten 
„Catholic Family and Human Rights Institute“, gegen die Tätigkeit von UNFPA: Als der 
Bevölkerungsfonds während des Kosovo-Krieges die albanischen Flüchtlingslager mit 
Verhütungsmitteln versorgte, warf Ruse ihm vor, sich auf Einladung des damaligen 
jugoslawischen Präsidenten Slobodan Milosevic an „ethnischen Säuberungen“ zu betei-
ligen, durch gezielte Reduzierung der hohen Geburtenraten unter der albanischen 
Bevölkerung.7
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Als Koordinatorin für internationale Frauen-
fragen berief Bush Charlotte Ponticelli. Diese 
hatte sich unter der Regierung Bush senior 
als Direktorin für Menschenrechte und Frau-
enfragen in der Abteilung für internationale 
Organisationen im US-Außenministerium 
erfolgreich dagegen eingesetzt, dass die USA 
die UN-Konvention gegen die Diskriminie-
rung von Frauen (CEDAW) unterzeichneten.8
Als Gesundheitsminister hatte George W. 
Bush im Dezember 2000 Tommy Thompson 
berufen, ehemals Gouverneur von Wisconsin 
und als Gegner umfassender Sexualaufklä-
rung bekannt. Anfang 2002 gab die Regie-
rung bekannt, künftig sei nicht mehr das 
Außenministerium, sondern das Gesund-
heitsministerium für die Vorbereitung und 
personelle Besetzung internationaler Kon-
ferenzen zuständig, wenn es dabei um repro-
duktive Gesundheit gehe.9 Außenminister 
Colin Powell, dessen Kompetenzbereich 
damit beschnitten wurde, hatte sich wieder-
holt für Kondome in der Aids-Prävention 
ausgesprochen, beispielsweise im Jugend-
sender MTV.10 Im Mai 2002 leitete Gesund-
heitsminister Thompson die US-Delegation 
beim Sondergipfel der Vereinten Nationen 
über die Rechte des Kindes, wo er für mehr 
Enthaltsamkeits-Erziehung eintrat.11 
Gegen den Widerstand von Außenminister 
Colin Powell versuchte das Weiße Haus 
außerdem, John M. Klink als zuständigen 
Staatssekretär für Bevölkerung, Flüchtlings-
wesen und Migration im Außenministerium 
durchzusetzen. Der irisch-amerikanische 
Katholik Klink ist gegen Kondome als Mittel 
der Aids-Prävention und hatte diese Position 
bereits als früheres Mitglied der vatika-
nischen Delegation bei den Vereinten Natio-
nen vertreten. Klinks Nominierung wurde erst 
nach öﬀentlichen Protesten fallen gelassen. 
Dennoch begleitete er die amerikanische 
Delegation zu mehreren UN-Tagungen, wie 
der 5. Asiatischen und Paziﬁschen Bevölke-
rungskonferenz (2002) und der UN-Kinder-
rechtskonferenz (2002).12, 13
Nicht nur in der Regierung der Vereinigten 
Staaten von Amerika, auch im Kongress 
sitzen einige entschiedene und einﬂussreiche 
Gegner des Aktionsprogramms von Kairo – 
und nicht erst, seit Bush regiert. Schon seit 
rund zwanzig Jahren versuchen republika-
nische Abgeordnete – mit wechselndem 
Erfolg, aber immer wieder –, dem Bevölke-
rungsfonds der Vereinten Nationen (UNFPA) 
die amerikanischen Beiträge zu entziehen 
(siehe Kapitel 5). Wichtigstes Argument: 
Diese Organisation unterhalte Programme in 
China, sei also indirekt an den staatlich ver-
ordneten Zwangsabtreibungen und -sterilisa-
tionen beteiligt (siehe Kasten „Familien-
planung verletzt die Menschenrechte“).
Eine der treibenden Kräfte hinter diesen 
Bestrebungen ist Chris Smith, Republikaner 
aus New Jersey. Er gehört seit 1981 dem 
Repräsentantenhaus an und hat sich dort auf 
die Gebiete Kriegsveteranen, Menschenrech-
te und internationale Beziehungen speziali-
siert. Seiner Ansicht nach unterstützt der UN-
Bevölkerungsfonds aktiv Zwangspraktiken.14
A R G U M E N T E  D E R  G E G N E R  ( 3 )
„Familienplanung bahnt den Weg für mehr Abtreibungen“
In der politischen Debatte wird Familienplanung häuﬁg mit Schwangerschaftsabbruch 
gleichgesetzt. Nichtstaatlichen Organisationen und Lobbygruppen, die sich für Familien-
planung einsetzen, wird unterstellt, sie träten in Wirklichkeit für die Legalisierung und die 
freie Verfügbarkeit von Schwangerschaftsabbrüchen ein. 
Der Vatikan veröﬀentlichte im April 2003 ein 900 Seiten starkes Buch mit dem Titel 
„Lexicon – Zweideutige und umstrittene Begriﬀe zu Familie, Leben und ethischen 
Fragen“.
 
Es beschreibt die ideologischen Ziele, die sich angeblich hinter der einschlä-
gigen Terminologie verbergen: Ein Ausdruck wie „reproduktive Gesundheit“ zum Beispiel 
sei nichts anderes als ein internationales Codewort für das Propagieren der Abtrei- 
bung.15, 16 Ähnlich argumentieren auch viele Lobbygruppen der Christlichen Rechten in 
den USA, beispielsweise das „Family Research Council“.17
Viele internationale Hilfsorganisationen vertreten die Meinung, die Legalisierung der Ab-
treibung vermindere das hohe gesundheitliche Risiko für Frauen, die den Eingriﬀ sonst 
illegal, also meist unter ungünstigen hygienischen Bedingungen und ohne medizinische 
Sachkenntnis, vornehmen lassen. Aus diesem Grund ﬁnden sich die meisten dieser Orga-
nisationen auf Seiten der Abtreibungsbefürworter. Einzelne bieten Schwangerschafts-
abbrüche sogar an, um die Zahl der gesundheitsgefährdenden Eingriﬀe zu mindern.
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A R G U M E N T E  D E R  G E G N E R  (4)
„Kondome schützen nicht“
3.2 Die Politik des Vatikan
„Das Aids-Virus ist etwa 450 Mal kleiner als 
ein Spermium“, sagte am 12. Oktober 2003 
der kolumbianische Kardinal Alfonso López 
Trujillo in einem Film des britischen Fernseh-
senders BBC One: „Schon das Spermium 
passt leicht durch das ‚Netz‘, das von dem 
Kondom gebildet wird“.18 Kondome würden 
also nicht vor Ansteckung schützen, wie 
immer behauptet werde, folgerte der Kardi-
nal und forderte, die Gesundheitsministerien 
müssten deshalb Warnhinweise auf Kondom-
packungen drucken lassen, wie es bei Ziga-
retten auch Vorschrift ist. 
Diese Fehlinformation gehört zwar nicht zur 
oﬃziellen Lehre der katholischen Kirche. 
Aber Trujillo ist einer der dienstältesten 
Kardinäle in Rom und verfügt als Vorsitzen-
der des Päpstlichen Rates für die Familie 
über großen Einﬂuss. In seiner grundsätz-
lichen Ablehnung von Verhütungsmitteln 
weiß er sich zudem auf einer Linie mit dem 
Papst. Johannes Paul II. hat sich immer 
wieder entschieden gegen jede Form von 
Verhütung und Familienplanung gewandt. 
Diese öﬀnen aus seiner Sicht Tür und Tor  
für Dekadenz und Sittenverfall. Sex gehöre 
allein in die Ehe, denn diese sei die einzige 
„gottgewollte“ Verbindung.
Damit führt der Papst eine historische Tradi-
tion weiter: Der Gedanke, das Leben beginne 
mit der Empfängnis und deshalb sei es un-
moralisch, die Entstehung neuen Lebens zu 
verhindern, wurde von dem Kirchenlehrer 
Augustinus im Jahre 400 n. Chr. entwickelt, 
stammt also aus vorwissenschaftlicher Zeit.19 
Für die katholische Kirche ist Enthaltsamkeit 
während der fruchtbaren Tage der Frau bis 
heute die einzig „natürliche“ und moralisch 
vertretbare Methode der Empfängnisver-
hütung. Nach dieser Deﬁnition gelten selbst 
Kondome als „künstliche“ Zeugungsschranke.
Als Anfang der 1960er Jahre die Pille auf den 
Markt kam, hoﬀten katholische Paare auf der 
ganzen Welt, der Vatikan würde diesen medi-
zinischen Fortschritt gutheißen und sie von 
einer schweren Last befreien. Denn die Pille 
verhindert den Eisprung, so dass es gar nicht 
erst zu einer möglichen Empfängnis kommt. 
Doch Papst Paul VI. sprach in der Enzyklika 
„Humanae vitae“ auch über die oralen Kontra-
zeptiva den Bann aus: Nichts dürfe die Ent-
stehung eines Kindes verhindern, das aus  
der ehelichen geschlechtlichen Vereinigung 
hervorgehen könnte.20
Im „Lexicon“ des Vatikans ist zu lesen, das Verteilen von Kondomen helfe nicht, die Aids-
Epidemie einzudämmen, da Kondome nicht vor sexuell übertragbaren Krankheiten 
schützten. Die Erreger könnten durch winzig kleine Löcher im Latexmaterial dringen, wie 
sie etwa bei der Produktion entstünden.21, 22  Weil Kondome nicht hundertprozentig vor 
ungewollter Schwangerschaft und Geschlechtskrankheiten schützen, bleibt nach Ansicht 
von Enthaltsamkeits-Befürwortern sexuelle Abstinenz die einzig sichere Alternative. 
Manche geben die Versagensquoten von Präservativen mit bis zu 20 Prozent an.
Tatsächlich können Kondome in sehr seltenen Fällen Materialfehler aufweisen, und sie 
können durch Alterung, falsche Lagerung oder Handhabung beschädigt werden. Wenn 
sie jedoch vollkommen korrekt angewendet werden und ausnahmslos bei jedem hetero-
sexuellen Kontakt zum Einsatz kommen, schützen sie mit etwa 97-prozentiger Wahr-
scheinlichkeit vor einer Empfängnis: Laut Weltgesundheitsorganisation WHO kommt es 
bei jenen, die angeben, Kondome absolut korrekt anzuwenden, in etwa drei Prozent der 
Fälle binnen eines Jahres zu einer Schwangerschaft. Beim „typischen“ Gebrauch kann 
diese Quote nach WHO-Angaben auf 14 Prozent ansteigen, dafür sei jedoch ausschließ-
lich „menschliches Versagen“ verantwortlich. Letzteres beeinﬂusst indes auch die 
Versagensquote der sexuellen Abstinenz. 
Studien an Paaren, bei denen ein Partner HIV-positiv ist, haben ergeben, dass sich bei 
vollkommen korrekter Anwendung von Kondomen weniger als ein Prozent der Gesunden 
jährlich neu ansteckt.23 Die US-Gesundheitsbehörde NIH und das US-Kontrollzentrum für 
Krankheiten (CDC) haben im Juni 2000 gemeinsam mit der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) alle erhältlichen wissenschaftlichen Publikationen zum Thema Kondomsicherheit 
und Geschlechtskrankheiten gesichtet und in einem Bericht zusammengefasst. Danach 
ist Latex generell undurchlässig für Partikel jeder Größe, die in den Sekreten der Ge-
schlechtsorgane vorkommen können. Sie halten selbst den kleinsten Erreger einer sexuell 
übertragbaren Krankheit, das Hepatitis-B-Virus, zurück. Die korrekte Verwendung von 
Kondomen bei jedem Verkehr senkt das Risiko, sich mit HIV anzustecken. Ebenso das 
Risiko für Männer, sich mit Gonorrhoe zu inﬁzieren. Vor Erregern wie den Papillomaviren, 
die per Hautkontakt übertragen werden, schützen Kondome nicht unbedingt, da sie die 
befallenen Stellen möglicherweise nicht abdecken. Für die WHO heißt das, dass trotz ei-
niger noch ungeklärter Fragen Kondome in der Aids-Prävention weiterhin „zwingend“ die 
Hauptrolle spielen.24
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Im praktischen Alltag setzt sich die Lehrmei-
nung der Kirche jedoch nicht auf breiter Basis 
durch. Eine Studie im Auftrag der Organisa-
tion „Catholics for a Free Choice“ zeigt, wie 
sehr die Kirche damit im Widerspruch zu den 
Überzeugungen der meisten Katholiken steht: 
In Mexiko stimmten beispielsweise 91 Pro-
zent der befragten Katholiken der Aussage 
zu, dass Erwachsene Zugang zu Verhütungs-
mitteln haben sollten.25 Auch katholische 
Praktiker der Entwicklungszusammenarbeit 
beteiligen sich an Programmen, in denen 
Pille und Kondome als Mittel der Familien-
planung propagiert und verteilt werden.
Dennoch: Roms Lehrmeinung bestimmt 
wesentlich die Arbeit der Priester in den 
Gemeinden. Zudem hat der Vatikan politi-
sches Gewicht: Er ist in vielen internatio-
nalen Organisationen repräsentiert, unter 
anderem in den Vereinten Nationen. Die 
katholische Kirche ist somit weltweit die 
einzige religiöse Institution mit einer natio-
nenähnlich oﬃziellen Stellung. 
Die Vorbehalte des Vatikans bei der Kairoer 
Bevölkerungskonferenz von 1994 galten vor 
allem der Frage der Abtreibung, waren jedoch 
nicht darauf beschränkt. Bei der Vorberei-
tungskonferenz in New York wandte sich der 
Vatikan massiv gegen den Satz „Kondome 
schützen vor Aids“ und blockierte damit,  
weil das Konsensprinzip gilt, über Tage hin-
weg das Fortkommen der Vorbereitungen.26 
Ähnlich massiv trat der Heilige Stuhl vor und 
in Kairo gegen Sexualaufklärung für Jugend-
liche auf.
Indessen gibt es innerhalb der katholischen 
Kirche auch Anzeichen für einen Wandel.  
Der belgische Kardinal Godfried Danneels, 
der als einer der möglichen Nachfolger des 
Papstes im Gespräch ist, spricht sich zum 
Beispiel nicht prinzipiell gegen Kondome aus. 
Auch er hält zwar Abstinenz für die beste 
Vorbeugung gegen Aids. Wenn jedoch HIV-
Inﬁzierte ungeschützten Geschlechtsverkehr 
hätten, argumentiert Danneels, verstoße dies 
gegen das sechste Gebot („Du sollst nicht 
töten“). Sich vor Krankheit oder Tod zu schüt-
zen, könne moralisch nicht gleich bewertet 
werden wie Kondome zur Geburtenkontrolle 
zu benutzen.27 Der britische Kardinal Keith 
O’Brian geht noch weiter: Er fordert eine 
Debatte über das generelle Verhütungsverbot 
der Kirche.28 Welche Fraktion sich künftig 
durchsetzt, hängt entscheidend davon ab, 
wer dereinst als Nachfolger von Papst  
Johannes Paul II. gewählt wird.
 
A R G U M E N T E  D E R  G E G N E R  ( 5 )
„Familienplanung bedroht die Rolle der Frau als  
Ehegattin und Mutter“
Aufklärung und Zugang zu Verhütungsmitteln versetzen Frauen in die Lage, selbst über 
ihre Kinderzahl zu entscheiden. Dies ist ein wichtiger Schritt auf dem Weg zur Gleich-
berechtigung. Daher streicht auch das Kairoer Aktionsprogramm heraus, eine stärkere 
Position der Frauen sei ein entscheidender Faktor in internationalen Familienplanungs-
programmen.
Die Gegner dieser Programme wenden sich nicht explizit dagegen, die Position von 
Frauen auf der ganzen Welt zu verbessern. Der Vatikan setzt sich sogar dafür ein. Die 
Gleichstellung von Mann und Frau ist damit allerdings nicht gemeint. Vielmehr betont der 
Vatikan immer wieder, es liege in der Natur der Frau, anderen zu helfen und sie sei daher 
berufen, eine besondere Rolle als Ehefrau und Mutter auszuüben. Diese Position inner-
halb der traditionellen Familie dürfe nicht gefährdet werden. Eine Gefährdung sieht der 
Vatikan jedoch gerade in den sexuellen und reproduktiven Rechten, wie sie in Kairo 
beschlossen worden sind. Frauen das Recht auf die Kontrolle ihrer Sexualität zuzugeste-
hen legitimiert aus Sicht des Vatikans Promiskuität, Abtreibung und Homosexualität.29
Auch innerhalb der amerikanischen Christlichen Rechten sind vergleichbare Ansichten 
verbreitet. So macht die Organisation „Concerned Women for America“ den Feminismus 
und dessen Vorstellung von sexueller Aktivität „ohne Konsequenzen“ für alle möglichen 
gesellschaftlichen Übel verantwortlich, etwa sinkende Heirats- und Geburtenraten sowie 
die wachsende Zahl unverheirateter Paare.30 Das Frauenbild der Christlichen Rechten 
zeigt sich auch am Beispiel des Widerstandes gegen die UN-Konvention zur Beendigung 
der Diskriminierung von Frauen (CEDAW): Als 2002 der Senat in Washington debattierte, 
ob die USA dieses Dokument unterzeichnen sollten, gab es kaum grundsätzliche Einwän-
de. Dann lancierte die christlich-rechte Organisation „Focus on the Family“ eine Gegen-
kampagne. Sie verbreitete, vor allem über den Rundfunk, die Vereinten Nationen stellten 
sich gegen die Mutterschaft und propagierten stattdessen Abtreibung, Sterilisation und 
lesbische Lebensformen. Andere Organisationen wie das „Catholic Family and Human 
Rights Institute“ schlossen sich an. Diese Kampagne trug dazu bei, dass die USA die Kon-
vention bis heute nicht unterzeichnet haben.31
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3.3 Die Christliche Rechte: 
Die Bibel beim Wort nehmen
Nicht nur katholische Organisationen, son-
dern auch fundamentalistische Gruppen 
protestantischen Ursprungs nehmen Einﬂuss 
auf die internationale Politik in Sachen Fami-
lienplanung und reproduktive Rechte. In den 
USA dominieren diese Gruppen die Debatte. 
Der protestantische Fundamentalismus in 
den Vereinigten Staaten entwickelte sich am 
Ende des 19. und zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts. Er bekämpfte die historisch-kritische 
Methode der Bibelauslegung, die Evolutions-
theorie, das neue naturwissenschaftliche 
Weltbild, die aufkommende Psychologie und 
den Liberalismus. Stattdessen und gegen  
die Aufklärung im Kant’schen Sinne propa-
gierte der Fundamentalismus eine Reduktion 
des Christentums und des Glaubens auf 
wenige „Fundamentalien“. Diese glaubte  
man faktisch-wissenschaftlich aus der als 
„unfehlbar“ und „fehlerlos“ eingestuften 
Bibel erheben zu können.
Die heutigen Fundamentalisten bilden keine 
homogene Gruppe. Einige enthalten sich wie 
zu Beginn der Bewegung politischer Äuße-
rung. Die große Mehrheit meldet sich jedoch 
deutlich zu Wort. Der Fundamentalismus 
verbindet Menschen unterschiedlicher pro-
testantischer Kirchen, doch kann er auch 
Zweckbündnisse mit konservativen Katho-
liken, Mormonen oder Juden eingehen. Er ist 
besonders im Süden der USA ausgeprägt, wo 
die größte protestantische Kirche der USA, 
die „Southern Baptist Convention“, seit 25 
Jahren mehr und mehr von Fundamentalisten 
dominiert wird. Im Jahre 2000 wurde dort 
ein neues Glaubensbekenntnis eingeführt, 
das die Frauen verpﬂichtet, sich den Männern 
unterzuordnen („gracefully submissive to the 
servant leadership of their husbands“) und 
Frauen vom Pastorenamt ausschließt. 
Aufgrund der Annahme von „Unfehlbar- 
keit“ und „Fehlerlosigkeit“ der Heiligen 
Schrift ersetzt der Fundamentalismus die 
Darwin’sche Evolutionstheorie durch eine 
„Schöpfungswissenschaft“, auch „Kreationis-
mus“ genannt. Danach sind das Universum, 
die Welt und alle Lebewesen von Gott in 
sechs Tagen à 24 Stunden erschaﬀen, wie es 
der erste Schöpfungsbericht der Genesis 
erzählt. Eine ausgeprägte Endzeiterwartung, 
die eng mit einer besonderen Bedeutung des 
Staates Israel verknüpft ist, kennzeichnet den 
Fundamentalismus. Seine Anhänger sind der 
Meinung, dass Amerika in die befürchtete 
allgemeine Abwärtsentwicklung der Ge-
schichte nicht einbezogen werde, wenn man 
dem moralischen Verfall Einhalt gebiete. 
Daher engagieren sich die Fundamentalisten 
sowohl aus religiösen wie auch aus patrio-
tischen Gründen politisch in der Republika-
nischen Partei, um die besondere Rolle der 
USA zu wahren. Nur so lassen sich ihrer Auf-
fassung nach „Modernismus“, „Liberalismus“ 
und „säkularer Humanismus“ bekämpfen.32
Früher waren die Fundamentalisten welt-
abgewandte religiöse Gemeinschaften und 
betrachteten die Politik als schmutziges 
Geschäft, von dem man sich fern zu halten 
habe. Von Beginn der 1970er Jahre an 
wandelte sich diese Einstellung allerdings.
Politisiert und mobilisiert wurden die Fun-
damentalisten von der Bewegung der Christ-
lichen Rechten, die damals aufkam. Einer  
der Hauptgründe dafür liegt in dem Urteil  
des Obersten Verfassungsgerichts, das 1973  
den Schwangerschaftsabbruch legalisierte 
(siehe Kapitel 4.3). Die Christliche Rechte 
kämpfte jedoch nicht nur dagegen, sondern 
ganz allgemein für die Wiederherstellung  
der Moral und für die Verteidigung der „natür-
lichen Familie“. Aus dieser Grundwerte-
Debatte hat sich in den USA ein wahrer 
Kulturkampf entwickelt.
Die Christliche Rechte setzt sich heute unter 
anderem dafür ein, den Zugang zu umfassen-
der Sexualaufklärung und Verhütung im 
eigenen Land zu beschränken. Sie stellt sich 
auch gegen Sex außerhalb der Ehe, gegen 
Homosexualität und gegen alle Lebensent-
würfe, die vom Schema der klassischen Kern-
familie abweichen.
In den 1980er Jahren traten mehrere Organi-
sationen der Christlichen Rechten auf den 
Plan.33 Die Aktionsgruppe „Moral Majority“ 
(Moralische Mehrheit), ein Zusammenschluss 
von Christen unterschiedlicher Ausrichtun-
gen, von Mormonen und Juden, wurde 1979 
von dem baptistischen Prediger Jerry Falwell 
ins Leben gerufen. Sie unterstützte im 
Wahljahr 1980 öﬀentlichkeitswirksam die 
Konservativen und half dadurch mit, den 
Republikaner Ronald Reagan ins Weiße Haus 
zu bringen.34
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Die „Moral Majority“ löste sich 1989 auf.  
Im gleichen Jahr gründete der gescheiterte 
Präsidentschaftskandidat Pat Robertson die 
„Christian Coalition of America“ (CC) als 
„vereinigte Stimme der Familien in Amerika“. 
Am Beispiel der CC lässt sich verdeutlichen, 
wie sich die Art der Einﬂussnahme der Christ-
lichen Rechten in jüngster Zeit verändert hat: 
Sie üben nicht mehr Druck von außen aus, 
sondern sind mittlerweile ein etablierter  
Teil der Republikanischen Partei,35 wo sie 
nach einer Schätzung der Zeitschrift „The 
Economist“ etwa ein Sechstel bis ein Fünftel 
der Mitglieder ausmachen.36
Die amerikanische Zeitschrift „Fortune“ 
erstellt regelmäßig eine Rangliste der ein-
ﬂussreichsten Lobbygruppen in den USA. 
Darin belegte CC 1998 den siebten Platz. In 
den darauf folgenden Jahren rutschte die 
Organisation nach hinten und war im Jahre 
2001 auf Platz 65 angelangt. Dieser schein-
bare Machtverlust erklärt sich jedoch haupt-
sächlich dadurch, dass Funktionäre der  
CC inzwischen wichtige Positionen in der 
Republikanischen Partei einnahmen. So 
wurde Ralph Reed, der bis 1997 die Christian 
Coalition geleitet hatte, Chef der Republika-
ner im Bundesstaat Georgia.37 Im Wahlkampf 
2004 fungiert er als Regionalkoordinator  
für den Süden der Vereinigten Staaten.38
Die katholische Organisation „Human Life 
International“ (HLI), im Jahre 1981 von einem 
amerikanischen Benediktinerpater gegrün-
det, setzt sich rund um den Globus gegen 
Aufklärung und Familienplanung ein. Nach 
eigener Deﬁnition ist HLI „die größte inter-
national tätige Pro-Leben, Pro-Familie, Pro-
Frauen-Organisation der Welt“. HLI unterhält 
59 „Satellitenbüros“ in 51 Ländern. Deren 
Mission besteht darin, gegen Abtreibung, 
Verhütung, Sexualerziehung und den „Zerfall 
der Familie“ zu kämpfen. Auf ihrer Homepage 
schreibt die Organisation beispielsweise, sie 
habe durch ihre Arbeit in Tansania darauf 
aufmerksam machen können, dass tansa-
nische Jugendliche von den Vereinten Natio-
nen zur Benutzung defekter Kondome ge-
zwungen würden. Darauf hin seien angeblich 
zehn Millionen Kondome vernichtet worden.39 
HLI unterhält auch in vielen europäischen 
Ländern Büros und versucht in letzter Zeit 
vermehrt, den Widerstand gegen die repro-
duktiven Rechte auch in Osteuropa auf die 
politische Tagesordnung zu setzen, etwa mit 
einer „Familienkonferenz“ in Kiew.40 
Human Life International hat 1997 das  
„Catholic Family and Human Rights Institute“ 
(C-Fam) mit Sitz in New York gegründet, um 
Lobbyarbeit bei den Vereinten Nationen zu 
betreiben. Diese Gründung erfolgte im Zuge 
eines verstärkten Engagements christlich-
rechter Organisationen auf internationaler 
Ebene. Viele dieser Organisationen haben 
früher die UN grundsätzlich abgelehnt, 
betrachten sie jedoch inzwischen als Forum, 
um ihre Interessen durchzusetzen. Austin 
Ruse, der Vorsitzende von C-Fam, arbeitet 
beispielsweise auf eine Zusammenarbeit  
mit konservativen Moslems und Juden hin, 
um die „natürliche Familie“ weltweit zu 
verteidigen.41 C-Fam hat eine Forschungs- 
gruppe ins Leben gerufen, die Weißbücher 
darüber veröﬀentlicht, welche Unterorga- 
nisationen der UN und sonstigen Instituti-
onen „die Familie, die Ungeborenen, den 
Glauben und die nationale Souveränität 
direkt bedrohen“.42 
Ebenfalls aus HLI hervorgegangen und mit 
dieser Gruppe weiter in Verbindung ist das 
„Population Research Institute“ (PRI) mit 
Sitz in Front Royal im Bundesstaat Virginia.43 
Unter seinem Präsidenten Steve Mosher 
konzentriert es sich ebenfalls auf internatio-
nale Bevölkerungspolitik, insbesondere dar-
auf, den „Mythos Übervölkerung“ zu wider-
legen (siehe Kasten „Familienplanung gefähr-
det das Weiterbestehen der Menschheit“) 
und auf vermeintliche Verstöße gegen die 
Menschenrechte im Rahmen von Familienpla-
nungsprogrammen aufmerksam zu machen 
(siehe Kasten „Familienplanung verletzt die 
Menschenrechte“). Das PRI unterstützt den 
Widerstand gegen die amerikanischen Zah-
lungen an den UN-Bevölkerungsfonds wegen 
dessen Tätigkeit in China: Im Jahre 2002 
hatte das Institut 140 Organisationen mobili-
siert, um in einem gemeinsamen Brief an 
Präsident Bush auf eine angebliche Finanzie-
rung von Zwangsabtreibungen aufmerksam 
zu machen. Die protestantische Glaubens-
gemeinschaft Southern Baptist Convention 
gehörte ebenso zu den Unterzeichnern wie 
die Heilsarmee und das „Family Research 
Council“.44
Das „Family Research Council“ wurde 1983 
von „Focus on the Family“ als politische 
Bildungsorganisation eingerichtet, ist aber 
mittlerweile nominell unabhängig. Es wendet 
sich gegen Abtreibung und gegen Kondome 
in der Aids-Bekämpfung.45 Die von James 
Dobson 1983 gegründete Organisation 
„Focus on the Family“ verfügt ebenfalls  
über beträchtlichen politischen Einﬂuss und 
betreibt eigene Radioprogramme.46 Sie hat 
sich beispielsweise mit Erfolg dagegen 
gewandt, dass die USA die UN-Konvention 
zur Beendigung der Diskriminierung von 
Frauen (CEDAW) unterzeichneten (siehe 
Kasten „Familienplanung gefährdet die  
Rolle der Frau“).
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Die in Washington ansässige Frauenorganisa-
tion „Concerned Women for America“ (CWA), 
1979 von Beverly LaHaye zur „Umsetzung 
biblischer Werte in der Politik“47 gegründet, 
führt die antifeministische Bewegung in den 
USA an. CWA ist den Vereinten Nationen 
gegenüber sehr kritisch eingestellt, wurde 
jedoch in den 1990er Jahren ebenfalls auf 
internationaler Ebene aktiv, um ihre Ziele 
besser vertreten zu können.48
In Europa wird der Widerstand der christlich-
rechten Lobbygruppen gegen die repro-
duktiven Rechte praktisch nicht wahr ge-
nommen. Doch durch den Einﬂuss, den diese 
Gruppen auf die jetzige US-Regierung aus-
üben erstreckt sich ihr Wirken auch auf  
Familienplanungsprogramme rund um den 
Globus. Überdies werden manche dieser 
Gruppen seit kurzem auch in Europa aktiv 
(siehe Kapitel 7). 
3.4 Interreligiöse Allianzen
Es mutet paradox an, aber manche christlich-
rechten Gruppen streben eine Zusammenar-
beit mit islamischen Organisationen und 
Regierungen an, um gegen den Konsens von 
Kairo anzugehen. Denn in Sachen Aufklärung 
und Familienplanung stimmen christliche 
und islamische Kräfte gelegentlich überein. 
Auf internationaler Ebene gibt es auch An-
sätze zu Kooperationen. 
Auslöser waren die Verhandlungen im Verlauf 
der Kairoer Bevölkerungskonferenz 1994. 
Weil der Vatikan sich dort mit seiner Position 
isoliert sah, hatte er die Zusammenarbeit mit 
konservativen islamischen Ländern wie dem 
Iran und Libyen gesucht.49 Die Allianz konnte 
einige Veränderungen des Abschlussdoku-
ments in ihrem Sinne erzielen.
Dieses Vorgehen inspirierte die Christliche 
Rechte. Austin Ruse, Präsident des „Catholic 
Family and Human Rights Institute“ (C-Fam), 
sah darin eine Chance für die internationale 
Durchsetzungsfähigkeit eigener Grund-
werte.50, 51 Ein Gedanke, der schließlich in  
die Organisation des „World Congress of 
Families“ (Weltfamilienkongress) mündete: 
Seit 1997 ﬁnden in regelmäßigen Abständen 
Zusammenkünfte von Vertretern aller mono-
theistischen Religionen statt, um den Kampf 
um den Erhalt der „natürlichen Familie“ zu 
koordinieren. Neben C-Fam unterstützt auch 
die Frauenorganisation „Concerned Women 
for America“ und das „Family Research 
Council“ den Kongress. Ob sich aus diesen 
Veranstaltungen allerdings eine langfristige 
interreligiöse Allianz entwickelt, bleibt abzu-
warten. Dagegen spricht, dass die amerika-
nischen Christen zahlenmäßig immer noch 
dominieren. Beim zweiten Kongress 1999 in 
Genf etwa konnten einige Moslems, aber 
kaum Juden zur Teilnahme bewegt werden. 
Zudem gibt es inhaltliche Diﬀerenzen: So 
hatten Vertreter der Entwicklungsländer 
Probleme mit der Deﬁnition der „natürlichen 
Familie“, die für die Amerikaner aus einem 
Ehepaar mit Kindern besteht, während in 
vielen afrikanischen und islamischen Län-
dern die „erweiterte Familie“ mit mehreren 
Ehefrauen und/oder Teilen der Verwandt-
schaft verbreitet ist.52
Projizierte Bevölke-
rungsentwicklung 2000 
bis 2050 (Quelle: United 
Nations Population 
Division, 2003)
Die Weltbevölkerung wächst weiter – 
aber wie lange noch?
Die Demografen der UN-Bevölkerungsabteilung 
haben für diese Bevölkerungsprojektionen jeweils 
unterschiedliche Annahmen zugrunde gelegt: Nach 
der hohen Variante geht die durchschnittliche Kinder-
zahl je Frau von heute weltweit 2,8 bis 2050 auf  
2,5 zurück, nach der mittleren Variante auf 2,0 und 
nach der niedrigen sogar auf 1,5 – also deutlich unter  
das sogenannte Ersatzniveau von 2,1, das für eine 
langfristig stabile Bevölkerungszahl notwendig wäre. 
Generell wird die mittlere Variante in der Öﬀentlich-
keit als die wahrscheinlichste angesehen. Die kon-
stante Variante, die das höchste Bevölkerungswachs-
tum nach sich ziehen würde, beruht auf der als un-
realistisch erachteten Annahme, dass die durch-
schnittlichen Kinderzahlen in allen Ländern auf dem 
heutigen Niveau verharren. Im weltweiten Mittel 
stiege die Kinderzahl je Frau dann von 2,8 auf 3,8  
an, weil die Entwicklungsländer mit ihrer hohen  
Fertilität einen stetig wachsenden Anteil an der 
Weltbevölkerung erlangen würden. Die Lebenser-
wartung wird in allen Varianten als gleichbleibend 
angesetzt – mit Ausnahme jener Länder, die stark  
von Aids betroﬀen sind. 
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Demograﬁsche Schieﬂage
Während in vielen Industrienationen aufgrund niedriger Kinderzahlen die Bevöl-
kerung zukünftig schwinden wird, stehen die Zeichen in den ärmeren Ländern 
weiter auf Zuwachs. Obwohl in den meisten Entwicklungsländern und in allen 
Schwellenländern die Geburtenraten zum Teil deutlich sinken, nimmt dort die Zahl 
der Menschen immer noch zu. Aufgeführt sind hier die Länder mit dem absolut 
höchsten zukünftigen Schwund beziehungsweise Zuwachs. Indien wird vermutlich 
im Jahr 2040 China als bevölkerungsreichstes Land der Erde ablösen. Während 
die chinesische Bevölkerung den Prognosen zufolge bei 1,44 Milliarden ihren 
Zenit erreicht, wird Indien bis 2050 auf 1,63 Milliarden anwachsen.
In den letzten Jahren hat sich der jährliche weltweite Bevölkerungs-
zuwachs verringert. Trotzdem hat sich die Menschheit im Jahr 2003 
noch um 80 Millionen Häupter vermehrt. Die Verlangsamung des 
Wachstums gründet auf den sinkenden Geburtenraten in nahezu al-
len Ländern der Welt. Die Bevölkerungsabteilung der Vereinten Nati-
onen geht davon aus, dass sie weiter sinken werden und hat in ihrer 
Prognose von 2002 das „mittlere Szenario“ für 2050 nach unten kor-
rigiert: Statt auf 9,3 Milliarden wird die Weltbevölkerung von heute 
6,3 Milliarden bis dahin auf „nur“ 8,9 Milliarden anwachsen.53 Von da 
an könnte sie sich langsfristig stabilisieren – falls die Annahme in der 
UN-Langzeitprojektion von 2004 zutriﬀt, dass die weltweite durch-
schnittliche Fertilitätsrate dann erstmals knapp unter das so genann-
te „Ersatzniveau“ von 2,1 Kindern pro Frau sinken könnte. Das ist der 
Wert, der bei unveränderter Lebenserwartung langfristig für eine sta-
bile Bevölkerungszahl sorgt. Damit würde sich die Entwicklung vieler 
Industrieländer auf globaler Ebene wiederholen. Der wissenschaftli-
che Direktor des Population Reference Bureau, Carl Haub, bezweifelt 
jedoch die Richtigkeit dieser Annahme: „Bislang gibt es wenig Anzei-
chen dafür, dass die Kinderzahl pro Frau in den ärmsten Ländern un-
ter 2,5 absinkt“, so Haub. Er gibt auch zu bedenken, dass bei einem 
Abbau der heute bestehenden Programme zur Familienplanung die 
Bevölkerung in den armen Ländern weit stärker als angenommen 
wachsen würde.54
Die Verlangsamung des globalen Wachstums bedeutet zudem nicht, 
dass das Bevölkerungswachstum in Entwicklungsländern kein Pro-
blem mehr darstellt. Denn in absoluten Zahlen steht den meisten Ent-
wicklungsländern der größte Zuwachs noch bevor. Ein Beispiel: Die 
Bevölkerung Äthiopiens hat sich zwischen 1950 und 2000 von rund 
20 auf rund 60 Millionen verdreifacht. In den nächsten 50 
Jahren wird es nach Schätzungen der UN noch einmal fast eine Ver-
dreifachung geben, einen Anstieg auf ungefähr 170 Millionen Men-
schen.55 Einige Wissenschaftler sehen selbst in diesem Anstieg kein 
Problem. Ihren Überlegungen zufolge gibt es keinen Beweis für nega-
tive wirtschaftliche Folgen von Bevölkerungswachstum. Im Gegenteil 
sei es eine notwendige Bedingung für globales Wirtschaftswachs-
tum. Die heutige Ökonomie beruhe nicht in erster Linie auf mate-
riellen Ressourcen, sondern auf Humankapital. Mehr Menschen be-
deuteten somit mehr Humankapital und förderten daher die wirt-
schaftliche Entwicklung. 56
Maria Sophia Aguirre, Wirtschaftswissenschaftlerin an der „Catholic 
University of America“, vertritt die Auﬀassung, Bevölkerungswachs-
tum sei kein Problem, solange es aus „natürlichen Familien“ hervor-
gehe. Familienplanung gefährde die natürliche Familie und behindere 
damit auch die ökonomische Entwicklung.57 
A R G U M E N T E  D E R  G E G N E R  ( 6)
„Familienplanung gefährdet das Weiterbestehen der Menschheit“
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Ben Wattenberg, „Senior Fellow“ bei dem einﬂussreichen konser-
vativen Think tank „American Enterprise Institute for Public Policy 
Research“, nutzt die niedrigste der drei Varianten der langfristigen 
UN-Szenarien als Basis für seine Überlegungen: Nicht Bevölkerungs-
wachstum, sondern Entvölkerung ist seiner Ansicht nach das Problem 
der Zukunft. Wattenberg fordert daher einen Paradigmenwechsel in 
der Demograﬁe.58 Zu ähnlichen Schlüssen kommt Steve Mosher vom 
„Population Research Institute“. Er verweist dabei auch auf die stei-
gende Zahl der Aids-Toten.59 Beide Autoren fordern, Familien-
planungsprogramme seien zu beenden.60 
Die niedrigste Variante der UN-Szenarien beruht auf der Annahme, 
dass die Kinderzahl je Frau bis 2050 im globalen Mittel auf 1,54 und 
damit weit unter das Ersatzniveau zurückgeht. Die Weltbevölkerung 
würde selbst unter dieser Annahme noch auf 7,4 Milliarden anwach-
sen, bevor sie zunächst langsam, dann aber um so schneller schwin-
den würde. Tatsächlich liegen einige europäische Staaten, darunter 
auch Deutschland, mit einer Kinderzahl von 1,3 seit längerem weit 
unterhalb des Ersatzniveaus. Schwellenländer wie Thailand oder 
Puerto Rico haben das Ersatzniveau ebenfalls unterschritten, wobei 
nicht absehbar ist, wie tief die Kinderzahlen dort fallen werden. In 
Lateinamerika hingegen scheint sich diese Ziﬀer generell oberhalb 
von 2,1 zu stabilisieren.61 In vielen Ländern südlich der Sahara, aber 
auch in islamischen Nationen wie Afghanistan, dem Jemen oder 
Saudi-Arabien liegt sie mit fünf bis acht Kindern weit über den UN-
Prognosen, so dass für diese Gebiete auf lange Sicht nur Bevölke-
rungswachstum zu erwarten ist. In diesen Ländern ist ein Rückgang 
der Geburtenraten auf ein mit den Schwellenländern vergleichbares 
Niveau nicht zu erwarten.
Wenn aber die Kinderzahl je Frau weltweit von heute 2,8 bis 2050 
nicht auf knapp unter 2,1 sänke – wie von den UN für das mittlere 
Szenario vorausgesetzt –, sondern nur auf 2,5, würden dannzumal 
statt 8,9 sogar 10,6 Milliarden Menschen auf der Erde leben. So oder 
so nimmt die Zahl der Menschen aber nach allen Szenarien bis 2050 
weiter zu. Besonders stark in den Entwicklungsländern: Von 4,9 
Milliarden im Jahre 2000 auf 7,7 Milliarden bis 2050 (mittleres 
Szenario). Und das, obwohl Aids die Bevölkerung in einigen dieser 
Länder geradezu dezimiert. Der Mangel an Aufklärung und Verhü-
tungsmitteln, sowohl zur Familienplanung als auch zur HIV-Präven-
tion, ist dort besonders akut. In diesen Ländern wird die Zahl der 
Frauen im reproduktiven Alter in den nächsten Jahren stark zuneh-
men: Nach Angaben des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) ist bis zum Jahr 2015 mit 
einem Anstieg um ein Drittel zu rechnen. Allein dadurch erhöht sich 
der Bedarf an Verhütungsmitteln.62
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3.5 Der Islam und die 
reproduktiven Rechte
Eine allgemein gültige islamische Lehrmei-
nung zu Fragen der Fortpﬂanzung gibt es 
nicht. Das hat verschiedene Gründe: Einmal 
kennt der Islam keine zentrale Instanz, die 
dem Vatikan innerhalb des Christentums 
vergleichbar wäre. Auch bilden die Länder 
der islamischen Welt keinen einheitlichen 
Block, sondern umfassen das ganze Spek-
trum von säkular und liberal (Beispiel Türkei) 
bis fundamentalistisch (Beispiel Iran). Ent-
sprechend vielfältig und teilweise wider-
sprüchlich sind die Positionen der verschiede-
nen Regierungen und der unterschiedlichen 
Glaubensrichtungen innerhalb des Islams: 
Sie reichen von oﬀener Ablehnung bis zu 
vollumfänglicher Unterstützung der Ziele von 
Kairo. Schließlich spielen die Nationen der 
islamischen Welt eine vergleichsweise kleine 
Rolle als Geber der internationalen Entwick-
lungs- und Familienplanungs-Zusammen-
arbeit. Daher nimmt dieses Thema in dem 
vorliegenden Report nur wenig Raum ein.
Grundsätzlich ist der Islam mit den Zielen 
von Kairo vereinbar. Der Prophet Mohammed 
hat seine Anhänger zwar aufgefordert, sich 
zu mehren, im Koran ﬁndet sich jedoch kein 
Verbot der Familienplanung. Die bevorzugten 
Methoden der Verhütung sind eher traditio-
nell, etwa der Coitus interruptus, aber auch 
„Barrieremethoden“ wie Kondome und Dia-
phragmen sind weithin akzeptiert, während 
orale Verhütungsmittel unter religiösen Füh-
rern umstritten sind, da manche von ihnen 
darin einen unzulässigen Eingriﬀ in das biolo-
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gische System des Körpers sehen.63 Sterilisa-
tion wird von den meisten islamischen Län-
dern abgelehnt, in Jordanien und Ägypten ist 
sie beispielsweise verboten. Den Schwanger-
schaftsabbruch behandeln die meisten dieser 
Länder sehr restriktiv. Doch auch in die- 
sem Bereich gibt es große Unterschiede:  
So ist der Abbruch in der Türkei, in Tunesien, 
Albanien sowie in den ehemaligen Sowjet-
republiken Aserbeidschan, Kirgisien, Tadschi-
kistan, Turkmenistan und Usbekistan ohne 
Einschränkung erlaubt.64 
Ganz allgemein lässt sich also sagen, dass 
der Islam Familienplanung zulässt und dass 
viele islamische Staaten – zum Beispiel 
Bangladesch – aktiv Familienplanung för-
dern.65 In der Türkei ist das Recht auf repro-
duktive Gesundheit seit 1982 sogar in der 
Verfassung festgeschrieben.
Staatliche Familienplanungsprogramme 
stärken jedoch nicht immer auch die Rechte 
der Frauen. In Pakistan etwa dürfen viele 
Frauen das Haus nicht ohne Begleitung eines 
männlichen Verwandten verlassen, weshalb 
Verhütungsmittel von Haus zu Haus verteilt 
werden. Zudem gibt es religiöse Gruppen in 
Pakistan, die Familienplanung grundsätzlich 
ablehnen. Nur 20 Prozent der verheirateten 
Frauen im fortpﬂanzungsfähigen Alter nutzen 
moderne Verhütungsmittel.
Bessere Erfolge hat der Iran mit 56 Prozent 
vorzuweisen.66 Die islamische Revolution von 
1979 hatte zwar die seit 1967 bestehenden 
Familienplanungsprogramme und Ansätze 
zur Verbesserung der Lage von Frauen abge-
brochen. Doch in den späten 1980er Jahren 
erkannten die religiösen Führer die bevölke-
rungspolitische Bedeutung solcher Program-
me und ließen sie wieder zu.67 Die Beschlüs-
se von Kairo unterstützt der Iran nur mit 
Vorbehalten. Im Gegensatz zum Vatikan 
stand für den Iran und andere islamische 
Regierungen in Kairo jedoch weniger das 
Thema Schwangerschaftsabbruch im Vorder-
grund. Sie wollten vielmehr verhindern, dass 
unverheiratete Jugendliche Zugang zu Sexual-
aufklärung sowie sexuelle Rechte erhielten. 
Auch das Mitspracherecht der Eltern war 
ihnen wichtig. Dieses wurde auf Initiative 
einiger islamischer Regierungen im Text 
verankert. 
Ägypten stellte sich 1994 vollumfänglich 
hinter die Ziele der Konferenz im eigenen 
Land. Es trug auch entscheidend dazu bei, 
islamische Länder zur Teilnahme an der 
Konferenz zu bewegen. Nur der Irak, damals 
noch unter Saddam Hussein, der Libanon, 
Saudi-Arabien und der Sudan blieben der 
Konferenz fern.68 Ägyptische Beamte mobili-
sierten moderat islamische Länder sogar 
gegen die Allianz zwischen dem Vatikan,  
Iran und Libyen. 
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Kirche und Staat sind in den Vereinigten 
Staaten getrennt. Indes gehört die Wah-
rung von Sitte und christlicher Moral in der 
amerikanischen Gesellschaft seit jeher zur 
öffentlichen und politischen Auseinander-
setzung. Seit das Verfassungsgericht 1973 
das Recht der Frau auf Schwangerschafts-
abbruch anerkannt hat, steht dabei fast 
immer das Thema Abtreibung im Vorder-
grund. Dieses Thema spaltet die amerika-
nische Nation wie kaum ein zweites. 
Die Christliche Rechte, die den Schwanger-
schaftsabbruch ablehnt, wendet sich 
aber auch gegen umfassende Sexualauf-
klärung in den Schulen und setzt sich 
stattdessen für Enthaltsamkeitserziehung 
ein. Es ist bislang nicht erwiesen, dass 
diese die erwünschte Wirkung hat.
4.1 Jungfräulich in die Ehe: 
Wie amerikanische Jugendliche 
aufgeklärt werden
Charmaine Heimes, Lehrerin im texanischen 
Laredo, erläutert den Aufklärungsunterricht 
an ihrer Schule: „Wir sprechen nicht über 
Aids-Prävention, außer dass wir sagen: 
‚Bleibt enthaltsam bis zur Hochzeit. Und 
wenn ihr verheiratet seid, bleibt eurem Part-
ner treu‘. Wir reden nicht über Verhütung 
oder Kondome, denn das würde gegen die 
staatlichen Richtlinien verstoßen. Wir erwäh-
nen das Wort ‚Kondome‘ nicht einmal. Wenn 
ein Schüler darauf zu sprechen kommt, wird 
er an andere verwiesen, an seine Eltern oder 
an Berater.“1
Wer als Pubertierender im Bundesstaat Texas 
in einem Schulbezirk wohnt, der eines der 
vielen staatlich geförderten „Abstinence-
only“-Programme übernommen hat, erhält 
auf alle Fragen zu Sexualität und Liebe meist 
nur eine Antwort: Enthaltsamkeit. Die Lehrer 
sind vorsichtig. Sie dürfen den Gebrauch 
von Verhütungsmitteln nicht propagieren 
oder auch nur unterstützen. Also schweigen 
sie im Zweifelsfall lieber ganz. Aufklärungs-
unterricht, wie ihn etwa die Lehrpläne aller 
öffentlichen Schulen in Deutschland und den 
meisten anderen Industrienationen vorse-
hen, findet in vielen amerikanischen Schulen 
nicht mehr statt. 
Doch nicht nur in Schulen wird Teenagern 
Enthaltsamkeit als einziges Mittel zur Ver-
meidung unerwünschter Schwangerschaften 
und Aids gepriesen. Organisationen wie das 
private „McLennan County Collaborative 
Abstinence Project“ (McCAP), die in Texas 
mit staatlicher Förderung Sexualkunde-
Materialien für öffentliche und private Schu-
len erstellt, verbreiten die „Abstinence-
only“-Botschaft über Broschüren, Radio- 
und Fernseh-Spots auch in die Wohnzimmer. 
McCAP bedient sich dabei nicht immer 
seriöser Mittel: Da warnt beispielsweise eine 
Stimme, Eltern würden ihre Kinder belügen, 
wenn sie ihnen sagten, man könne sich mit 
Kondomen vor sexuell übertragbaren Krank-
heiten schützen.2 
Texas ist kein Einzelfall. Enthaltsamkeits-
erziehung ist in den USA mittlerweile weit 
verbreitet. Insbesondere im Süden: Einer 
Studie zufolge, die alle Schulen mit einer 
distriktweiten Regelung untersucht hat, 
behandelt der Sexualkundeunterricht in 55 
Prozent der Distrikte ausschließlich Enthalt-
samkeit. Bundesweit erfährt ein Drittel aller 
amerikanischen Schüler in der Schule gar 
nichts über Verhütungsmittel, allenfalls über 
deren Fehlerquoten.3, 4 Im Jahre 1999 gaben 
23 Prozent aller amerikanischen Lehrer, die 
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Was heißt „Abstinence only“?
Erziehung zur Enthaltsamkeit gibt es an amerikanischen Schulen schon lange. Sie zielt 
unter anderem darauf ab, die Zahl der Schwangerschaften im Jugendalter – deren Anteil 
in den USA zu den höchsten aller Industrieländer gehört – zu senken, sowie die An-
steckung mit Geschlechtskrankheiten inklusive HIV zu verhindern. 
Nachdem jahrelang umstritten war, was im Einzelnen mit „Abstinence only“ gemeint ist, 
gibt es seit 1996 eine eindeutige gesetzliche Regelung7, 8, nach der ein aus der Bundes-
kasse gefördertes Enthaltsamkeitsprogramm folgende Inhalte vermitteln muss:
1. Einziger Zweck ist es, Schülern den sozialen, psychologischen und gesundheitlichen 
Gewinn sexueller Abstinenz klar zu machen.
2. Sexuelle Abstinenz außerhalb der Ehe ist der Standard, der von allen Schülern 
erwartet wird.
3. Enthaltung von sexueller Aktivität ist der einzig sichere Weg, um uneheliche 
Schwangerschaften, sexuell übertragbare Krankheiten und andere Gesundheits-
probleme zu vermeiden.
4. Eine monogame eheliche Beziehung entspricht der gesellschaftlichen Norm von 
menschlicher Sexualität.
5. Außereheliche sexuelle Aktivität hat oft negative psychologische und körperliche 
Auswirkungen.
6. Die außereheliche Geburt eines Kindes hat häufig negative Folgen für das Kind, 
die Eltern und die Gesellschaft. 
7. Das Programm zeigt den jungen Menschen, wie sexuelle Annäherungsversuche 
abzuwehren sind. Alkohol- und Drogenkonsum erhöhen die Wahrscheinlichkeit, 
sexuellen Annäherungsversuchen zu erliegen.
8. Es ist wichtig, Selbständigkeit zu erlangen, bevor man sexuell aktiv wird.9 
Informationen über Verhütungsmittel dürfen solche Programme nicht enthalten – es sei 
denn, es geht um deren Versagerquoten. Alle bundesweiten Abstinenzprogramme sind 
dieser Regelung unterworfen. Nicht jede geförderte Maßnahme muss alle acht Punkte 
erfüllen, die Inhalte dürfen jedoch keinem der Punkte widersprechen. Es würde also die 
Förderung gefährden, im Rahmen eines von Washington finanzierten Programms über 
Verhütungsmittel zu sprechen.10 „Abstinence-only“-Programme existieren mittlerweile 
in allen 50 US-Bundesstaaten.11 
Weder für die Bundesstaaten noch für die Schuldistrikte besteht eine Verpflichtung, 
Enthaltsamkeit zu unterrichten. Durch die Zuschüsse, die damit verbunden sind, wird 
dies jedoch attraktiv, da die Schulen häufig finanzschwach sind. Neben den Abstinence-
only-Programmen existieren an bestimmten amerikanischen Schulen auch sogenannte 
Abstinence-plus-Programme, die zur Keuschheit aufrufen, aber gleichzeitig über Verhü-
tungsmittel informieren.
an der Oberstufe (von der 7. Klasse an) Sexual-
kunde erteilten, an, ausschließlich nach dem 
„Abstinence-only“-Leitbild zu unterrichten. 
Im Jahre 1988 waren es erst zwei Prozent der 
befragten Lehrer gewesen. 41 Prozent der 
Lehrer – im Vergleich zu 25 Prozent 1988 – 
hielten sexuelle Abstinenz für die wichtigste 
Botschaft, die sie zu vermitteln hätten. Die-
ser Befund deutet darauf hin, dass sich im 
öffentlichen Bewusstsein ein durchgreifender 
Wandel vollzieht.5
Bundesmittel für Enthaltsamkeitserziehung 
gibt es schon seit Beginn der Ära Reagan. 
1981 war dank der Initiative zweier repub-
likanischer Senatoren aus Utah und Alabama 
der „Adolescent Family Life Act“ (AFLA) in 
Kraft getreten, eine Regelung zur Finanzie-
rung von Bildungsprogrammen, die Teen-
agern religiöse Werte, „Keuschheit und 
Selbstdisziplin“ vermitteln sollten.6 
Deren inhaltliche Ausgestaltung war lange 
Zeit Gegenstand heftiger Kontroversen. Geg-
ner dieser Programme kritisierten, dass oft 
wissenschaftlich unhaltbare Informationen 
über Verhütungsmittel verbreitet würden. 
1996 gelang es der republikanischen Mehr-
heit im Kongress, sehr restriktive Kriterien 
für die Programme durchzusetzen, die bis 
heute gültig sind (siehe Kasten „Was heißt 
‚Abstinence only‘?“). 
 
Derzeit gibt es drei verschiedene bundeswei-
te Programme, die Enthaltsamkeitserziehung 
finanzieren. Artikel 510 des „Social Security 
Act“ garantiert seit 1998 jährlich 50 Millio-
nen Dollar für Pro-Abstinenz-Programme 
der einzelnen Bundesstaaten. 1997 gab der 
Kongress grünes Licht für weitere zehn Millio-
nen Dollar pro Jahr, die im Rahmen des in-
zwischen mehrfach veränderten „Adolescent 
Family Life Act“ ausgegeben werden. Auch 
die AFLA-Gelder müssen entsprechend den 
strikten Kriterien von 1996 verwendet wer-
den. Im Jahr 2000 kam ein drittes Programm 
namens „Special Projects of Regional and 
National Significance“ (SPRANS) dazu, vor 
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allem auf Betreiben des republikanischen 
Abgeordneten Ernest J. Istook. Es richtet sich 
direkt an lokale Initiativen, unter denen be-
sonders viele religiöse Organisationen sind, 
und umgeht damit die Ebene der Bundes-
staaten. SPRANS ist noch restriktiver als die 
beiden anderen Programme: Organisationen, 
die Fördermittel daraus erhalten, müssen alle 
acht Kriterien der Definition von 1996 erfül-
len und dürfen den Jugendlichen auch nicht 
über andere Programme Informationen über 
Verhütungsmittel vermitteln.12 
Über Sexualaufklärung an öffentlichen Schu-
len wird in den USA seit den 1960er Jahren 
gestritten. Für die politische Profilierung der 
Christlichen Rechten war diese Debatte von 
großer Bedeutung: Manche christlich-rechten 
Organisationen beließen es nicht bei der 
Ablehnung des Sexualkundeunterrichts, 
sondern begannen auf die Gestaltung der 
Inhalte Einfluss zu nehmen und eigene Lehr-
pläne zu entwickeln. Das Förderprogramm 
AFLA trug wesentlich dazu bei, dass daraus 
zahlreiche, oft kommerziell orientierte Anbie-
ter von „Abstinence-only“-Programmen 
hervorgegangen sind. Somit hat sich die 
Christliche Rechte auf dem Gebiet des Sexu-
alkundeunterrichts wesentlich erfolgreicher 
durchgesetzt als in der Abtreibungsfrage, die 
häufig die öffentliche Debatte dominiert.13 
Ein Zeichen für den Erfolg dieser Kampagne 
ist auch die Tatsache, dass drei der landes-
weit sechs größten Rundfunksender (Warner 
Brothers, ABC und UPN) keine Werbespots 
für Kondome zulassen und die anderen drei 
(NBC, CBS und Fox) diese erst ab 22 Uhr 
ausstrahlen.14
Als Präsident George W. Bush sein Amt an-
trat, beliefen sich die jährlichen Ausgaben 
des Bundes für Enthaltsamkeitserziehung auf 
100 Millionen Dollar. Seither ist dieser Haus-
haltsposten schrittweise gewachsen; für 
2004 sind 137 Millionen Dollar vorgesehen. 
Am stärksten wurden die Mittel für das 
restriktive SPRANS-Programm erhöht: Von 
40 Millionen im Jahr 200215 auf 75 Millionen 
für 2004.16 In seiner Rede zur Lage der Na-
tion hat Bush angekündigt, die Gesamtmittel 
noch im Jahr 2004 auf 270 Millionen Dollar 
zu steigern – also fast zu verdoppeln.17
Auch die Bundesstaaten, die in Sachen 
Bildungspolitik weitgehende Souveränität 
besitzen, messen umfassender Sexualauf-
klärung keine hohe Priorität bei. Nur 22 der 
50 Bundesstaaten sowie der District of 
Columbia schreiben vor, dass in der Schule 
überhaupt Aufklärungsunterricht stattfinden 
muss. In insgesamt 21 Staaten sind die Schu-
len zum Sexualkundeunterricht nicht ver-
pflichtet, wenn er jedoch stattfindet, muss 
die Betonung auf Enthaltsamkeit liegen. 
Nur in 14 Staaten und im District of Columbia 
müssen Verhütungsmittel zum Thema ge-
macht werden. In 35 Bundesstaaten ist es 
Eltern erlaubt, ihre Kinder vom Aufklärungs-
unterricht freistellen zu lassen.18 Zum Ver-
gleich: In Deutschland, wo Bildung ebenfalls 
Ländersache ist, steht Sexualkunde in allen 
öffentlichen Schulen auf dem Lehrplan. Wie 
jüngst in einem Gerichtsurteil bestätigt, 
können Schüler in Deutschland davon weder 
aus religiösen noch aus kulturellen Gründen 
befreit werden.19 
Die konkreten Inhalte des Aufklärungsunter-
richts werden in den USA allerdings in den 
meisten Fällen auf lokaler Ebene festgelegt. 
Viele christlich-rechte Organisationen wie 
etwa die „Christian Coalition“ haben ihre 
Aktivitäten in den letzten Jahren vorwiegend 
auf diese Ebene verlagert. Sie fordern ihre 
Anhänger auf, sich beispielsweise in die 
Schulausschüsse wählen zu lassen, wo sie 
dann Einfluss auf die Unterrichtsgestaltung 
nehmen können.20
Organisationen wie „True Love Waits“ 
(Wahre Liebe wartet) und „The Silver Ring 
Thing“ (Das Ding mit dem silbernen Ring) 
veranstalten außerdem zeremonielle Abende, 
bei denen Schüler „vor Gott geloben, alle 
riskanten Verhaltensweisen zu vermeiden“, 
da diese in „Verwirrung und Isolierung“ 
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Aufklärung – oder Abstinenz?
Sollen Jugendliche umfassend über Sexualität auf-
geklärt werden, oder ist es sinnvoller, ihnen die 
Aufklärung vorzuenthalten und allein zu sexueller 
Abstinenz zu raten? Zumindest im alten Europa 
scheint sich das Konzept der Aufklärung an allen 
Schulen zu bewähren: Hier liegt die Infektionsrate 
von Geschlechtskrankheiten bei Jugendlichen deut-
lich unter dem Niveau der Vereinigten Staaten. Dort 
erhält mittlerweile ein Drittel aller Schüler keinen 
Aufklärungsunterricht mehr.
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münden würden, sowie sexuell enthaltsam zu 
bleiben bis zur Heirat. Die Jugendlichen kön-
nen ein solches „Jungfräulichkeitsgelöbnis“ 
sogar dann ablegen, wenn sie bereits Ge-
schlechtsverkehr hatten, vorausgesetzt, sie 
verzichten künftighin darauf und lassen sich 
auf HIV testen.
Die christliche Organisation „The Silver Ring 
Thing“, 1995 gegründet,21 ist einer der größ-
ten Empfänger staatlicher Zuschüsse für 
Enthaltsamkeitserziehung. „The Silver Ring 
Thing“ veranstaltet Shows mit Live-Musik, 
die das junge Publikum von den Vorzügen 
sexueller Abstinenz überzeugen sollen. Nach 
der Vorstellung werden die Jugendlichen 
aufgefordert, einen silbernen Ring zu kaufen, 
der sie an ihr Abstinenzversprechen erinnern 
soll. In den USA will die Organisation bereits 
20.000 Ringe verkauft haben. Zu den Mer-
chandising-Produkten von „The Silver Ring 
Thing“ zählt unter anderem ein T-Shirt mit 
einem Totenkopf und der Aufschrift „Safe 
Sex“.22 Im Sommer 2004 ging „The Silver 
Ring Thing“ mit seiner Show erstmals auch in
Europa auf Tournee. Großbritannien bot sich 
als Ziel an, weil das Inselreich die höchste 
Rate an schwangeren Minderjährigen West-
europas aufweist. Die Resonanz auf die Show 
war allerdings verhalten: Nach dem Start in 
Surrey, wo nach Presseberichten etwa zwei 
Drittel der Teilnehmer ein Abstinenz-Gelöb-
nis abgelegt und einen Ring für zehn Pfund
gekauft hatten, mussten eine Veranstaltung 
in Leeds und zwei in London mangels Inter-
esse abgesagt werden.23
Ähnlich arbeitet die Initiative „True Love 
Waits“, die 1993 von der Southern Baptist 
Convention, der nach Mitgliederzahl größten 
protestantischen Kirche in den USA24, initi-
iert wurde und mit finanziert wird.25 Auf den 
True-Love-Waits-Veranstaltungen tritt etwa 
die australische Sängerin Rebecca St. James 
auf, Grammy-gekrönter Star der christlichen 
Musikszene in den USA und Botschafterin 
der sexuellen Abstinenz.26 
Wie schützt man sich vor sexuell übertragbaren Krankheiten? 
„Leute mit Geschlechtskrankheiten sehen oft gesund aus. Lass dich nicht täuschen“, 
warnt die Enthaltsamkeitsorganisation „True Love Waits“. Und weiter: „Willst du wirklich 
ein Leben in guter Gesundheit aufs Spiel setzen für einige Augenblicke des Vergnügens?“ 
Sexuell übertragbare Krankheiten seien eine Epidemie, die sich ausbreite wie ein Lauf-
feuer.27 
Tatsächlich stellen sexuell übertragbare Krankheiten in den USA ein großes Problem dar. 
Nach Schätzungen des „Alan Guttmacher Institute“ infizieren sich jährlich 9,1 Millionen 
amerikanische Jugendliche zwischen 15 und 24 Jahren mit einer sexuell übertragbaren 
Krankheit. Im Jahr 2000 gab es diesen Schätzungen zufolge 15.000 Neuansteckungen 
mit dem gefährlichen Hepatitis-B-Virus unter Jugendlichen, und 15.000 Infektionen mit 
HIV.28 Beide Erreger werden durch verschmutzte Injektionsnadeln und ungeschützten 
Geschlechtsverkehr übertragen. Nach aller medizinischen Erfahrung lässt sich jedoch 
durch den Gebrauch von Kondomen zumindest der letztgenannte Übertragungsweg mit 
hoher Wahrscheinlichkeit blockieren – eine Tatsache, die „Abstinence-only“-Programme 
unterschlagen.
Wissenschaftliche Untersuchungen und Ländervergleiche deuten darauf hin, dass gerade 
der Mangel an Aufklärung hohe Ansteckungsraten zur Folge hat. So liegt die Rate für HIV 
unter 15- bis 49-Jährigen in den meisten europäischen Ländern unter 0,1 Prozent, in den 
USA dagegen bei 0,6 Prozent.29
Verglichen mit Aids und Hepatitis B sind die meisten der häufig vorkommenden sexuell 
übertragbaren Krankheiten harmlos, wenn sie rechtzeitig erkannt und behandelt werden. 
Einer Studie zufolge waren im Jahre 2000 drei Erreger für 88 Prozent aller Fälle von se-
xuell übertragbaren Infektionen bei amerikanischen Teenagern verantwortlich, nämlich 
Humane Papillomaviren, Trichomonaden und Chlamydien.30 Infektionen mit den beiden 
letzteren lassen sich mit Antibiotika therapieren, ebenso wie Gonorrhoe und Syphilis. Bei 
Befall mit Herpes genitalis können antivirale Medikamente hingegen nur die akuten Symp-
tome lindern. Für alle aufgezählten Krankheiten gilt jedoch: Das Risiko, sich damit anzu-
stecken, wird durch den Gebrauch von Kondomen beim Geschlechtsverkehr stark ver-
mindert. 
Einzig für Humane Papillomaviren (HPV), die unter anderem Feigwarzen bilden, gibt es 
Einschränkungen: Diese Viren werden gelegentlich durch Hautkontakt übertragen, auch 
an Stellen, die nicht vom Kondom bedeckt sind. HPV-Infektionen machten 2000 in der 
Statistik der sexuell übertragbaren Krankheiten bei amerikanischen Jugendlichen knapp 
die Hälfte aller Fälle aus. Sie verursachen indes keine gravierenden gesundheitlichen 
Probleme und verschwinden häufig auch ohne Behandlung. In sehr seltenen Fällen kann 
HPV-Befall zu Gebärmutterhalskrebs führen.31
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„True Love Waits“ hat seit Bestehen nach 
eigenen Angaben 2,4 Millionen Jugendliche 
dazu gebracht, eine Karte mit der Verpflich-
tung zur Enthaltsamkeit bis zu Ehe zu unter-
zeichnen.32 Die Erklärung lautet: „Im Glau-
ben, dass wahre Liebe wartet, verpflichte ich 
mich gegenüber Gott, mir selbst, meiner 
Familie, meinen Freunden und meinem künf-
tigen Ehegatten, sexuell rein zu bleiben bis zu 
dem Tag, an dem ich die Ehe schließe.“ Auf 
der Homepage von „True Love Waits“ wirbt 
der amerikanische Filmregisseur Mel Gibson 
gegen jegliche Form von Verhütung, auch in 
der Ehe: „Gott ist der Einzige, der weiß, wie 
viele Kinder wir haben sollen, und wir müs-
sen bereit sein, sie anzunehmen.“
4.2 Unwissend, aber nicht 
keusch: Die Bilanz der 
Enthaltsamkeitserziehung
Als Teenager-Schwangere gelten Frauen, die 
im Alter von 15 bis 19 Jahren ein Kind erwar-
ten. Die Zahl dieser Schwangerschaften im 
Jugendalter zu senken, ist erklärtermaßen 
eines der wichtigsten Ziele aller amerika-
nischen „Abstinence-only“-Programme. In 
den USA stieg die Zahl während der 1970er 
Jahre alarmierend an. 1990 erreichte sie ein 
Maximum von 116,9 Schwangerschaften pro 
1.000 Frauen zwischen 15 und 19 Jahren, ist 
seither jedoch kontinuierlich gesunken, auf 
83,6 Schwangerschaften im Jahr 2000.33
Es gibt mehrere Gründe für diesen erfreu-
lichen Rückgang. Einer liegt darin, dass die 
Verwendung von Verhütungsmitteln schon 
vom ersten Geschlechtsverkehr an seit An-
fang der 1980er Jahre deutlich zugenommen 
hat. Ein weiterer Grund ist, dass sich das 
Alter, in dem die Jugendlichen erstmals Sex 
haben, nach oben verschoben hat. Das hat 
einerseits mit einer erhöhten Vorsicht im 
Zeitalter von Aids zu tun, andererseits mit der 
veränderten gesellschaftlichen Moral in den 
USA.34 Vertreter der „Abstinence-only“-
Politik schreiben den Rückgang vollumfäng-
lich dem Erfolg konsequenter Enthaltsam-
keitserziehung zu.35 Die Enthaltsamkeits-
Bewegung fokussiert inzwischen ihre Aktivi-
täten zunehmend auf ein weiteres erklärtes 
Ziel: Die Rate der Ansteckungen mit sexuell 
übertragbaren Krankheiten bei Jugendlichen 
zu vermindern. Dabei geht es nicht haupt-
sächlich um Aids. Auch vergleichsweise 
harmlose, jedenfalls behandelbare Ge-
schlechtskrankheiten sollen vermieden wer-
den (siehe Kasten „Wie schützt man sich...“). 
Während Aids-Kampagnen weltweit das 
Kondom als wirksamste Barriere gegen das 
todbringende Virus propagieren, setzen die 
„Abstinence-only“-Programme konsequent 
auf Keuschheit als einzige moralisch vertret-
bare und sichere Alternative.
Nach über 20 Jahren staatlich geförderter 
Enthaltsamkeitserziehung gibt es indes 
keinen wissenschaftlich haltbaren Beweis, 
dass die „Abstinence-only“-Programme ihre 
selbst gesteckten Ziele erreicht haben. Zu 
diesem Schluss kam im Jahr 2001 aufgrund 
einer eingehenden Evaluierung das „Institute 
of Medicine“, ein Expertengremium, das die 
amerikanische Regierung berät. Angesichts 
der unbewiesenen Effektivität der Enthalt-
samkeitserziehung empfahl das Institut, die 
öffentliche Finanzierung dieser Programme 
zu stoppen.36 Andere renommierte Orga-
nisationen wie etwa die Ärztevereinigung 
„American Medical Assiociation“, die 
„American Public Health Association“ (Ver-
einigung für öffentliche Gesundheit) und die 
„American Academy of Pediatrics“ (Akade-
mie für Kinderheilkunde) sprechen sich eben-
falls für umfassende Sexualaufklärung aus.37 
Die amerikanische Menschenrechtsorganisa-
tion „Human Rights Watch“, die die Maßnah-
men zur Enthaltsamkeitserziehung in Texas 
eingehend unter die Lupe genommen hat, 
kritisiert, die „Abstinence-only“-Programme 
verletzten das Recht Jugendlicher auf Infor-
mation.38 Sie widersprächen dem in Kairo 
1994 formulierten Grundsatz, die Gesell-
schaft müsse Jugendlichen alle Informationen 
verschaffen, „die ihnen dabei helfen, die 
notwendige Reife zu erreichen, um verant-
wortliche Entscheidungen treffen zu können“. 
Zu einer freiwilligen Enthaltsamkeit gehört 
deshalb auch die Wahlfreiheit, sich für sie zu 
entscheiden.39
Sowohl die Anzahl der Schwangerschaften 
Minderjähriger als auch die HIV-Infektions-
rate von Teenagern liegen in den USA immer 
noch bedeutend höher als in europäischen 
Ländern mit umfassender Sexualaufklärung.
Jugendliche in den USA haben statistisch 
gesehen nicht wesentlich früher Sex als ihre 
europäischen Altersgenossen. Sie wechseln 
jedoch häufiger den Partner, brechen Bezie-
hungen nach kürzerer Zeit ab und verwenden 
seltener Verhütungsmittel als Jugendliche in 
Europa.40 49 Prozent der 18- und 19-jährigen 
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Wie lassen sich Abtreibungen reduzieren?
Ein Hauptargument für den Abstinenzunterricht in 
den Vereinigten Staaten ist die besorgniserregend 
hohe Zahl der Schwangerschaften unter Teenagern. 
Doch in Ländern mit obligatorischem Aufklärungs-
unterricht kommt es zu deutlich weniger Schwanger-
schaften bei Jugendlichen – und zu weniger Abtreibun-
gen. Ein Sonderfall stellt Russland dar: Mangels 
flächendeckendem Zugang zu modernen Familien-
planungsmitteln liegen die Schwangerschaftsraten 
unter jungen Menschen sehr hoch. Abtreibung gilt, 
wie in vielen Ländern des ehemaligen Ostblocks, 
als gängige Form der Familienplanung.
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Das Problem der jungen Mütter
Die Raten von Teenager-Schwangerschaften in den 
Vereinigten Staaten unterscheiden sich regional 
recht stark. Am höchsten sind sie in den südlichen 
Bundesstaaten – insbesondere in Texas. Der Grund 
für die hohe Zahl von Schwangerschaften unter 
Jugendlichen liegt unter anderem in dem großen 
Anteil von Einwanderern aus Lateinamerika. Wegen 
mangelnder Sprachkenntnisse und eines unterdurch-
schnittlichen Bildungsstandes sind sie schwer für 
Aufklärungs- wie auch Enthaltsamkeitsprogramme 
erreichbar. Texas setzt im Unterricht vor allem auf 
„Abstinence-only“-Programme anstelle von Auf-
klärung. Ein Wirksamkeit dieser Programme ist 
wissenschaftlich nicht erwiesen. 
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Amerikaner beiderlei Geschlechts, also rund 
die Hälfte, gaben an, im zurückliegenden Jahr 
zwei oder mehr Sexualpartner gehabt zu 
haben. In Frankreich, wo Sexualaufklärung 
üblich ist, lag dieser Anteil deutlich tiefer: 29 
Prozent bei den Männern, 13 Prozent bei den 
Frauen.41 Ein Zusammenhang zwischen Auf-
klärung und „Promiskuität“ ist nicht nach-
weisbar. 
Auch in puncto Ansteckung mit Geschlechts-
krankheiten lässt sich kein positiver Effekt 
der Enthaltsamkeitserziehung nachweisen. 
Erst jüngst befragten Wissenschaftler der 
Universitäten Columbia und Yale 12.000 
jugendliche Amerikanerinnen und Amerika-
ner. Es fand sich kein Unterschied in der 
Infektionsrate zwischen Jugendlichen, die bei 
„Jungfräulichkeitsgelöbnissen“ öffentlich 
sexuelle Abstinenz versprochen hatten, und 
denen, die nicht an solchen Zeremonien 
teilgenommen hatten. Die bekennenden 
Jungfrauen und -männer haben zwar im 
Durchschnitt später Sex, heiraten früher und 
wechseln weniger häufig die Sexualpartner 
als ihre Altersgenossen. Doch offenbar benut-
zen sie, wenn sie Geschlechtsverkehr haben, 
seltener Kondome. Obwohl sie sich ebenso 
häufig mit Geschlechtskrankheiten anstecken 
wie andere Jugendliche, lassen sie sich – 
womöglich aus Scham – seltener testen und 
behandeln. Sie sind also einem höheren 
Risiko ausgesetzt, sich mit sexuell übertrag-
baren Krankheiten zu infizieren und diese 
weiter zu verbreiten.42
 
Die Autoren der Studie weisen außerdem 
darauf hin, dass die Wirkung von Enthaltsam-
keitserziehung stark vom Gemeinschafts-
erlebnis bei den Jungfräulichkeitsgelöbnissen 
abhängt: Nehmen nur wenige Jugendliche 
daran teil, sind diese Zeremonien nicht nach-
haltig wirksam. Eine hohe Beteiligung be-
wirkt zwar, dass die Jugendlichen insgesamt 
weniger Sex haben. Wenn aber doch, dann 
schätzen sie das Risiko von ungeschütztem 
Geschlechtsverkehr falsch ein. Dadurch 
erhöht sich die Gefahr, dass sie sich dabei 
mit sexuell übertragbaren Krankheiten 
anstecken.
Generell deuten die Daten darauf hin, dass 
die in den USA verbreitete Form der Sexual-
erziehung das Gegenteil dessen bewirkt, 
was sie erreichen will. Es überrascht daher 
kaum, dass sich laut einer Umfrage der 
„Henry J. Kaiser Family Foundation“ 81 
Prozent der Eltern im Jahre 1998 wünschten, 
die Schulen würden umfassende Kenntnisse 
über Sexualität vermitteln. Nur 18 Prozent 
der Eltern befürworteten das „Abstinence-
only“-Prinzip.43
Die „Union of Concerned Scientists“ (Verei-
nigung besorgter Wissenschaftler) wirft 
der US-Regierung vor, die Wirksamkeit von 
Enthaltsamkeitsprogrammen mit  unwissen-
schaftlichen Methoden zu erheben: Das offi-
ziell registrierte Verfahren, die Effektivität zu 
messen, besteht darin, die Geburtenrate der 
Teilnehmerinnen solcher Programme zu 
ermitteln. Auf Anordnung der Regierung 
befragte jedoch das staatliche Kontrollzent-
rum für Krankheiten (CDC) die Teilnehmerin-
nen lediglich danach, ob sich ihre Einstellun-
gen verändert hätten.44 Die Behörde sah sich 
überdies gezwungen, ein Projekt namens 
„Programme, die wirken“ abzubrechen. Eine 
wissenschaftliche Prüfung im Rahmen dieses 
Projektes hatte ergeben, dass nur eine um-
fassende Sexualerziehung die erwünschten 
Verhaltensänderungen herbeiführte. Alle 
Informationen darüber verschwanden als-
bald von der Website der Behörde.45
Der Vorwurf der „Union of Concerned 
Scientists“ ist nur einer von vielen, den sie 
in einem Protestschreiben am 18. Februar 
2004 veröffentlichte. Über 60 amerikanische 
Wissenschaftler haben es unterzeichnet, 
darunter Nobelpreisträger, Träger der Natio-
nalen Wissenschaftsmedaille, ehemalige 
hohe Staatsbeamte und Rektoren von Univer-
sitäten. Manipulationen seien nicht neu, 
heißt es in dem Schreiben. Doch keine US-
Regierung zuvor habe „so systematisch und 
auf so breiter Front“ wissenschaftliche Er-
kenntnisse „verzerrt oder unterdrückt“, die 
nicht mit ihren politischen Zielen vereinbar 
waren. Die Liste der angeführten und einge-
hend untersuchten Beispiele berührt fast alle 
Bereiche, die für das Gemeinwohl von Bedeu-
tung sind, von der Aids-Bekämpfung über 
den Boykott der internationalen Klimaschutz-
vereinbarung von Kyoto bis zur Unterschla-
gung von Daten bei Schwermetallvergiftun-
gen. Selbst Republikaner kritisieren inzwi-
schen offen den Umgang der Bush-Regierung 
mit der Wissenschaft.46  
4.3 Der Aufstieg der 
Christlichen Rechten
Wie kommt es, dass die Christliche Rechte in 
den Vereinigten Staaten einen so weitgehen-
den Einfluss gewinnen konnte? Die Religion 
spielt im politischen System der USA seit den 
Zeiten der Gründer eine wichtige Rolle. Die 
amerikanischen Führungspersönlichkeiten 
waren häufig von einem „Sendungsbewusst-
sein“ getragen, das politische und religiöse 
Elemente verbindet. Diesem liegt die Annah-
me zugrunde, dass der Glaube ein elementa-
rer Baustein der amerikanischen Demokratie 
ist und dass ihr letztlich eine höhere Macht 
den Weg weist.47 
Auch die Gesellschaft der Vereinigten Staaten 
ist im Vergleich mit anderen Industrienatio-
nen bis heute ausgeprägt religiös. 19 von 20 
Amerikanern glauben an Gott, für fast zwei 
Drittel ist Religion ein wichtiger Teil ihres 
Lebens48, und etwa ein Viertel gibt an, regel-
mäßig wöchentlich zur Kirche oder Synagoge 
zu gehen.49 Nach einer Befragung der New 
Yorker City University von 2001 identifizie-
ren sich 81 Prozent der US-Amerikaner mit 
einer spezifischen Religion. 76,5 Prozent 
bezeichnen sich selbst als Christen, davon 
rund zwei Drittel als Protestanten, ein Drittel 
als Katholiken.50
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Es gibt über 200 eigenständige religiöse 
„Denominationen“ (entspricht Kirchen) in 
den USA. Die katholische Kirche zählt etwa 
65 Millionen Mitglieder. Unter den protestan-
tischen Denominationen ist die „Southern 
Baptist Convention“ (Südstaaten-Baptisten) 
mit etwa 16 Millionen Mitgliedern die größte, 
gefolgt von der „United Methodist Church“ 
(Methodisten) mit 8 Millionen und der afro-
amerikanischen Pfingstgemeinde „Church 
of God in Christ“ mit 5,5 Millionen.51 Weiter 
gibt es – ohne Rangfolge und Anspruch auf 
Vollständigkeit – Baptisten, Episkopale, 
Presbyterianer, Unitarier, Kongregationa-
listen, Lutheraner und noch viele mehr, bis 
hin zu extremen Randerscheinungen wie 
den „Metaphysical Episcopalians“ oder der 
„Nudist Christian Church of the Blessed 
Virgin Jesus“.52 
Wie viele Amerikaner der organisierten 
Christlichen Rechten zuzurechnen sind, lässt 
sich nicht exakt bestimmen. Befragungen 
zufolge zählten 14 Prozent aller Wähler bei 
der Wahl 2000 zu dieser Gruppe. Dieser An-
teil war in den letzten Jahren recht konstant.53
Zum Erstarken der Christlichen Rechten in 
den 1970er Jahren maßgeblich beigetragen 
hat – neben den Protesten gegen den Viet-
namkrieg und dem Watergate-Skandal – das 
Urteil des Obersten Gerichtshofes im Fall 
„Roe gegen Wade“: Am 22. Januar 1973 ha-
ben die neun höchsten Richter der Vereinig-
ten Staaten das strikte Verbot des Schwan-
gerschaftsabbruchs im Bundesstaat Texas 
mit zwei Gegenstimmen für verfassungswid-
rig erklärt.54 Begründung: Die Entscheidung 
über einen Schwangerschaftsabbruch falle 
unter das von der Verfassung garantierte 
Recht auf „Unversehrtheit der Privatsphäre“. 
Damit war in allen 50 US-Bundesstaaten ein 
Abbruch auf Verlangen im ersten Schwanger-
schaftsdrittel erlaubt. Im zweiten Drittel 
kann der Staat die Abtreibung nach medizi-
nischer Indikation regeln, im dritten muss 
er die lebensfähige Frucht schützen. Die 
meisten Bundesstaaten mussten darauf hin 
ihre Gesetze ändern.
Das Urteil gab den Anstoß zur Entstehung der 
Anti-Abtreibungs- oder „Anti-Choice“-Bewe-
gung (siehe Kasten „Kampf mit Wörtern...“). 
Vor allem aber nutzten etwa der – in seinen 
eigenen Worten – „radikal konservative“ 
Publizist Paul Weyrich oder der Prediger Jerry 
Falwell mit der von ihm gegründeten „Moral 
Majority“ das Thema Schwangerschafts-
abbruch, um bis dahin unpolitische evangeli-
kale Christen zu mobilisieren.55 Wenn es 
gelänge, Abtreibung als Mord darzustellen, 
würde dies viele Gläubige zu politischer 
Aktivität motivieren, so ihr Kalkül. Die Strate-
gie hatte Erfolg, sie entschied mit über den 
Wahlsieg des Republikaners Ronald Reagan 
im Jahre 1980.56 Unter dessen Präsident-
schaft übte die Christliche Rechte nach einer 
langen Ära der Liberalisierung erstmals 
größeren politischen Einfluss aus. Reagan 
selbst gab an, als christlicher Präsident 
die evangelikalen Ziele zu verwirklichen; er 
veröffentlichte 1983 in der Zeitschrift der 
„Human Life Foundation“ einen Essay gegen 
den Schwangerschaftsabbruch, aus dem 
später ein Buch wurde – das einzige, das je 
ein US-Präsident während seiner Amtszeit 
veröffentlichte.57
Reagans Nachfolger, der Republikaner 
George Bush senior, hielt die Christliche 
Rechte eher auf Distanz.58 Der Demokrat 
Bill Clinton lag auf Konfrontationskurs mit ihr. 
Die Bemühungen, eine Revision des „Roe 
gegen Wade“-Urteils zu erreichen, erzielten 
lediglich einige Einschränkungen des allge-
meinen Rechts auf Abtreibung. Und nachdem 
1999 das Amtsenthebungsverfahren gegen 
Clinton wegen seiner intimen Affäre im 
Weißen Haus gescheitert war, erklärte Paul 
Weyrich sogar, die Konservativen hätten den 
„Kulturkampf“ nach zwanzig Jahren verloren.59
Dennoch blieb die Christliche Rechte eine 
politische Kraft. Dass es in den USA staatliche 
Programme gibt, die Jugendlichen und Heran-
wachsenden Enthaltsamkeit als einzige 
Methode der Schwangerschaftsverhütung 
wie auch der Aids-Prävention vermitteln, ist 
eine Errungenschaft der Reagan-Ära. Selbst 
unter dem Demokraten Clinton klärten 
amerikanische Lehrer ihre Schüler immer 
weniger umfassend auf.60
Mit George W. Bush erlebte die Christliche 
Rechte einen erneuten Aufschwung. Bush 
selbst war 1986, unter maßgeblichem Einfluss 
des Erweckungspredigers Billy Graham, von 
der episkopalen zur methodistischen Kirche 
übergetreten.61 Als „wiedergeborener Christ“ 
glaubt er an einen göttlichen Plan, „der alle 
menschlichen Pläne überflüssig macht“.62  
Kampf mit Wörtern: pro und kontra Selbstbestimmung
Das Thema Abtreibung steht in der amerikanischen politischen Debatte über Fortpflan-
zung und Familienplanung fast immer im Vordergrund. Der Streit dreht sich jedoch um 
Grundsätzlicheres: Das Recht des Individuums auf eine selbstbestimmte Sexualität und 
alles, was damit verbunden ist.
Zur Unterscheidung der Positionen in diesem Streit ist folgende Begriffsbestimmung 
wichtig: „Pro-Choice“ nennen sich jene Gruppierungen in den USA, die sich für eine 
selbstbestimmte Fortpflanzung einsetzen. Dies schließt das Recht auf freie Entscheidung 
über sexuelle Aktivität ein, auf Zugang zu Informationen über Methoden der Verhütung, 
auf Sexualerziehung und auch auf Schwangerschaftsabbruch. Der Begriff „Anti-Choice“ 
wird für Organisationen verwendet, die moderne Empfängnisverhütung oft ablehnen, 
jedenfalls gegen Abtreibung und gegen Sex vor und außerhalb der Ehe sind. Sich selbst 
bezeichnen diese Organisationen als „Pro-Life“ oder auch „Pro-Family“, was die Abwer-
tung der Pro-Choice-Gruppen als „Anti-Life“ bzw. „Anti-Family“ impliziert. 
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Seit den 1960er Jahren spielen die USA 
eine führende Rolle in der internationalen 
Bevölkerungspolitik. Sie haben wesentlich 
dazu beigetragen, dass Familienplanungs-
programme in Entwicklungsländern zu-
stande kamen und finanzielle Unterstüt-
zung erhielten. Inzwischen aber schlägt 
die US-Regierung eine Richtung ein, die im 
Widerspruch zu den Beschlüssen von Kairo 
steht. Sie hält dringend benötigte und vom 
Kongress bereits bewilligte Gelder für 
Familienplanungsprogramme zurück. Und 
sie exportiert das Konzept der Enthaltsam-
keitserziehung in die Entwicklungsländer, 
obwohl die Wirksamkeit dieser Programme 
schon im eigenen Land wissenschaftlich 
nicht belegbar ist.
5.1 Christliche Grundwerte in der 
US-Entwicklungspolitik
Eine der ersten Amtshandlungen des neu 
eingesetzten US-Präsidenten George W. Bush 
galt internationalen Familienplanungs-
programmen. Am 22. Januar 2001, seinem 
ersten Arbeitstag im Weißen Haus, setzte 
Bush eine Regelung in Kraft, nach der staat-
liche Zuschüsse an Familienplanungs- und 
Entwicklungsorganisationen verboten sind, 
die in irgendeiner Form mit Schwanger-
schaftsabbrüchen zu tun haben. 
Diese Regelung, als „Mexico City Policy“ 
(MCP) bekannt, hatte Präsident Ronald 
Reagan anlässlich der Internationalen Bevöl-
kerungskonferenz von Mexiko-Stadt im Jahre 
1984 erstmals eingeführt. Sie galt unter 
Reagan und seinem Nachfolger Bush senior. 
Anfang 1993 hob Bill Clinton die MCP wieder 
auf, ebenfalls kurz nach Amtsantritt. Bush 
junior erneuerte sie.1
Die MCP schließt alle international tätigen 
Nichtregierungsorganisationen von US-
Finanzhilfen aus, wenn sie Schwangerschafts-
abbrüche durchführen, wenn sie Beratung zu 
Abtreibungsfragen anbieten oder sich für 
die Legalisierung von Schwangerschaftsab-
brüchen einsetzen. Zunächst galt die neu-alte 
Regelung nur für die Entwicklungshilfebe-
hörde USAID (US Agency for International 
Development), die dem Außenministerium 
unterstellt ist und als wichtigster Geldgeber 
für solche Organisationen fungiert. Im 
August 2003 wurde die MCP auch auf Mittel 
des Außenministeriums und anderer US-
Behörden ausgeweitet.2
Die MCP soll verhindern, dass mit dem Geld 
amerikanischer Steuerzahler Abtreibungen 
im Ausland finanziert werden. Diese Begrün-
dung klingt zunächst plausibel. Allerdings 
ist die MCP eigentlich überflüssig: Schon seit 
1973 legt das sogenannte „Helms Amend-
ment“ gesetzlich fest, dass US-Steuergelder 
grundsätzlich nicht für Abtreibungen in ande-
ren Ländern eingesetzt werden dürfen.3
Durch die MCP möchte die US-Regierung 
Organisationen, die in Entwicklungs- oder 
Schwellenländern Familienplanungspro-
gramme betreiben, dazu bewegen, sich von 
Schwangerschaftsabbrüchen zu distanzieren. 
In der Praxis haben jedoch viele renommier-
te Organisationen, die in diesem Bereich 
arbeiten, eine liberale Einstellung zum Thema 
Schwangerschaftsabbruch: Wird dieser 
kriminalisiert, so argumentieren sie, führt 
dies nicht zu weniger, sondern zu mehr illega-
len, also risikobehafteten Eingriffen – beson-
ders, wenn es gleichzeitig am Zugang zu 
Verhütungsmitteln mangelt.
 DIE ROLLE DER
 USA AUF DER INTER-
NATIONALEN BÜHNE
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Da die meisten Nichtregierungsorganisatio-
nen, die Familienplanungsprogramme betrei-
ben, nur über beschränkte eigene finanzielle 
Ressourcen verfügen, verlieren sie wichtige 
Mittel für die Familienplanung, wenn sie nicht 
bereit sind, auf die durch die MCP geforder-
ten Einschränkungen ihrer Arbeit einzugehen 
– selbst wenn sie im Bereich Schwanger-
schaftsabbruch ausschließlich eigene Mittel 
einsetzen. Die MCP, von Kritikern ironisch als 
„Global Gag Rule“ (weltweites Knebelungs-
gesetz) bezeichnet4, erreicht also unter ande-
rem, dass es vielen Menschen in den Ent-
wicklungsländern weiterhin an Verhütungs-
mitteln fehlt. Womöglich treibt sie deshalb 
sogar die Zahl unsicherer Schwangerschafts-
abbrüche in die Höhe. Und behindert eine 
breit angelegte Aids-Prävention, wenn aus 
Geldmangel keine Kondome mehr zur Verfü-
gung gestellt werden (zu den Auswirkungen 
siehe Kapitel 6).5
5.2 Die US-Regierung im 
Widerspruch zu den 
Beschlüssen von Kairo
Dass die „Mexico City Policy“ kein Einzelfall 
ist, sondern Teil einer umfassenderen politi-
schen Ausrichtung der jetzigen US-Regie-
rung, zeigt ein Blick in die Chronik der inter-
nationalen Konferenzen seit Bushs Amts-
antritt: Immer wieder bringen die Vertreter 
der Vereinigten Staaten dort eindeutig zum 
Ausdruck, dass sie die Ziele ablehnen, die 
sich die internationale Staatengemeinschaft 
1994 – unter tatkräftiger Mithilfe der Clinton-
Regierung – im Kairoer Aktionsprogramm 
gesetzt hat.
Die Position der USA lässt sich dabei auf drei 
Punkte kondensieren: Erstens böten allein 
sexuelle Enthaltsamkeit und Treue hundert-
prozentig sicheren und moralisch vertret-
baren Schutz vor ungewollter Schwanger-
schaft und sexuell übertragbaren Krankhei-
ten. Zweitens sollten Jugendliche nicht umfas-
send aufgeklärt werden, da dies die Promis-
kuität fördere. Und drittens sollten die Eltern 
und nicht etwa Schulen entscheiden können, 
welche Art von Sexualaufklärung ihren Kin-
dern zuteil werde. Wenn man Jugendlichen 
reproduktive Rechte zugestehe, unterminiere 
dies die Autorität der Eltern. 
Bei der Rio-Folgekonferenz in Johannesburg 
(Weltgipfel über nachhhaltige Entwicklung) 
im Jahre 2002 erreichten die USA, dass das 
Thema Bevölkerungsentwicklung von der 
offiziellen Tagesordnung ferngehalten wurde. 
So lautete zumindest der Vorwurf vieler 
beteiligter Nichtregierungsorganisationen.6 
Ein Mitglied der deutschen Delegation bestä-
tigte, es habe massiven Druck seitens der 
USA und des Vatikans gegeben, das Wort 
Bevölkerungswachstum überhaupt nicht zu 
erwähnen.7 Tatsache ist, dass Johannesburg 
die erste Konferenz der Vereinten Nationen 
seit Kairo war, die das Thema Familienpla-
nung nicht aufgegriffen und weiter entwickelt 
hat. In der Abschlusserklärung wird Familien-
planung mit keinem Wort erwähnt, während 
in der „Agenda 21“ von Rio dem Zusammen-
hang zwischen nachhaltiger Entwicklung und 
Bevölkerungsentwicklung noch ein ganzes 
Kapitel gewidmet war. Denn, so das Fazit von 
Rio, eine nachhaltige Entwicklung sei nur 
möglich, wenn hohes Bevölkerungswachstum 
die Fortschritte auf anderen Gebieten nicht 
zunichte mache. Eine globale Umweltpolitik 
ohne Angebote zur Familienplanung sei nicht 
sinnvoll.
Nach der Konferenz von Johannesburg ver-
härtete sich die Position der USA zuneh-
mend. Bei der Vorbereitung der regionalen 
Bevölkerungskonferenz für Asien (Fifth Asian 
and Pacific Population Conference), die im 
Dezember 2002 in Bangkok stattfand, teilte 
Arthur E. Dewey, der Leiter der US-Delega-
tion, den Konferenzteilnehmern mit, die USA 
könnten das Kairoer Aktionsprogramm nicht 
länger unterstützen. Begründung: Es leiste 
dem Schwangerschaftsabbruch Vorschub 
und fördere die Enthaltsamkeitserziehung 
nur unzureichend. Die US-Delegation sprach 
sich auch dagegen aus, die „konsequente 
Benutzung von Kondomen“ als zentrale Stra-
tegie im Kampf gegen Aids bei Jugendlichen 
ins Schlussdokument aufzunehmen. In bei-
den Fragen waren die USA vollkommen 
isoliert. Am Ende schlossen sie sich dem 
Konsens der Konferenz an, legten jedoch 
zahlreiche schriftliche Vorbehalte nieder. 
Ähnlich verhielten sich die USA auch auf dem 
Treffen des regionalen „Ad Hoc Committee 
on Population and Development“ für Latein- 
und Mittelamerika in Santiago de Chile im 
März 2004. Die lateinamerikanischen Staa-
ten hingegen, von denen einige 1994 noch 
Vorbehalte gegen das Aktionsprogramm 
angemeldet hatten, akzeptierten dieses jetzt 
ohne Einschränkungen.8, 9, 10
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Bei der Vorbereitung einer Sondersitzung der 
UN-Generalversammlung zu den Rechten der 
Kinder im Mai 2002 unterstützte die US-
Delegation einen Vorschlag des Sudans, 
Jugendliche eher zu sexueller Abstinenz anzu-
halten als ihnen den Zugang zu umfassender 
Sexualaufklärung zu erleichtern.11 
Die USA sind neben Somalia das einzige 
Land, das die UN-Konvention über die Rechte 
des Kindes noch nicht unterzeichnet hat.12, 13 
In der Delegation der USA waren neben John 
Klink, dem ehemaligen Vatikan-Sprecher, 
auch verschiedene Institutionen der Christ-
lichen Rechten vertreten: Das fundamenta-
listische „Patrick Henry College“, dessen 
Zöglinge dereinst „die Nation führen und 
unsere Kultur mit zeitlosen biblischen Werten 
gestalten“ sollen, der „World Congress of 
Families“14, 15 sowie die Frauenorganisation 
„Concerned Women for America“, die sich 
der Förderung „biblischer Werte“ in der 
Gesellschaft verschrieben hat. Janice Shaw 
Crouse von der Organisation „Concerned 
Women for America“ nennt die „Lügen“ des 
Feminismus in einem Atemzug mit dem 
Kommunismus und der Nazi-Ideologie und 
ruft zu einem Kulturkampf zur Rettung der 
Familie auf.16
Auch die 15. Internationale Aids-Konferenz 
vom Juli 2004 in Bangkok nutzten die Vertre-
ter der USA, um für den „Abstinence only“-
Ansatz zu werben. Unterstützung fanden sie 
dabei von Seiten des ugandischen Staats-
chefs Yoweri Museveni. Mit seinem Votum, 
sexuelle Enthaltsamkeit und Treue böten 
besseren Schutz vor Aids als Kondome, stieß 
Museveni allerdings bei der Mehrheit der 
anwesenden Wissenschaftler und Aktivisten 
auf Widerspruch.17 Uganda gilt unter Exper-
ten als Musterbeispiel einer erfolgreichen 
Aids-Bekämpfungsstrategie. Diese beruht 
jedoch sowohl auf der Verbreitung von 
Kondomen als auch auf Sexualaufklärung 
und der Werbung für Enthaltsamkeit (siehe 
Kapitel 5.5).
5.3 Wie die US-Regierung 
Familienplanungsprogramme 
finanziell austrocknet 
Im Herbst 2001 beantragte die US-Regierung 
beim Kongress 25 Millionen Dollar, die im 
Haushaltsjahr 2002 an den Bevölkerungs-
fonds der Vereinten Nationen (UNFPA), 
gehen sollten (siehe Kasten „Was macht 
UNFPA?“). In der Begründung bezeichnete 
Außenminister Colin Powell die Arbeit dieser 
Organisation als „von unschätzbarem Wert“. 
Angesichts der humanitären Krise in Afgha-
nistan nach dem Sturz des Taliban-Regimes 
bewilligte der Kongress sogar mehr Geld, 
nämlich 34 Millionen Dollar.18 Die parlamen-
tarische Debatte kreiste nicht um die Frage, 
ob die Gelder für UNFPA bewilligt, sondern 
nur darum, um wie viel diese gegenüber dem 
Haushaltjahr 2001 aufgestockt werden soll-
ten. Die einzige Bedingung war, wie schon in 
den Jahren zuvor, dass diese Gelder nicht 
nach China fließen durften.19 
Die Entscheidung des Kongresses vom 
Dezember 2001 löste eine Kampagne von 
UNFPA-Gegnern aus. Diese zielte darauf 
ab, den UN-Bevölkerungsfonds mit der Be-
hauptung zu diskreditieren, er finanziere 
Zwangsabtreibungen in China. Den Anstoß 
dazu gab ein offener Brief des republika-
nischen Abgeordneten Chris Smith an den 
Präsidenten. Smith wirft UNFPA vor, die 
Zwangspraktiken in China nicht nur seit 1979 
wesentlich zu unterstützen und zu vertei-
digen, sondern bei deren Verheimlichung zu 
helfen. Smith folgert daraus, UNFPA stelle 
sich „mit Worten und Taten auf die Seite 
derer, die Frauen unterdrücken“.20, 21
Obwohl sich kein Beleg für Smith‘ Vorwürfe 
fand, zeigte die Kampagne Erfolg: Im Juli 
2002 beschloss die Regierung, die vom Kon-
gress bereits bewilligten 34 Millionen Dollar 
zurückzuhalten. Das gesamte Verfahren wie-
derholte sich für die Haushaltjahre 2003 und 
2004. Dadurch sind UNFPA bisher insgesamt 
93 Millionen Dollar entgangen.22 
Juristisch stützt sich die US-Regierung auf 
das „Kemp-Kasten-Amendment“ aus dem 
Jahre 1985. Nach diesem Gesetz23 dürfen die 
Vereinigten Staaten keine internationalen 
Organisationen finanzieren, die Zwangs-
abtreibungen oder Zwangssterilisationen 
unterstützen oder sich daran beteiligen.
Im Jahre 2001, nachdem der Kongress die 
Mittel für UNFPA bewilligt hatte, ließ die 
Regierung dessen Aktivitäten überprüfen. Sie 
wurden für gesetzeskonform befunden.24 Als 
Reaktion auf die Kampagne der UNFPA-
Gegner wurden dann mehrere Delegationen 
nach China entsandt, die den Vorwürfen auf 
den Grund gehen sollten. Die offizielle Dele-
gation des US-Außenministeriums kehrte mit 
der Empfehlung zurück, die Mittel freizuge-
ben.25 Dennoch entschied die Regierung 
dagegen. Auch Außenminister Powell schloss 
sich an – eine Kehrtwende gegenüber seiner 
früheren Position.
Die Begründung: Zwar treffe die Anschuldi-
gung nicht zu, der Bevölkerungsfonds sei 
direkt in die Zwangsmaßnahmen verstrickt. 
Er sei es jedoch indirekt, durch die Zusam-
menarbeit mit der chinesischen Regierung. 
UNFPA gebe Gelder an chinesische Organe, 
so dass diese ihre Zwangsmaßnahmen effek-
tiver durchführend könnten. Powell erklärte, 
UNFPA habe staatliche chinesische Organisa-
tionen mit Computern und Fahrzeugen ver-
sorgt und damit das Kemp-Kasten-Amend-
ment verletzt.26 Allerdings setzt UNFPA schon 
seit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 1985 
keine US-Mittel mehr in China ein.27 Mit 
dem Entzug der Beiträge an UNFPA blockiert 
die Bush-Regierung somit unumstrittene 
UNFPA-Projekte in anderen Ländern, bei-
spielsweise den Kampf gegen die hohe Müt-
tersterblichkeit in Afrika.
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Was macht UNFPA?
Der Bevölkerungsfonds der Vereinten Nationen (UNFPA) besteht 
seit 1969. Er unterstützt weltweit in 141 Entwicklungs- und Schwel-
lenländern Programme für Familienplanung und reproduktive Ge-
sundheit, in Zusammenarbeit mit Regierungen wie auch mit Nicht-
regierungsorganisationen.
Als Leitlinie für die Tätigkeit von UNFPA dient das Aktionspro-
gramm der Kairoer Bevölkerungskonferenz von 1994. Diese Tätig-
keit umfasst neben der Aufklärung Jugendlicher und Erwachsener 
auch die Beschaffung von Verhütungsmitteln, Vor- und Nachsorge 
rund um die Geburt, Prävention und Behandlung sexuell übertrag-
barer Krankheiten einschließlich Aids. UNFPA setzt sich auch für die 
Gleichberechtigung der Geschlechter ein, fordert ein Ende der Ge-
walt gegen Frauen und schafft bessere Ausbildungsmöglichkeiten 
für Frauen.
UNFPA verwaltet nach eigenen Angaben ein Viertel des weltweiten 
Aufkommens für Entwicklungszusammenarbeit in Sachen Bevölke-
rung. Um effektiv zu arbeiten, ist er allerdings auf „eine planbare 
und sichere“ Finanzierung angewiesen. Diese besteht ausschließ-
lich aus freiwilligen Beiträgen von Regierungen und von internatio-
nalen Organisationen, von Stiftungen und anderen Organisationen 
des privaten Sektors sowie von einzelnen Spendern.28 Im Jahr 2001 
hat UNFPA insgesamt 258,3 Millionen Dollar von Regierungen 
erhalten, davon stammten 21,5 Millionen Dollar von den USA, die 
damals auf Rang sechs der Geberstaaten standen.29
Seit der Gründung 1969 hat UNFPA rund sechs Milliarden Dollar 
eingesetzt. Seine Bilanz: Mehr Menschen in Entwicklungsländern 
haben Zugang zu freiwilligen Familienplanungsprogrammen. Die 
Fertilität ist um die Hälfte gefallen, von durchschnittlich sechs bis 
sieben Kinder pro Frau auf drei bis vier. 51 Prozent der verheira-
teten Frauen in Entwicklungsländern können heute Empfängnis-
verhütung praktizieren – gegenüber zehn bis 15 Prozent in der 
Anfangszeit der Organisation. In vielen Ländern weisen die Sta-
tistiken auf deutliche Verbesserungen des Familienplanungs-
Angebotes hin, so dass Experten von einer „reproduktiven Revo-
lution“ sprechen. Beispielsweise stieg der Anteil verheirateter 
Frauen, die moderne Verhütungsmittel benutzen, in Kolumbien 
von neun Prozent im Jahre 1969 auf 64 Prozent im Jahr 2000. In 
Bangladesch wuchs dieser Anteil binnen 24 Jahren von fünf auf 
43 Prozent, in Kenia binnen 20 Jahren von vier auf immerhin 
32 Prozent.30, 31, 32
In China hat UNFPA von 1980 an unter anderem bei den Erhebun-
gen von demografischen Daten mitgeholfen und dazu beigetragen, 
den Bedarf an Verhütungsmitteln, die internationalen Qualitäts-
standards genügen, vollständig aus landeseigener Produktion zu 
decken. Chinesische Wissenschaftler konnten sich an Universitäten 
in Europa und den USA sozial- und bevölkerungswissenschaftlich 
fortbilden. An 22 chinesischen Universitäten wurden daraufhin 
Forschungszentren eingerichtet. Außerdem half UNFPA, die Ge-
sundheitsversorgung von Schwangeren, Müttern und Kindern in 
armen Regionen zu verbessern. 
Von 1995 bis 1998 hat der Bevölkerungsfonds seine Tätigkeit in 
China unterbrochen, vor allem, um mit der chinesischen Regierung 
über die Einhaltung der Kairoer Verpflichtungen zu verhandeln. 
UNFPA habe sich immer klar gegen die chinesische Ein-Kind-Politik 
ausgesprochen, sagt Thoraya Obaid, die Direktorin des Bevölke-
rungsfonds. Dessen Tätigkeit in China seit 1998 sei „das am auf-
merksamsten überwachte Entwicklungsprojekt der Welt“.33
In 32 ausgewählten, besonders armen chinesischen Landkreisen, 
in denen seit 1998 UNFPA-Programme laufen, wird Familienpla-
nung nicht mehr wie früher als zentraler Planungsakt betrieben. 
Inzwischen wurden in diesen Landkreisen sogar alle Zielwerte und 
Geburtenquoten ausgesetzt. Stattdessen erhielten alle Haushalte 
Informationsmaterial über ein breites Angebot zur Familienpla-
nung, und staatliche Kliniken bieten jetzt umfassende reproduktive 
Gesundheitsdienste an, die auf die individuellen Bedürfnisse einge-
hen.34 Mit Erfolg: Durch die Kooperation mit UNFPA, schreibt die 
chinesische Nachrichtenagentur Xinhua, habe sich „die reprodukti-
ve Gesundheit von Frauen in den Projektgebieten verbessert, und 
die Fälle von (...) Schwangerschaftsabbrüchen haben sich redu-
ziert“.35 
Zur Zeit setzt UNFPA in China jährlich etwa 3,5 Millionen Dollar ein, 
indes keine amerikanischen Gelder. UNFPA-Mittel aus den USA 
sind überhaupt nur von 1980 bis 1985 nach China geflossen.36
52  Das Ende der Aufklärung Berlin-Institut  53
Denn die Finanzierungslücke ist deutlich zu 
spüren. Immerhin machten die 34 Millionen 
Dollar jährlich nach Angaben der UNFPA-
Direktorin Thoraya Obaid im Jahr 2001 ein 
Achtel des Kernbudgets aus, das aus den 
Beiträgen der Regierungen besteht.37 Mit 
dem fehlenden Geld hätten in einem Jahr 
nach Schätzung des Bevölkerungsfonds 
weltweit zwei Millionen ungewollte Schwan-
gerschaften verhindert werden können, 
800.000 Schwangerschaftsabbrüche, 4.700 
Todesfälle von Müttern und 77.000 Todes-
fälle von Säuglingen und Kindern.38
 
Die Gründung von UNFPA geht ursprünglich 
auf amerikanische Initiative zurück.39 In den 
1960er Jahren, unter dem Eindruck einer 
stark wachsenden Erdbevölkerung, hatten 
die USA eine führende Rolle in der internatio-
nalen Bevölkerungspolitik übernommen. Sie 
etablierten sich als wichtigster Geldgeber 
und trugen maßgeblich dazu bei, dass sich 
Organisationen wie die WHO und die Welt-
bank des Themas annahmen.40
Lange trugen die USA fast die Hälfte des 
Budgets und waren damit der wichtigste 
Geldgeber von UNFPA. 1985 strich Präsident 
Reagan jedoch diese Gelder ersatzlos. Die 
Begründung lieferte schon damals die angeb-
liche Zusammenarbeit mit der chinesischen 
Regierung bei Zwangsmaßnahmen, die allein 
durch die Präsenz von UNFPA in China 
gegeben sei und die gegen das kurz zuvor 
von UNFPA-Gegnern durchgesetzte Kemp-
Kasten-Amendment verstoße.41
Ohnehin waren in den 1980er Jahren Fami-
lienplanungsprogramme auf der amerika-
nischen Prioritätenliste weit nach hinten 
gerückt. Die republikanischen Regierungen 
unter Reagan und Bush senior sahen in der 
Bevölkerungsentwicklung der armen Länder 
kein ernsthaftes Problem mehr.42 
Unter Bush senior gab es im Kongress meh-
rere parteiübergreifende Initiativen, die 
Zahlungen an den UNFPA wieder aufzuneh-
men. Ohne Erfolg. Erst der Demokrat Clinton 
setzte 1993 durch, dass die USA wieder 
zahlten.43 Der republikanische Abgeordnete 
Chris Smith wandte sich gegen diese Unter-
stützung – auch als UNFPA zwischen 1995 
und 1998 die Tätigkeit in China aussetzte.44 
Kaum hatte der Bevölkerungsfonds die Arbeit 
dort wieder aufgenommen, erreichte ein 
Vorstoß aus dem Kongress – unterstützt von 
Vertretern der Christlichen Rechten45 –, dass 
die Gelder aus Protest gegen diese Wieder-
aufnahme vorübergehend eingefroren wur-
den. Im Jahr 2000 wurden dann wieder Gel-
der bewilligt, allerdings mit der Auflage, dass 
sie jeweils um den Betrag gekürzt werden, 
den UNFPA in China ausgibt (etwa 3,5 Millio-
nen Dollar).46 2001 nahm der Kongress diese 
Regelung wieder zurück – kurz bevor George 
W. Bush an die Tradition seiner republikani-
schen Vorgänger anknüpfte und den UNFPA-
Beitrag erneut ganz strich. 
Der UN-Bevölkerungsfonds ist nicht die 
einzige internationale Institution, deren 
Unterstützung durch die Bush-Regierung 
gefährdet ist. Zeitungsberichten zufolge 
droht die Regierung auch dem UN-Kinder-
hilfswerk UNICEF mit Mittelentzug, falls die 
Organisation ihre Zusammenarbeit mit 
UNFPA nicht einstellt.47 
Allerdings erfährt Bush auch Widerstand – 
sogar aus den eigenen Kreisen. Aus den Rei-
hen der Kongressabgeordneten kamen ver-
schiedene, wenn auch erfolglose Vorstöße, 
gegen den UNFPA-Finanzierungsstopp vorzu-
gehen. Anfang 2004 haben beide Kammern 
des Kongresses die Zahlung der ausgesetzten 
34 Millionen Dollar an UNFPA für das laufen-
de Haushaltsjahr erneut bewilligt.48 Mitte Juli 
2004 lehnte die Regierung die Freigabe der 
Gelder erneut ab.49 
5.4 Der globale Aids-Hilfe-Plan 
der US-Regierung
In seiner Rede zur Lage der Nation Anfang 
2003 kündigte Präsident George W. Bush ei-
nen „Notplan für Aids-Hilfe“ (The President’s 
Emergency Plan for AIDS Relief, PEPFAR) 
an. Dieses „Werk der Gnade“, so Bush, über-
treffe alles, was derzeit rund um den Globus 
an Anstrengungen unternommen werde, 
um den Menschen in Afrika zu helfen.50 15 
Milliarden Dollar sollen über fünf Jahre, von 
2004 bis 2008, aus der Staatskasse in die 
weltweite Bekämpfung der Epidemie fließen, 
und zwar in die 15 am stärksten betroffenen 
afrikanischen, mittelamerikanischen und 
asiatischen Länder.51 Das entspricht nach 
Regierungsangaben einer Aufstockung um 
200 Prozent gegenüber den bis dahin üb-
lichen Aufwendungen der US-Regierung für 
die internationale Aidshilfe.52, 53 Nie zuvor 
war für diesen Zweck so viel Geld bereit 
gestellt worden. Für die Freigabe der Mittel 
schuf die Regierung eigens die neue Position 
eines globalen Aids-Koordinators im Außen-
ministerium.
Als Teil des „mitfühlenden Konservatismus“ 
(Compassionate Conservativism) hatte der 
Präsident Aids auf die politische Tagesord-
nung gesetzt. Auch immer mehr christlich-
rechte Organisationen machten die Fürsorge 
für HIV- Infizierte zu ihrer Sache. Im Februar 
2002 organisierte beispielsweise Franklin 
Graham, Sohn und Nachfolger von Billy 
Graham, dem bekanntesten aller Erweckungs-
prediger, unter dem Titel „Prescriptions for 
Hope“ (Medikamente für Hoffnung) einen 
Kongress mit mehr als 800 Teilnehmern, der 
die Behandlung Aidskranker ins Bewusstsein 
der Öffentlichkeit rücken sollte.54 Die Fürsor-
ge konnte sich auch auf den medizinischen 
Fortschritt stützen, der relativ kostengün-
stige Medikamente zur Aids-Therapie verfüg-
bar gemacht hat.
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Der globale Aids-Notplan PEPFAR ist aller-
dings teilweise von der Moralvorstellung der 
amerikanischen Christlichen Rechten ge-
prägt. So ist die Verwendung der Gelder an 
Richtlinien gebunden. Die wichtigste Ein-
schränkung besteht darin, dass mindestens 
ein Drittel der für Prävention vorgesehenen 
Summe ausschließlich für Enthaltsam-
keitsprogramme ausgegeben werden darf. 
Bis 2005 ist dies nur als „Empfehlung“ zu 
verstehen, von 2006 bis 2008 jedoch recht-
lich bindende Vorschrift.55 Außerdem erhal-
ten religiöse Organisationen, die in der HIV-
Bekämpfung tätig sind, die ausdrückliche 
Erlaubnis, Informationen über Kondome 
zurückzuhalten.56
Organisationen, die Fördermittel erhalten 
wollen, müssen nachweisen, dass sie gegen 
die Legalisierung von Prostitution sind. Dies 
behindert allerdings eine umfassende Prä-
ventionsstrategie bei Prostituierten, einer 
Gruppe, die eine zentrale Rolle sowohl bei 
der Ausbreitung wie auch bei der Eindäm-
mung der Aids-Epidemie spielt. Der globale 
Aids-Fonds und alle UN-Organisationen sind 
von dieser Auflage befreit.57
Der Schwerpunkt des präsidentiellen Not-
plans liegt allerdings weniger in der Präven-
tion, als in der Behandlung und Pflege: 80 
Prozent der PEPFAR-Mittel sind dafür vorge-
sehen.58 Laut UNAIDS, dem Aids-Programm 
der Vereinten Nationen (Joint United Nations 
Programme on HIV/AIDS), sei die Versorgung 
mit Medikamenten zwar angesichts von etwa 
38 Millionen Infizierten absolut notwendig, 
doch dürfe darüber die umfassende Präven-
tion nicht in den Hintergrund gedrängt wer-
den. In seinem jüngsten Jahresbericht warnt 
UNAIDS, wenn man die Vorbeugung vernach-
lässige, vergrößere sich die Zahl der Infizier-
ten so weit, dass künftig auch deren Versor-
gung mit Medikamenten scheitern müsse.59
Vertreter der amerikanischen Christlichen 
Rechten bemängelten in der parlamenta-
rischen Debatte dennoch einen zu geringen 
Anteil an Enthaltsamkeitsprogrammen in 
Bushs Anti-Aids-Offensive. Der Aids-Notplan, 
fürchtete etwa der „Family Research Coun-
cil“, könnte sich zu einer „Luftbrücke für 
Kondome“ entwickeln.60
5.5 Das „Enthaltsamkeit allein“-
Konzept und die Entwicklungs-
länder 
„ABC“ heißt seit einigen Jahren die Formel für 
die Aidsbekämpfung, die von den meisten 
Entwicklungsorganisationen als bester Weg 
angesehen wird: A steht für Abstinenz, 
B für „Be Faithful“, also für Treue, und C für 
„Condoms“. Die Kombination dieser drei 
Maßnahmen hat Vorbildcharakter angenom-
men durch den Erfolg, der in Uganda mit 
ABC-Programmen erreicht wurde: In den am 
schwersten betroffenen städtischen Gebieten 
sank der Anteil HIV-Infizierter in Stichproben 
(Prävalenzrate) von 30 Prozent zu Beginn der 
1990er Jahre auf mittlerweile zehn Prozent; 
in ländlichen Regionen hatte er Mitte der 
1990er Jahre ein Maximum von zehn Prozent 
erreicht und ist seither auf heute 4,2 Prozent 
zurückgegangen. 
Die Daten, auf denen sich die Erfolgsmeldung 
gründet, sind zwar mit Vorsicht zu genießen, 
da in Uganda keine Meldepflicht für HIV-
Infektionen besteht und keine flächendecken-
den Daten vorliegen. Niemand bestreitet 
jedoch, dass in dem afrikanischen Land 
unter schwierigen Bedingungen Fortschritte 
erreicht wurden. Nach Angaben des ugan-
dischen Gesundheitsministeriums sind die 
verminderten Infektionsraten darauf zurück-
zuführen, dass spontane sexuelle Begegnun-
gen mit wechselnden Partnern („casual sex“) 
seltener geworden seien und vermehrt Kon-
dome benützt würden. Zudem habe sich das 
Alter, in dem Jugendliche das erste Mal Ge-
schlechtsverkehr haben, von 14 auf 16 Jahre 
erhöht. Verheiratete begingen seltener Seiten-
sprünge, und der überlieferte Brauch, verwit-
wete Frauen an den Bruder des verstorbenen 
Ehemannes oder an einen beliebigen, von 
den Dorfältesten ausgewählten Mann weiter 
zu „vererben“, sei praktisch verschwunden.61 
Beide Praktiken gelten als mit verantwortlich 
für die Ausbreitung des HI-Virus, wie auch 
die Prostitution von Teenagern aus Geldnot.62 
Dass ein integrierter ABC-Ansatz unter den in 
Uganda herrschenden Bedingungen richtig 
ist, darauf deuten auch die Ergebnisse einer 
Befragung des Alan-Guttmacher-Instituts 
hin: In allen drei Bereichen hat sich das Ver-
halten der Menschen verändert.63 Edward C. 
Green vom Zentrum für Bevölkerungs- und 
Entwicklungsstudien an der Harvard-Univer-
sität ist bei seinen Untersuchungen zu dem 
Befund gekommen, eine Balance zwischen 
Abstinenz, Treue und Kondombenutzung sei 
für Uganda die richtige Strategie. Denn dort 
habe sich HIV innerhalb der gesamten Bevöl-
kerung verbreitet; auch hätten Befragungen 
in ganz Afrika ergeben, dass Aids in Uganda 
weniger tabuisiert werde als anderswo, und 
dass es ugandischen Frauen leichter falle 
als in anderen afrikanischen Ländern, unge-
wollten Geschlechtsverkehr abzulehnen. Die 
„100 Prozent Kondom“-Strategie sei hinge-
gen in Ländern wie Thailand erfolgreicher, 
wo die Übertragung hauptsächlich durch 
Prostitution stattfinde.64 
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Zwei Hindernisse stehen der Verwirk-
lichung des Aktionsprogramms von Kairo 
in Entwicklungs- und Schwellenländern 
entgegen: Erstens der Widerstand, vor 
allem der US-Regierung, gegen Familien-
planung und Sexualaufklärung. Zweitens 
aber auch die schlechte Zahlungsmoral 
fast aller Geberländer – selbst jener, die 
mit den Zielen von Kairo übereinstimmen. 
Beides hat zur Folge, dass insgesamt 
weniger Geld zur Verfügung steht als nach 
der Kairoer Übereinkunft notwendig ist 
und zugesagt war. Durch den Export des 
Enthaltsamkeitsansatzes seitens der USA 
fließt überdies ein Teil der vorhandenen 
finanziellen Mittel in Enthaltsamkeits-
programme statt in ganzheitliche Aids-
Prävention, in Sexualaufklärung und 
Mittel für Empfängnisverhütung. Aufgrund 
des Geldmangels sterben Hunderttausen-
de von Menschen, vor allem Frauen und 
Kinder in wenig entwickelten Ländern 
an Komplikationen während Schwanger-
schaft und Geburt, an unsachgemäß durch-
geführten Schwangerschaftsabbrüchen 
und an Aids.
6.1 Säumige Zahler überall
Rund 140 eng bedruckte Seiten füllt das 
Aktionsprogramm der Kairoer Bevölkerungs-
konferenz von 1994 in der deutschen Über-
setzung. Das Wesentliche lässt sich jedoch 
in einem Satz sagen: Die Industrienationen 
haben vor zehn Jahren versprochen, ein 
Aktionsprogramm zu finanzieren, der bis 
zum Jahre 2015 allen Menschen dieser Erde 
Zugang zu Dienstleistungen für sexuelle und 
reproduktive Gesundheit verschaffen soll. 
1994 war einvernehmlich ein aus den 1970er 
Jahren stammender UN-Beschluss bekräftigt 
worden, die Geberländer sollten für ihre 
gesamten offiziellen Entwicklungshilfe-
Budgets insgesamt einen Zielwert von 0,7 
Prozent des Bruttosozialprodukts anstreben. 
Und davon sollten sie jenen Anteil erhöhen, 
der für die im Aktionsprogramm beschriebe-
nen Maßnahmen bestimmt sei.1 Das Kairoer 
Schlussdokument beziffert die zusätzlich 
notwendigen Mittel: Bis 2000 insgesamt 17 
Milliarden US-Dollar jährlich. Davon sollten 
die Entwicklungs- und Schwellenländer etwa 
zwei Drittel (11,3 Milliarden) im Rahmen 
ihrer nationalen Gesundheitsprogramme 
selbst übernehmen. Die Geberländer, also 
die Industrienationen, haben in Kairo zuge-
sagt, ein Drittel dieser Summe (5,7 Milliar-
den) bereitzustellen. Wegen des anhaltenden 
Bevölkerungswachstums sollte der Gesamt-
betrag bis 2015 weiter auf 21,7 Milliarden 
Dollar jährlich steigen. Allerdings geht aus 
dem Kairo-Plan nicht hervor, in welchen 
Schritten die Erhöhung erfolgen soll. Er gibt 
nur für bestimmte Ziel-Jahre Beträge an.
Die Organisation „Population Action Inter-
national“ (PAI) hat gleichwohl aus diesen 
Eckwerten den zu zahlenden Gesamtbetrag 
für den Zeitraum von 1996 bis 2001 veran-
schlagt. PAI ging dabei von dem Betrag aus, 
den die Geberstaaten 1996 tatsächlich 
gezahlt hatten, und rechnete unter der An-
nahme einer linearen Erhöhung auf den für 
das Ziel-Jahr 2000 festgelegten Wert die 
jährlichen Zahlungen hoch. Ebenso verfuhr 
PAI für den Zeitraum bis zum nächsten Ziel-
Jahr 2005. Die Methode mag willkürlich 
erscheinen, sie liefert jedoch die einzigen 
derzeit verfügbaren Anhaltspunkte. 33,6 
Milliarden Euro hätten nach den PAI-Berech-
nungen bis 2001 insgesamt zusammen kom-
men müssen. Davon sind erst 11,9 Milliarden 
tatsächlich eingegangen, so dass eine 
„Lücke“ von 21,7 Milliarden Euro klafft – 
also fast zwei Drittel.2 
Auch wenn man die Daten der Vereinten 
Nationen zugrunde legt und nur die gezahlten 
Beträge für einzelne Ziel-Jahre betrachtet, 
wird die schlechte Zahlungsmoral der Geber-
staaten deutlich: Im Jahr 2000 floss nur 
knapp die Hälfte dessen, was in Kairo fest-
gelegt worden war.3
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Die Finanzierungslücke erklärt sich nicht nur 
daraus, dass die Vereinigten Staaten auf-
grund der „Mexico City Policy“ etlichen Orga-
nisationen die ﬁ nanzielle Unterstützung 
entzogen und die Beiträge für UNFPA einge-
froren haben. Auch die anderen Geberstaaten 
erweisen sich als äußerst säumige Zahler. 
Nach der Modellrechnung von PAI waren 
etwa im Jahr 2001 lediglich Dänemark, 
 Norwegen, Schweden, Luxemburg und die 
Niederlande den mit dem Kairo-Plan einge-
gangenen Verpﬂ ichtungen in vollem Umfang 
nachgekommen. Zu den Ländern, die noch 
„Schulden“4 haben, zählt auch Deutschland: 
Die Bundesregierung hat von ihrem Anteil für 
den Zeitraum 1996 bis 2001 erst knapp ein 
Drittel gezahlt; rund 1,88 Milliarden Euro 
stehen noch aus.5 
Duﬀ  G. Gillespie, Experte für öﬀ entliche 
 Gesundheit und Entwicklung an der amerika-
nischen Johns Hopkins Universität, sieht für 
die Säumigkeit unter anderem folgenden 
Grund: Der globale Rückgang der Geburten-
raten hätte zu der verbreiteten, aber irrigen 
Auﬀ assung geführt, organisierte Familien-
planung besitze keine hohe Priorität mehr. 
Viele Länder verfolgten zwar eine Politik, 
die sich an den Zielen von Kairo orientiere, 
es fehle jedoch an Energie und Geld, die 
politischen Leitlinien „in die Wirklichkeit 
zu übersetzen“.6 Hinzu kommt, dass auch die 
Empfängerländer ihre Zusagen nicht in vol-
lem Umfang einhalten.7
Die Folgen dieser Finanzierungslücke für die 
reproduktive Gesundheit in den Entwick-
lungsländern zu beziﬀ ern ist schwierig, da 
manche Daten, etwa zur Zahl ungewollter 
Schwangerschaften, ungenau oder schlecht 
vergleichbar sind. Fest steht jedenfalls: Wenn 
es an Geld für Familienplanung und repro-
duktive Gesundheit fehlt, triﬀ t dies die Frau-
en am härtesten. So hat sich beispielweise 
das Problem der unsachgemäß durchgeführ-
ten Abtreibungen seit den 1960er Jahren 
nicht wesentlich verbessert. Diese sind wei-
terhin eine besonders häuﬁ ge Todesursache 
bei Frauen im fortpﬂ anzungsfähigen Alter in 
Entwicklungsländern. Nach Schätzungen der 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) werden 
jährlich weltweit 19 Millionen solcher ris-
kanter Eingriﬀ e vorgenommen. Das bedeutet, 
jede zehnte Schwangerschaft endet auf 
diese Weise.8 Schätzungsweise 68.000 
Frauen sterben daran, davon 30.000 in 
 Afrika, 34.000 in Asien und 4.000 in Latein -
ame rika. Noch viel mehr tragen dauerhafte 
 Gesundheitsschäden davon.9 Ein wichtiger 
Grund für diese alarmierenden Zahlen ist die 
mangelnde Verfügbarkeit von Verhütungs-
mitteln. An Komplikationen während oder 
nach der Schwangerschaft, die nicht recht-
zeitig, nicht ausreichend oder gar nicht be-
handelt werden, sterben nach Angaben der 
Weltgesundheitsorganisation WHO weltweit 
etwa 530.000 Frauen jährlich. Davon entfal-
len 99 Prozent auf die Entwicklungsländer.10 
Dabei wäre es leicht und – rein ökonomisch 
betrachtet – günstiger, viele dieser medi zi-
nischen Notfälle zu verhindern: Eine medizi-
nische Grundversorgung für Schwangere und 
Neugeborene kostet in Entwicklungsländern 
durchschnittlich drei Dollar pro Kopf und Jahr, 
lebensrettende Maßnahmen bei Komplikatio-
nen etwa 230 Dollar.11 Eine Frau ein Jahr lang 
mit ausreichend Verhütungsmitteln für eine 
verantwortungsvolle Familienplanung zu 
versorgen, kostet knapp 20 Dollar12 – und 
erhöht massiv die Wahrscheinlichkeit, dass 
diese Frau ihre fortpﬂ anzungsfähigen Jahre 
überlebt, dass sie gesunde Kinder zur Welt 
bringt und sich auch nicht mit HIV inﬁ ziert.
Verhütungsmittel allein reichen nicht aus. 
Aber ein ausreichendes Angebot davon ist 
eine notwendige Voraussetzung für Familien-
planung. 3,9 Milliarden US-Dollar jährlich 
wären nötig, um über 200 Millionen Frauen 
in Entwicklungsländern, die bis heute wenig 
Chancen haben, ihren Bedarf zu decken, 
mit Kondomen und anderen Verhütungs-
mitteln zu versorgen. Das ergab die Studie 
„Adding it  up“ (Aufsummiert. Untertitel: 
Der Nutzen von Investitionen in sexuelle 
und reproduktive Gesundheitsversorgung), 
die der Bevölkerungsfonds der Vereinten 
Nationen (UNFPA) und das amerikanische 
Alan Guttmacher Institute im Februar 2004 
gemeinsam herausgebracht haben.13 Mit dem 
Betrag von 21,7 Milliarden Euro, um den die 
Industrienationen nach den Berechnungen 
von „Population Action International“ hinter 
der Verpﬂ ichtung von Kairo her hinken, hät-
ten in den Jahren von 1996 bis 2001 über 
268 Millionen ungewollte Schwangerschaften 
verhindert werden können, 113 Millionen 
Abtreibungen, 7,2 Millionen Todesfälle von 
Säuglingen und 733.000 Todesfälle infolge 
von Schwangerschafts- und Geburtskompli-
kationen.14 
Investitionen in reproduktive Gesundheits-
dienste retten nicht nur Leben. Sie haben 
auch positive wirtschaftliche und soziale 
Auswirkungen. Wenn Frauen die Zahl ihrer 
Kinder und die zeitlichen Abstände zwischen 
den Geburten bestimmen können, nimmt 
erfahrungsgemäß die durchschnittliche Kin-
derzahl ab. Das ist in Entwicklungsländern, 
wo die hohe Zahl ungewollter Schwanger-
schaften nach wie vor das Bevölkerungs-
wachstum prägt, von gesamtgesellschaft-
licher Bedeutung. Kleinere Familien können 
sich besser ernähren und sind gesünder, was 
sich sowohl in den Lernerfolgen der Schulkin-
der als auch in der Arbeitsfähigkeit der er-
wachsenen Familienmitglieder, mithin im 
Einkommen niederschlägt. Wenn Geld über 
den täglichen Konsum hinaus übrig bleibt, 
steigen auch die Schul- und Ausbildungs-
chancen, insbesondere für Mädchen, an 
deren Ausbildung bei knappen Ressourcen 
eher gespart wird als an jener der Jungen. 
Insgesamt erlangen die Frauen einen höhe-
ren Status, sie beteiligen sich eher an gesell-
schaftlichen und politischen Aufgaben. Und 
schließlich sinken die öﬀ entlichen Ausgaben 
für Bildung, Gesundheit und Unterstützung 
armer Familien oder Waisen.15
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Der Rückgang der Kinderzahl je Frau hat eine 
entwicklungspolitische Dimension: Er lässt 
den Anteil der Menschen im arbeitsfähigen 
Alter (15 bis 60 Jahre) gegenüber der „ab-
hängigen“ Bevölkerung, also Kindern und 
Alten vorübergehend ansteigen. Gelingt es 
in dieser Phase, die etwa eine Generation 
lang vorhält, in Gesundheit und Bildung zu 
investieren sowie Arbeitsplätze zu schaffen, 
lässt sich eine „demografische Dividende“ 
nutzen.
Wie dies funktionieren kann, haben die asia-
tischen „Tigerstaaten“ vorgeführt. Sie alle 
konnten dank des demografischen Bonus 
einen Wirtschaftsboom einleiten: Nach einer 
Phase massiven Bevölkerungswachstums 
gingen in den 1970er und 1980er Jahren 
die Kinderzahlen in Ländern wie Südkorea, 
Malaysia, Thailand und Indonesien dank 
staatlich geförderter Familienplanungspro-
gramme zurück. Gleichzeitig konnten die 
jungen Menschen aus den letzten geburten-
starken Jahrgängen erfolgreich in den Ar-
beitsprozess integriert werden.16 
In den meisten afrikanischen und einigen 
arabischen Ländern könnte sich dies aller-
dings schwieriger gestalten. Selbst wenn die 
Kinderzahlen je Frau deutlich fielen, würden 
dort vielerorts die Mittel für wirtschaftliche 
Investitionen fehlen, um den demografischen 
Bonus zu nutzen. Das sollte die internationale 
Gemeinschaft jedoch nicht davon abhalten, 
in die reproduktive Gesundheit zu investie-
ren – im Gegenteil: Die teilweise noch sehr 
hohen Kinderzahlen, insbesondere im Afrika 
südlich der Sahara, behindern eine nach-
haltige Entwicklung. Die Aids-Epidemie läuft 
überdies dem Bemühen um globale Sicher-
heit zuwider, wie der nationale US-Geheim-
dienst (NIC) in einer Studie festgestellt hat.17  
6.2 Wie sich die „Mexico-
City-Politik“ in den 
Entwicklungsländern auswirkt
Als der amerikanische Präsident Ronald 
Reagan 1984 die „Mexico-City-Politik“ (MCP, 
siehe Kapitel 5.1) erstmals einführte, war das 
Ausmaß der Aids-Epidemie noch nicht erahn-
bar. Inzwischen zeigt sich jedoch, dass diese 
Regelung, die eine große Zahl internationaler 
Familienplanungsprogramme von US-Förder-
geldern ausschließt, nicht nur die Vermei-
dung ungewollter Schwangerschaften und 
sonstige Verbesserung der reproduktiven 
Gesundheit erschwert, sondern auch einen 
Rückschlag für die Aids-Bekämpfung bedeu-
tet. Denn durch die MCP entgehen den betrof-
fenen Organisationen neben der finanziellen 
Unterstützung auch die von USAID gespen-
deten Verhütungsmittel, Kondome einge-
schlossen. In Ghana wurden so 700.000 
Menschen, die von der „Planned Parenthood 
Association of Ghana“ bislang kostenlos 
Kondome zur Aids-Vorbeugung erhalten 
hatten, auf einen Schlag von dieser Versor-
gung abgeschnitten.
Die Studie „Access denied“ (Zugang verwei-
gert) hat untersucht, wie sich die MCP im 
einzelnen auf Entwicklungsländer auswirkt.18 
Die Studie entstand aus der Zusammenarbeit 
verschiedener nichtstaatlicher Organisatio-
nen unter der Federführung von „Population 
Action International“ (PAI). Der Untersu-
chungszeitraum reicht von Juli 2002 bis Mai 
2003. Die Untersuchungen konzentrieren 
sich auf einige ausgewählte Länder, vermit-
teln jedoch einen lebhaften Eindruck davon, 
welche Konsequenzen das „globale Knebe-
lungsgesetz“, wie Kritiker die MCP bezeich-
nen, jeweils vor Ort hat.
Der Dreh- und Angelpunkt dabei ist, dass sich 
Familienplanung und Aids-Bekämpfung in 
der Praxis oft nicht gänzlich vom Thema 
Schwangerschaftsabbruch trennen lassen. So 
gehört es beispielsweise zu den besonders 
erfolgreichen Maßnahmen von Familien-
planungsprogrammen, Frauen, die abgetrie-
ben haben, im Verlauf der Nachbehandlung 
über Verhütungsmittel aufzuklären.
Fallbeispiel Kenia: Obwohl Kenia bereits im 
Jahr 1967, als erstes afrikanisches Land, ein 
nationales Familienplanungsprogramm ein-
geführt hat, ist der Zugang zu Verhütungsmit-
teln bis heute mangelhaft. Es fehlt nicht nur 
an Geld, es gibt auch bürokratische und 
Verteilungsprobleme.19 Die Müttersterblich-
keit liegt daher bei alarmierenden 1.000 pro 
100.000 Lebendgeburten.20 USAID hat zwei 
der wichtigsten dort tätigen Nichtregierungs-
organisationen die Förderung entzogen: Die 
nationale „Family Planning Association of 
Kenya“ und der kenianische Ableger von 
„Marie Stopes International“ haben die 
Bedingungen nicht akzeptiert, die ihnen die 
MCP auferlegt. Fünf Familienplanungsklini-
ken mussten daraufhin wegen Geldmangels 
geschlossen werden. Einige Regionen verlo-
ren damit jegliche medizinische Versorgung. 
Eine der geschlossenen Kliniken lag zudem in 
einem Gebiet, das eine der höchsten HIV-
Infektionsraten weltweit aufweist. In ande-
ren Kliniken musste Personal entlassen wer-
den, oder Verhütungsmittel wurden teurer. 
Nach der Studie hat knapp ein Viertel der 
kenianischen Frauen, die Empfängnisver-
hütung wünschen, keine Möglichkeit, an 
moderne Verhütungsmittel zu kommen.
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Fallbeispiel Äthiopien: Äthiopien ist eines 
der ärmsten Länder Afrikas. Entsprechend 
düster sieht die Situation im Bereich der 
reproduktiven Gesundheit aus. Etwa 47 Pro-
zent der Bevölkerung haben keinerlei Zugang 
zu modernen Gesundheitseinrichtungen. 
Die Müttersterblichkeit liegt bei 850 Todes-
fällen pro 100.000 Geburten.21 Die USA sind 
Äthiopiens wichtigster Geber von Entwick-
lungshilfegeldern, und die reproduktive 
Gesundheit steht auf der Prioritätenliste von 
USAID weit oben: Im Jahr 2001 gab USAID 
zwölf Millionen Dollar für Familienplanungs-
programme in Äthiopien aus, die höchste 
Summe in ganz Afrika. 
Weil die politische Lage in Äthiopien lange 
Zeit instabil war, spielen Nichtregierungs-
organisationen als Empfänger von USAID-
Geldern eine herausragende Rolle. Ein wich-
tige und langjährige Partnerorganisation von 
USAID ist die „Family Guidance Association 
of Ethiopia“ (FGAE), die seit 40 Jahren im 
Bereich Familienplanung tätig ist. FGAE 
hat sich entschieden, die Auflagen der MCP 
nicht zu akzeptieren und damit auf einen 
Schlag etwa zwölf Prozent ihres Budgets 
verloren. Weitere 25 Prozent brachen weg, 
weil die Zuschüsse der Dachorganisation 
„International Planned Parenthood Federa-
tion“ entfielen, die ihrerseits massiv von der 
MCP betroffen ist. Außerdem erhält FGAE 
keine Verhütungsmittel mehr von USAID.
Die Kürzungen treffen so genannte „Program-
me auf Gemeindeebene“ besonders hart. 
Sie ergänzen die Arbeit der Familienplanungs-
kliniken und bieten den Menschen in länd-
lichen Regionen oft die einzige Möglichkeit, 
sich Informationen und Verhütungsmittel zu 
verschaffen.
Obendrein beeinflusst die MCP auch die aktu-
elle politische Debatte in Äthiopien darüber, 
ob sich die Zahl der unsachgemäß durchge-
führten Abtreibungen durch eine Legalisie-
rung des Schwangerschaftsabbruchs senken 
ließe. Nichtregierungsorganisationen, die 
von USAID-Mitteln abhängig sind, können 
sich nicht dafür stark machen, selbst wenn 
sie dies für den einzig richtigen Schritt im 
Kampf gegen die Müttersterblichkeit halten.
 
Fallbeispiel Rumänien: Die ehemalige sozia-
listische Republik zählt zwar offiziell nicht zu 
den Entwicklungsländern, ist jedoch eine der 
rückständigsten Nationen Europas. Rumäni-
en weist eine der höchsten Abtreibungsraten 
weltweit auf. Durchschnittlich 2,2 Mal bricht 
eine rumänische Frau während ihrer fort-
pflanzungsfähigen Jahre eine Schwanger-
schaft ab (1999). Das liegt auch daran, dass 
Verhütungsmittel immer noch nicht aus-
reichend verfügbar und viele Menschen nicht 
richtig aufgeklärt sind. Nur 30 Prozent der 
verheirateten Frauen zwischen 15 und 
49 Jahren verwenden moderne Verhütungs-
mittel.22 Schwangerschaftsabbruch wird 
verbreitet als Methode der Familienplanung 
angesehen.
 
Ende der 1960er Jahre hatte der damalige 
Staatsratsvorsitzende Nicolaie Ceausescu 
angesichts rückgängiger Geburtenziffern 
eine geburtenfördernde Politik verordnet: 
Abtreibungen wurden verboten, der Zugang 
zu Verhütungsmitteln extrem erschwert. 
Das Regime ließ Frauen sogar regelmäßig 
zwangsweise auf Schwangerschaften testen, 
um illegale Abtreibungen zu minimieren. 
Ohne nachhaltigen Erfolg. Nach einer kurz-
fristigen Verdoppelung der rumänischen 
Geburtenrate 1967 sank diese schnell wie-
der,23 da illegale Abtreibungen zur Normalität 
wurden.
Das gegenwärtige Gesundheitssystem 
Rumäniens schafft keinen effektiven Anreiz, 
die extrem hohen Abtreibungsraten zu sen-
ken. Im Gegenteil macht es Schwanger-
schaftsabbrüche für Ärzte lukrativ. Obwohl 
der ambulante Eingriff nur kurz dauert, dür-
fen Krankenhäuser dafür einen ganzen Tag 
abrechnen. In dem extrem unterfinanzierten 
rumänischen Gesundheitssystem bedeutet 
das eine wichtige Einkommensquelle. Auch 
die betroffenen Frauen kommt ein Abbruch 
billiger zu stehen als Verhütungsmittel, da 
Abtreibungen vom Staat bezahlt werden, 
Verhütungsmittel dagegen nicht. 
Um die Zahl der Abtreibungen zu senken, 
wäre es deshalb sinnvoll, Beratung zu 
Familienplanung und zum Abbruch zu ver-
binden. So könnten Frauen, die zu dem 
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gestellte Kondome pro 15- bis 59-
jährigem Mann und Jahr und HIV-
Infektionsrate (1998 bis 2002). 
(Quelle: UNAIDS, Population 
Action International)
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Zu wenig Schutz
In den meisten Entwicklungsländern sind die Mittel 
für die Gesundheitsversorgung knapp. Zur Familien-
planung und zur HIV-Prävention stellen deshalb 
zusätzlich Geberländer, multilaterale Geber wie die 
Weltbank und Nichtregierungs-Organisationen Kon-
dome zur Verfügung. Nur für die Geberländer und die 
multilateralen Geber liegen zuverlässige Daten vor. 
Sie allein zeigen, dass die Versorgung gerade in den 
am stärksten von Aids betroffenen Ländern absolut 
unzureichend ist. Nach Angaben von UNAIDS wären 
im Mittel pro Mann und Jahr 144 Kondome vonnöten.
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Eingriff kommen, auch über moderne 
Verhütungsmittel aufgeklärt werden. Doch 
genau das wird durch die MCP für viele 
Organisationen unmöglich. Im Bereich der 
reproduktiven Gesundheit ist USAID der 
bedeutendste Geber. Die meisten Nichtregie-
rungsorganisationen in Rumänien – darunter 
auch der wichtigste lokale USAID-Partner, 
die „Societatea de Educatie Contraceptiva si 
Sexuala“, die zu 70 Prozent von USAID finan-
ziert wird – haben daher die Bedingungen 
der MCP akzeptiert. Sie können also keine 
Beratungen von Frauen nach einem Schwan-
gerschaftsabbruch durchführen.
Fazit: Die „Mexico-City-Politik“ hat drama-
tische Auswirkungen auf die Situation in 
vielen armen Ländern – allerdings gerade 
nicht die von der amerikanischen Regierung 
gewünschten. Auch für die Jahre 1984 bis 
1992, in denen die MCP erstmals in Kraft war, 
sieht die „Access-denied“-Studie keinen 
Hinweis darauf, dass sich die Zahl der 
Schwangerschaftsabbrüche verringert hätte.
Die aktuelle MCP der Regierung Bush könnte 
nach einem Bericht der Wissenschaftszeit-
schrift „Scientific American“ jene Länder am 
härtesten treffen, in denen Schwanger-
schaftsabbrüche legal sind, etwa Indien, 
Sambia und Russland.24 Auch in Russland 
galt Abtreibung lange als wichtigste Methode 
der Familienplanung. Die „International 
Planned Parenthood Federation“ (IPPF) hat 
dazu beigetragen, moderne Familienplanungs-
methoden einzuführen. Mit zunehmendem 
Gebrauch solcher Methoden fielen denn auch 
die Abtreibungsraten. Dieser Fortschritt ist 
jetzt durch den Entzug der US-Mittel an IPPF 
gefährdet. Denn dadurch werden alle Ver-
bindungen zwischen Einrichtungen, die 
Schwangerschaftsabbrüche durchführen, 
und solchen, die Familienplanung anbieten, 
getrennt. Laut „Population Action Internatio-
nal“ (PAI) habe die Erfahrung jedoch gezeigt, 
dass Frauen unmittelbar nach der unange-
nehmen Erfahrung eines Schwangerschafts-
abbruchs am besten motiviert seien, Verhü-
tungsmittel zu akzeptieren.25
 
6.3 „Abstinence only“ verhindert 
eine umfassende Aids-Prävention
Nicht nur die MCP, sondern auch die Beto-
nung der Enthaltsamkeitserziehung in der 
amerikanischen Entwicklungspolitik wirkt 
sich auf die Entwicklungsländer aus. Denn 
die Enthaltsamkeitserziehung bindet Mittel, 
die ansonsten für moderne Familienplanung 
und umfassende Aids-Prävention eingesetzt 
würden. Wie in Kapitel 4.2 gezeigt, ist die 
Effektivität von Enthaltsamkeitsprogrammen 
selbst in den USA bisher nicht erwiesen. Viel-
mehr deutet einiges darauf hin, dass sie das 
Gegenteil dessen bewirken, worauf sie abzie-
len. Für Entwicklungsländer eignen sie sich 
auf Grund unterschiedlicher gesellschaftlicher 
und kultureller Bedingungen womöglich noch 
schlechter. Dennoch hat der US-Kongress 
beschlossen, dass ein Drittel der Gelder für 
AIDS-Prävention im Rahmen des amerika-
nischen Notplans für globale Aids-Hilfe aus-
schließlich für Enthaltsamkeitserziehung 
ausgegeben werden darf (siehe Kapitel 5.4). 
Wie dringend umfassende Aufklärung nötig 
ist, zeigen Untersuchungen von UNAIDS. In 
zahlreichen Befragungen stellte sich heraus, 
dass die Menschen in Entwicklungsländern 
zwar meist wussten, dass es Aids gibt, und 
auch, dass es sich um eine gefährliche Krank-
heit handelt. Viele waren sich aber über 
die genaue Übertragungsweise und über 
Schutzmöglichkeiten im Unklaren. In Indien 
hatten beispielsweise 30 Prozent der Frauen 
noch nie von Aids gehört. In den ländlichen 
indischen Bundesstaaten Uttar Pradesh, 
Gujarat und Bihar wussten jeweils weniger 
als 25 Prozent der Frauen, dass das HI-Virus 
sexuell übertragbar ist. Ein wichtiger Grund 
für diese Uninformiertheit ist, dass kulturelle 
Barrieren in Indien eine offene Diskussion 
über Sexualität behindern.26 Der UN-Bevölke-
rungsfonds weiß von über 200 Mythen und 
irrigen Vorstellungen zu berichten, die der 
Verwendung von Kondomen im Wege stehen. 
Diese reichen von dem Glauben, man könne 
einem Menschen ansehen, wenn er mit HIV 
infiziert sei, bis zu der Vorstellung, Kondome 
seien für das Virus durchlässig.27
All dies weist auf einen enormen Aufklärungs-
bedarf hin. Daher drängt die Organisation 
UNAIDS in ihrem jüngsten Jahresbericht auf 
einen weiteren Ausbau umfassender Präven-
tionsbemühungen. UNAIDS begrüßt zwar die 
verstärkten Anstrengungen bei der Behand-
lung von Aids-Kranken, betont jedoch, dass 
die Prävention darüber nicht vernachlässigt 
werden dürfe. Nach Schätzungen der Orga-
nisation könnten umfassende Vorbeugungs-
maßnahmen 29 Millionen der bis zum Jahre 
2010 vorausgesagten 45 Millionen Neu-
infektionen mit HIV verhindern – also fast 
zwei Drittel.28
 
Dabei bietet gerade die Verfügbarkeit von 
Behandlungsmethoden neue Chancen für 
eine erfolgreiche Prävention: Sie schafft 
einen zusätzlichen Anreiz, sich auf eine mög-
liche Infektion testen zu lassen. Werden HIV-
Positive früh erkannt und rechtzeitig mit 
Kondomen versorgt, lässt sich zumindest 
ein Teil der Neuansteckungen vermeiden. 
Daher enthalten viele Therapie-Programme, 
beispielsweise die der Weltgesundheitsorga-
nisation WHO, auch einen Budgetposten 
für die Verteilung von Kondomen. Diesen 
Synergieeffekt verspielt, wer auf die unrea-
listische Vorstellung von hundertprozentiger 
Enthaltsamkeit und Treue setzt. 
Der Slogan „Enthaltsamkeit bis zur Heirat“ 
erweckt außerdem den Eindruck, die Ehe 
biete Sicherheit vor einer HIV-Ansteckung. 
Ein Trugschluss, wie die Erfahrung zeigt: 
So hat eine Studie in Thailand ergeben, dass 
etwa drei Viertel der HIV-positiven Frauen 
durch ihre Ehemänner infiziert wurden. 
Auch verheiratete Frauen müssen daher die 
Möglichkeit haben, die Verwendung von 
Kondomen durchzusetzen.29 Thailand gilt als 
Musterbeispiel für eine gelungene, weil den 
lokalen Bedürfnissen angepasste Aids-
Präventionsstrategie. Der Politiker Mechai 
Viravaidya hatte in den 1990er Jahren 
zunächst im Alleingang, später unterstützt 
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von der thailändischen Regierung, eine 
Kampagne zur Popularisierung von Kondo-
men betrieben. Der Schwerpunkt lag dabei 
auf dem Sexgewerbe, denn in Thailand wie 
auch in großen Teilen Asiens wurde und 
wird HIV vorwiegend durch Prostitution 
verbreitet. Thailand konnte mit der „100-
Prozent-Kondom“-Strategie seine jährliche 
HIV-Infektionsrate von 143.000 auf unter 
20.000 senken.30, 31 Kambodscha und die 
Dominikanische Republik haben diese Stra-
tegie inzwischen übernommen, weil dort 
die HIV-Verbreitung ähnlich verläuft.32 Das 
Beispiel Thailand wird jedoch von den Ent-
haltsamkeits-Befürwortern im allgemeinen 
nicht zitiert. Statt dessen verweisen sie auf 
den Erfolg in Uganda, wo die Werbung für 
Enthaltsamkeit und Treue in der Tat eine 
wichtige Rolle bei der Eindämmung von 
HIV gespielt hat, allerdings als Teil einer 
integrierten Strategie, die immer auch die 
Aufklärung über Kondome einschließt 
(siehe Kapitel 5.5).
Ein Weiteres kommt hinzu: Jugendlichen 
beizubringen, „Sag’ einfach nein“ sei die 
einzige sichere Möglichkeit, sich vor Schwan-
gerschaft und Aids zu schützen, bedeutet, die 
ungleichen Geschlechterverhältnisse in vie-
len Entwicklungsländern zu verkennen. Für 
Frauen dort, ob verheiratet oder ledig, ist 
„Just say no“ oft keine realistische Option. 
Frauen werden zum Teil sehr früh verhei-
ratet, häufig gegen ihren Willen. Es ist daher 
unerlässlich, dass Familienplanungsprogram-
me auch auf die Stärkung der Frauenrolle 
abzielen.
Aber auch die Situation junger Männer sollte 
berücksichtigt werden. Sozialwissenschaft-
liche Untersuchungen im Rahmen eines 
Forschungsprogramms von Vereinten Natio-
nen, Weltgesundheitsorganisation und Welt-
bank in Kenia haben gezeigt, dass männliche 
Heranwachsende in traditionell patriarcha-
lischen Gesellschaften sexuelle Aktivität als 
Teil ihrer Initiation begreifen. Ein Mädchen 
zu schwängern, gilt innerhalb ihrer Alters-
gruppe als Männlichkeitsbeweis; sogar, sich 
dabei mit einer Geschlechtskrankheit zu 
infizieren – mit Ausnahme von Aids. Sie gera-
ten dabei oft in Konflikt zwischen dem Druck 
gleichaltriger Geschlechtsgenossen, sexuell 
aktiv zu werden, und der Erwartung der 
Erwachsenenwelt, enthaltsam zu bleiben. 
Deshalb muss einerseits ihre Kommunika-
tionsfähigkeit gestärkt werden, damit sie 
offen über Sexualität sprechen können und 
Vorurteile, etwa Kondomen gegenüber, ab-
bauen. Andererseits müssen Erwachsene als 
Gesprächspartner zur Verfügung stehen.33 
Auch hier ist Enthaltsamkeit lediglich eine 
theoretische Lösung, die an der Realität weit 
vorbei zielt.
Wenn Investitionen in Enthaltsamkeitserzie-
hung schon heute finanzielle Mittel von drin-
gend notwendigen Programmen zur Aufklä-
rung und Verbreitung von Verhütungsmitteln 
abziehen, so dürfte sich dieses Problem 
künftig noch verschärfen. Denn der Bedarf an 
Verhütungsmitteln steigt bis 2015 deutlich 
an, weil die Zahl der Menschen im reproduk-
tiven Alter in diesem Zeitraum überpropor-
tional wächst, und zwar fast ausschließlich in 
den wenig entwickelten Teilen der Welt. Nach 
Schätzungen von PAI wird beispielsweise der 
Bedarf an Kondomen zur Bekämpfung von 
HIV-Infektionen in den Entwicklungsländern 
und Osteuropa von acht Milliarden im Jahr 
2000 auf 18,6 Milliarden im Jahr 2015 zu-
nehmen.34 Die internationalen Gelder für 
Verhütungsmittel wurden jedoch nach Anga-
ben des UN-Bevölkerungsfonds im Jahr 2002 
um zwölf Prozent reduziert. Damit ließen sich 
2002 nur noch 20 Prozent des Bedarfs aus 
Mitteln der internationalen Entwicklungshilfe 
decken, während es im Jahr zuvor noch 25 
Prozent gewesen waren.35
 
Wissen schützt
Vielerorts ist der Kenntnisstand über die Ausbreitung 
von HIV schlecht. UNAIDS und andere Organisationen 
haben Umfragen durchgeführt, bei denen die Men-
schen zwei Methoden der HIV-Prävention ankreuzen 
sollten (etwa die Benutzung von Kondomen und die 
Beschränkung auf einen Sexualpartner). Zusätzlich 
sollten sie drei Mythen über HIV erkennen: Dass 
gesundes Aussehen auf HIV-Freiheit hinweist sowie 
jeweils zwei lokal verbreitete Unwahrheiten – etwa 
dass Aids durch Moskitostiche übertragen oder durch 
Sexualverkehr mit einer Jungfrau geheilt wird.
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Anteil der 15- bis 24-Jährigen, 
die zwei HIV-Präventionsmethoden 
nennen und drei Mythen über 
HIV als falsch erkennen können 
(in Prozent).
(Quelle: UNAIDS Report 2004)
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6.4 Opposition gegen Kairo 
in den Entwicklungsländern
Doch nicht nur die amerikanische Regierung 
distanziert sich von den Kairoer Beschlüssen. 
Widerstand kommt auch aus manchen Ent-
wicklungsländern selbst. Ähnlich wie in den 
USA geht es dabei um die Frage, was Jugend-
liche über Sexualität wissen dürfen. Auch 
hier stehen häufig religiöse Gruppen im 
Mittelpunkt, die sich gegen umfassende 
Aufklärung wenden. Sie werden dadurch 
gestärkt, dass die USA ihren Standpunkt 
auf zahlreichen internationalen Konferenzen 
vehement vertreten haben. 
Fallbeispiel Sambia: Der sambische Erzie-
hungsminister Andrew Mulenga untersagte 
jüngst die Verteilung von Kondomen an 
Schulen. Dies ermuntere die Jugendlichen zu 
unmoralischem Verhalten wie vorehelichem 
Geschlechtsverkehr, begründete der Minister 
seinen Schritt. Er steht damit im Widerspruch 
zu einer Kampagne des sambischen Gesund-
heitsministeriums, das mit nichtstaatlichen 
Organisationen zusammenarbeitet, um unter 
den Jugendlichen des Landes das Bewusst-
sein für die Aids-Epidemie zu schärfen; im 
Rahmen dieser Kampagne wurden an man-
chen Schulen auch Kondome abgegeben.36 
Diese Bemühungen werden mittlerweile 
allerdings behindert. So dürfen Nichtregie-
rungsorganisationen nicht mehr an Schulen 
über Kondome informieren.37 Wie es scheint, 
widerspiegelt Mulengas Direktive die neue 
Linie der Regierung. Auch die katholische 
Kirche in Sambia hat sich wiederholt gegen 
die Verwendung von Kondomen ausge-
sprochen. Sambia gehört im südlichen Afrika 
zu den am stärksten von HIV betroffenen 
Ländern (siehe Karte Seite 18).38
Fallbeispiel Philippinen: In der katholisch 
geprägten südostasiatischen Inselrepublik 
hat sich die HIV-Präventionsstrategie ver-
ändert, wie ein neuer Bericht der Menschen-
rechtsorganisation „Human Rights Watch“ 
feststellt. Danach betrieb die Regierung in 
der Vergangenheit ein vorbildliches Aids-
Programm, das auf umfassende Aufklärung 
und den Gebrauch von Kondomen setzte 
– zum Missfallen der katholischen Kirche. Die 
gegenwärtige Präsidentin Gloria Macapagal-
Arroyo, seit 2001 im Amt, hat den Kurs 
allerdings neu bestimmt: Ihre Regierung 
hat verboten, staatliche Gelder für die Ver-
breitung von Kondomen einzusetzen. Der 
Bürgermeister von Manila hat darüber hinaus 
den staatlichen Gesundheitseinrichtungen 
untersagt, „künstliche“ Verhütungsmittel 
zu verteilen. Zwar kann man fast überall auf 
den Philippinen Kondome kaufen, aber viele 
Menschen können sich diese ohne staatliche 
Subvention nicht mehr leisten. Zudem wirbt 
die Regierung nicht mehr offensiv für die 
Verwendung von Kondomen, und an den 
Schulen des Landes wird Aufklärungsunter-
richt zunehmend behindert. 
Dies geht offensichtlich auf den Einfluss 
der katholischen Kirche zurück. So trug 
der massive Druck der Bischofskonferenz 
2003 entscheidend dazu bei, ein Gesetz 
zur staatlichen Finanzierung von Kondomen 
zu verhindern. Inzwischen unterstützt der 
Staat Kampagnen gegen Kondome. Er hat 
beispielsweise die Organisation „Couples for 
Christ“ mit umgerechnet 888.000 US-Dollar 
unterstützt, damit sie in Seminaren „natür-
liche“ Familienplanung – sprich Enthaltsam-
keit – als bestes Verhütungsmittel preist. 
Laut „Human Rights Watch“ wird in manchen 
staatlichen Krankenhäusern außerdem 
verbreitet, Kondome schützten nicht vor 
HIV-Infektion, weil sie löchrig seien. Selbst 
bei Prostituierten wird die Benutzung von 
Kondomen indirekt verhindert, und zwar 
durch die Polizei. Prostitution ist auf den 
Philippinen illegal und der Besitz von Kon-
domen gilt als Beweis zur Überführung von 
Prostituierten.
Die amerikanische Regierung hat jahrelang 
über USAID Kondome und andere Verhü-
tungsmittel an die Philippinen abgegeben. 
USAID hat diese Lieferungen im Jahr 2002 
eingestellt. Ob diese Entscheidung in Zusam-
menhang mit der „Abstinence-only“-Politik 
der USA steht, lässt sich nicht sagen. Maria 
Elena F. Borromeo, die Landeskoordinatorin 
von UNAIDS auf den Philippinen, hält es für 
möglich, dass sich Enthaltsamkeitsprogram-
me verbreitet durchsetzen: „Die (katholische) 
Kirche tritt dafür ein, also wird die Regierung 
dem folgen“, sagte sie der Menschenrechts-
organisation „Human Rights Watch“, und 
ebenso groß sei der Einfluss der USA.39
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7
Europa steht mit großer Mehrheit hinter 
dem Kairoer Aktionsprogramm. Euro-
päische Union und Europarat kritisieren 
offen, dass die USA ihre Gelder für inter-
nationale Familienplanung kürzen; die EU 
gleicht den finanziellen Ausfall teilweise 
sogar aus. In jüngster Zeit treten jedoch 
Organisationen, die gegen den Kairoer 
Konsens eintreten, auch in Europa auf den 
Plan. Gleichzeitig weisen einzelne EU-
Mitgliedstaaten und EU-Kandidaten ihrer-
seits Defizite auf, was die Umsetzung der 
Beschlüsse von Kairo angeht.
7.1 Gegengewicht zu den 
Vereinigten Staaten  
Die Europäische Union war bei der Bevölke-
rungskonferenz in Kairo 1994 geschlossen 
aufgetreten, obwohl es Differenzen unter den 
Mitgliedsländern gab, besonders in Fragen 
der reproduktiven Gesundheit.1 Bis heute 
stellt sich das offizielle Europa vollumfäng-
lich hinter den Kairoer Konsens. Sowohl der 
Europarat, in dem 45 europäische Staaten 
vertreten sind,2 als auch die Europäische 
Kommission3 haben offen die Mexiko-City-
Politik (MCP) und die US-Positionen auf 
internationalen Konferenzen bemängelt. 
Poul Nielson, EU-Kommissar für Entwicklung 
und humanitäre Hilfe, kritisierte in seinen 
Reden das politische Klima, das eine ernst-
hafte Gefährdung der Ziele von Kairo dar-
stelle: „Ich bin zutiefst besorgt darüber, dass 
die globale Verpflichtung, bis zum Jahr 2015 
reproduktive Gesundheitsdienste für alle 
bereitzustellen, möglicherweise nicht einge-
halten wird, was den Verlust von Millionen 
von Leben bedeuten würde.“4
Unter Nielsons Federführung gab die EU im 
Herbst 2002 einen Zuschuss von 32 Millionen 
Euro an den UN-Bevölkerungsfonds UNFPA 
und an die nichtstaatliche Familienplanungs-
organisation „International Planned Parent-
hood Federation“ (IPPF).5 Das Geld sollte 
den Ausfall der US-amerikanischen Beiträge, 
die sogenannte „Anstandslücke“, für die bei-
den am stärksten betroffenen Organisationen 
wenigstens teilweise ausgleichen. Damit 
kam die Kommission der Forderung des Euro-
päischen Parlaments (EP) nach, etwas gegen 
die MCP zu unternehmen.6 
Im Frühling 2004 bewilligte die EU 73,95 
Millionen Euro für die Förderung der repro-
duktiven Gesundheit in Entwicklungsländern 
bis 2006.7 Grundlage für diese Unterstützung 
der Kairo Agenda war der Bericht des Aus-
schusses für Entwicklung und Zusammen-
arbeit gewesen: Der „Sandbaek-Bericht“ 
hatte empfohlen, die EU solle sich bei der 
Umsetzung der Kairoer Beschlüsse stärker 
engagieren und dafür von 2003 bis 2006 
insgesamt 74 Millionen Euro einsetzen.8
Ebenfalls im Frühling 2004 verabschiedete 
das Europäische Parlament einen Bericht 
mit dem Titel „Bevölkerung und Entwicklung: 
10 Jahre nach der UN-Konferenz von Kairo“. 
Die damalige sozialdemokratische Abge-
ordnete Karin Junker aus Deutschland, die 
dem EP-Ausschuss für Entwicklung und 
Zusammenarbeit angehörte, hatte den 
Bericht erstellt. Er verlangt von der Euro-
päischen Kommission und von den Regie-
rungen der EU-Mitgliedstaaten, Rechenschaft 
darüber abzulegen, wie weit die Umsetzung 
der Kairoer Ziele gediehen ist. Und er ruft 
die Europäische Union, die Mitgliedstaaten 
sowie die zehn neuen Beitrittsländer dazu 
auf, den Verpflichtungen nachzukommen, 
die sie in Kairo eingegangen waren.9 Die 
Abgeordneten nahmen den Junker-Bericht – 
nach einigen Änderungen – mit 287 zu 196 
Stimmen bei 13 Enthaltungen an.10 
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7.2 Lobbyarbeit in Brüssel
Bislang hat diese Politik der EU die notwen-
digen Mehrheiten gefunden. Ob das so bleibt, 
nachdem bei den Europawahlen im Juni 
2004 der Anteil konservativer Abgeordneter 
größer geworden und Volksvertreter aus den 
zehn neuen Mitgliedstaaten hinzu gekommen 
sind, lässt sich noch nicht absehen. 
Nur so viel lässt sich sagen: Bei keinem der 
Länder, die am 1. Mai 2004 der EU beige-
treten sind, kommen sexuelle und reproduk-
tive Rechte in den nationalen entwicklungs-
politischen Strategien vor. Lediglich Ungarn 
erwähnt zumindest den Kampf gegen Aids 
und die Gleichberechtigung der Geschlech-
ter.11 Und: Innerhalb einiger EU-Mitglied-
staaten regt sich Widerstand dagegen, dass 
die von den europäischen Institutionen über-
nommene Kairoer Definition von reproduk-
tiver Gesundheit den Schwangerschaftsab-
bruch nicht kategorisch ausschließt. Danach 
ist er zwar ausdrücklich nicht als Mittel der 
Familienplanung zu verstehen, er soll jedoch 
dort, wo er legal ist, medizinisch korrekt und 
sicher durchgeführt werden können.12 In 
Irland etwa wird die eigene Regierung dafür 
kritisiert, dass sie „mit gespaltener Zunge 
spreche“: Denn einerseits ist der Schwan-
gerschaftsabbruch in Irland verboten. Ande-
rerseits trage die Regierung die Förderung 
reproduktiver Gesundheitsdienste in Ent-
wicklungsländern durch die EU mit, beteilige 
sich mithin an der „Finanzierung von Abtrei-
bungen im Ausland“.13
Die parteilose irische Europa-Abgeordnete 
Dana Scallon, die bislang als schärfste Geg-
nerin der Kairo-Agenda im EP aufgetreten ist, 
wurde im Juni nicht wiedergewählt.14 Scallon 
und ihr britischer Kollege Nirj Deva, der 
weiterhin im EP sitzt, hatten im Herbst 2002 
ein Hearing für Abgeordnete organisiert. 
Dabei trugen US-Senator Chris Smith sowie 
Vertreter des „Population Research Institu-
te“ und der christlich-rechten Organisation 
„Human Life International“ (siehe Kapitel 3) 
ihre Anschuldigungen vor, der UN-Bevölke-
rungsfonds unterstütze Zwangsabtreibungen 
in China. 47 Parlamentarier hatten bereits 
vor dem Hearing in einem Brief an Entwick-
lungskommissar Poul Nielson gegen die Zah-
lung besagter 32 Millionen Euro an UNFPA 
und IPPF protestiert.15
Auch in Brüssel betreiben verschiedene 
Gruppen seit einiger Zeit Lobbyarbeit gegen 
die Umsetzung der Kairoer Ziele – ebenso 
wie in den einzelnen EU-Mitgliedstaaten 
und deren nationalen Parlamenten. Diese 
Lobbygruppen stammen – zumindest dem 
Anschein nach – vorwiegend aus Europa. 
Ihre Argumentation konzentriert sich im 
wesentlichen auf einen Punkt: Die EU fördere 
„Abtreibung und Sterilisation als Metho-
den der Familienplanung und als Mittel zur 
Armutsbekämpfung“.16, 17
So erhielten im Dezember 2002 die Entwick-
lungshilfeminister verschiedener europäi-
scher Länder und einige Europa-Abgeordnete 
einen Brief, in dem sie gebeten wurden, sich 
für eine Streichung der EU-Haushaltsposten 
einzusetzen, die der Förderung reproduktiver 
Gesundheitsdienste in Entwicklungsländern 
dienen. Absender des Briefes an die deutsche 
Regierung war eine Organisation namens 
„KALEB e.V.“ mit Geschäftsstelle in Berlin. 
KALEB, abgekürzt für „Kooperative Arbeit 
Leben Ehrfürchtig Bewahren“, ist nach ei-
gener Darstellung „die erste Lebensrechts-
bewegung in den neuen Bundesländern und 
wurde im Jahre 1990 in Leipzig gegründet“. 
Der Verein betreibt in Sachsen eine Reihe 
von Beratungsstellen für Schwangere und 
bietet Kontaktadressen in fast allen Bundes-
ländern.18 Er ist mit anderen Anti-Choice-
Gruppen wie etwa der freikirchlichen Initia-
tive „Pro Vita“, den „Christdemokraten für 
das Leben“ (CDL) oder der „Partei Bibeltreuer 
Christen“ (PBC) in der Dachorganisation 
„Pro Life Berlin“ zusammengeschlossen.19 
Als im Europa-Parlament der Sandbaek-
Bericht beraten wurde, verschickte die 
britische Organisation „CARE for Europe“ 
(Christian Action Research and Education) 
Schreiben an EU-Abgeordnete. Darin hieß 
es unter anderem, die Menschen in den 
Entwicklungsländern bräuchten nicht mehr 
Geld für Familienplanung; sie hätten schon 
jetzt besseren Zugang zu Kondomen als zu 
sauberem Wasser. Obendrein seien Kondo-
me durchlässig für HI-Viren und damit, laut 
CARE, „so sicher wie russisches Roulette“. 
Angefügt waren Ratschläge für das Abstim-
mungsverhalten in den parlamentarischen 
Beratungen.20 „CARE“ betreibt nach eigenen 
Angaben in Großbritannien 150 „Krisenzen-
tren“ für Schwangere und Frauen, die einen 
Schwangerschaftsabbruch hinter sich haben, 
sowie über eine Schwesterorganisation wei-
tere Einrichtungen in Frankreich und Belgien. 
Der Brüsseler Ableger „CARE for Europe“ 
wurde 1992 gegründet, um Europa-Parla-
mentarier mit Informationen zu versorgen.21
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Ähnlich arbeitet die „World Youth Alliance“, 
deren Europa-Sektion ihren Sitz in Brüssel 
hat. Diese Organisation versteht sich, laut 
Selbstdarstellung, als „gewählte Repräsen-
tanz“ von über einer Million junger Menschen 
aller Kontinente. Sie wurde 1999 gegründet, 
als Reaktion darauf, dass junge Menschen 
anlässlich der „Kairo+5“-Konferenz in New 
York eine „extrem radikale Agenda von per-
sönlicher Autonomie und sexueller Freiheit“ 
vertreten hätten. Die Allianz sei die einzige 
Jugendorganisation, die sich professionell 
bei den UN und der EU für „ein stärkeres 
Bewusstsein und einen wirksameren Schutz 
der Menschenwürde“ einsetze.22
Auch von „euro-fam“ erhalten EU-Parlamen-
tarier Briefe oder Faxe. Die „euro-fam“-Web-
site bietet Bürgern einen besonderen Ser-
vice: „Wenn Sie auf den Namen Ihres Europa-
Abgeordneten klicken, erfahren Sie dessen 
Ergebnisse der namentlichen Abstimmungen 
im Bereich der Förderung der Familie und 
der Kultur des Lebens“. Wer mehrheitlich im 
Sinne der „euro-fam“-Position votiert hat, 
erhält einen grünen Punkt. Welche Position 
damit gemeint ist, erfahren Website-Besu-
cher unter „Nachrichten“. Kritisiert werden 
dort unter anderem: die „öffentliche Finan-
zierung der Abtreibungspolitik in Entwick-
lungsländern“; Entwicklungshilfe-Kommissar 
Poul Nielsen, der „Initiativen für den Schutz 
des menschlichen Lebens“ einschüchtern und 
überwachen wolle; der UN-Bevölkerungs-
fonds wie auch die Nichtregierungsorgani-
sationen „International Planned Parenthood 
Federation“ (IPPF) und „Deutsche Stiftung 
Weltbevölkerung“ (DSW), die „Abtreibung 
und Sterilisation als ihr wesentliches Tätig-
keitsfeld definieren“.
Welche Personen oder Organisationen sich 
hinter „euro-fam“ verbergen, ist unklar. Die 
„euro-fam“-Website gibt im Gegensatz zu 
den beiden zuvor genannten Organisationen 
keine Namen an, keine Anschrift oder Tele-
fonnummer. Nur eine anonyme Mailadresse. 
Eine „Klarstellung“ vom März 2004 besagt 
lediglich, dass „euro-fam“ unabhängig von 
politischen Parteien und nicht an Mitglieder 
nationaler Parlamente oder des EP gebunden 
sei.23 Nach Recherchen eines von kirchlichen 
Organisationen getragenen holländischen 
Fernsehsenders bestanden jedenfalls im 
Herbst 2003 Verbindungen zum Büro der 
damaligen Europa-Abgeordneten Dana 
Scallon und zu der britischen „Society for the 
Protection of the Unborn Child“ (SPUC), einer 
Tochterorganisation der US-amerikanischen 
„International Right to Life Federation“.24 
7.3 Die Kairoer Agenda in den 
EU-Mitgliedstaaten
Im Juli 2002 verabschiedete das Europäische 
Parlament einen Initiativbericht der bel-
gischen Sozialdemokratin Anne van Lancker. 
Diese hatte eine Bestandsaufnahme der 
reproduktiven Rechte bei allen mittel- und 
osteuropäischen Beitrittskandidaten vor-
genommen. Der Van-Lancker-Bericht kam 
zum Schluss, dass die Beschlüsse von Kairo 
in manchen dieser Staaten noch nicht aus-
reichend umgesetzt werden.
So dürfen Schüler in Lettland und im Kan-
didatenland Bulgarien nur dann am Auf-
klärungsunterricht teilnehmen, wenn eine 
elterliche Zustimmung vorliegt.25 In Polen 
ist Sexualaufklärung an staatlichen Schulen 
kein Pflichtstoff. Wo jedoch das Fach „Erzie-
hung zum Familienleben“ angeboten wird, 
gibt es immer wieder heftige Kontroversen, 
insbesondere darüber, ob auch umfassend 
über Verhütungsmittel informiert werden 
solle.26 Nur 19 Prozent der polnischen Frauen 
zwischen 15 und 49 Jahren nutzen moderne 
Nachholbedarf in Osteuropa
Die Staaten Osteuropas weisen bei Teenagern bekla-
genswert hohe Abtreibungsraten auf. Das liegt zum 
einen daran, dass der Schwangerschaftsabbruch zu 
Zeiten des Kommunismus als ganz normale Form der 
Familienplanung angesehen wurde. Aber auch daran, 
dass in diesen Ländern bis heute kein ausreichendes 
Angebot an Aufklärung und Mitteln zur Familienpla-
nung vorhanden ist. Die Raten für Schwangerschaften 
und Abtreibungen bei Teenagern in den USA gleichen 
denen von Bulgarien (siehe auch Seite 45).
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1.000 Jugendliche im Alter von 15 bis 19 Jahren
(Quelle: Alan Guttmacher Institute 2000)
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Verhütungsmittel; das ist ein für europäische 
Verhältnisse extrem niedriger Wert.27 In 
anderen Ländern sind Verhütungsmittel noch 
immer für viele unerschwinglich. In Rumä-
nien etwa müssen Paare für Verhütungsmit-
tel selbst aufkommen, während Schwanger-
schaftsabbrüche vom Staat bezahlt werden. 
Dies hat dazu geführt, dass die Abtreibungs-
raten in dem osteuropäischen Land bis heute 
sehr hoch sind (siehe Kapitel 6.2).
Die EU hat keine Befugnis, sich in die Ge-
sundheitspolitik ihrer Mitgliedstaaten einzu-
mischen. Der Van-Lancker-Report hatte 
deshalb lediglich eine Reihe unverbindlicher 
Empfehlungen an die Beitrittskandidaten 
aufgelistet. Neben der Ausweitung von 
Aufklärung und besserem Zugang zu Verhü-
tungsmitteln, einschließlich Notfall-Metho-
den wie der „Pille danach“, riet der Bericht 
auch, Schwangerschaftsabbrüche unter 
bestimmten Bedingungen zu legalisieren und 
Frauen, die illegal abgetrieben haben, nicht 
strafrechtlich zu verfolgen.28
Letztere Empfehlungen sorgten für heftigen 
Protest aus Polen und Malta. In beiden Län-
dern ist Schwangerschaftsabbruch illegal. 
Polen erlaubt ihn bei schwerwiegenden 
Gründen, etwa bei Lebensgefahr für die 
Schwangere. In Malta ist er völlig unter-
sagt.29 Beide Regierungen befürchteten, 
die EU wolle Druck auf die nationale Abtrei-
bungs-Gesetzgebung ausüben. Polen und 
Malta haben, genau wie seinerzeit Irland, 
Zusatzprotokolle in ihren Beitrittsverträ-
gen durchgesetzt, nach denen sie sich das 
Recht vorbehalten, unter allen Umständen 
souverän über ihre Abtreibungsregelung 
zu entscheiden.30 Simon Busuttil vom EU-
Malta-Informationszentrum betont auch, es 
sei alleinige Angelegenheit der maltesischen 
Regierung, ob etwa in dem Inselstaat Notfall-
verhütungsmittel verkauft werden dürften.31 
Malta hatte bereits 1994 auf der Konferenz 
von Kairo einen schriftlichen Vorbehalt 
gegen das Abschlussdokument zu Protokoll 
gegeben, der vor allem den Passagen über 
Schwangerschaftsabbruch galt.32
Der Van-Lancker-Bericht zum Stand der 
reproduktiven Rechte in der erweiterten 
EU war im Europäischen Parlament knapp 
angenommen worden: Mit 280 zu 240 
Stimmen bei 28 Enthaltungen. Dagegen 
ausgesprochen hatten sich die Europä-
ische Volkspartei (EVP) und die „Union 
for Europe of the Nations“ (Union für ein 
Europa der Nationen), vor allem wegen der 
Abtreibungsfrage und weil sie darin eine 
Kompetenzüberschreitung der EU sahen.33 
Sie argumentierten, das Papier könnte der 
EU-Kommission als Grundlage dienen, in 
den Mitgliedsländern die Liberalisierung des 
Schwangerschaftsabbruchs voran zu treiben. 
Der Bericht verlangt jedoch nichts derglei-
chen von der Kommission.34 
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Organisationen, 
die den Beschlüssen 
von Kairo kritisch 
gegenüber stehen 
CHRISTIAN COALITION
Gegründet 1989 durch Pat Robertson
Präsidentin: Roberta Combs
Washington, DC, USA
www.cc.org 
Evangelikale Gruppe, die sich für die Durch-
setzung einer „Pro-Familien-Agenda“ in der 
amerikanischen Politik einsetzt. Wendet sich 
gegen Abtreibung und umfassende Sexual-
aufklärung. Laut Selbstbeschreibung größte 
und aktivste konservative Mitgliederorganisa-
tionen der USA. Ehemalige Funktionäre, wie 
der Ex-Vorsitzende Ralph Reed, bekleiden 
mittlerweile wichtige Positionen in der Repub-
likanischen Partei. 
CATHOLIC FAMILY AND 
HUMAN RIGHTS INSTITUTE
Gegründet 1997 durch Austin Ruse
Präsident: Austin Ruse
New York, USA
www.c-fam.org
Befasst sich mit Familien-, Frauen- und 
Menschenrechtsfragen, vor allem auf interna-
tionaler Ebene, setzt sich für den Erhalt der 
„Natürlichen Familie“ ein. Versendet regelmä-
ßig das sogenannte „Freitags-Fax“, in denen 
UN-Organisationen wegen angeblicher Men-
schenrechtsverletzungen scharf kritisiert 
werden.
HUMAN LIFE INTERNATIONAL
Gegründet 1981 durch Paul Marx
Präsident: Thomas J. Euteneuer
Front Royal, USA
www.hli.org
Will die „Heiligkeit des Lebens und der Fami-
lie” verteidigen, im Einklang mit den Lehren 
der katholischen Kirche. Wie der Vatikan lehnt 
HLI jegliche Form moderner Familienplanung 
ab und wendet sich gegen Abtreibung und 
Sexualaufklärung. Die katholische Organisa-
tion unterhält nach eigenen Angaben 59 
Satellitenbüros in 51 Ländern und organisiert 
Seminare für „Pro-Life“-Aktivisten.
POPULATION RESEARCH INSTITUTE
Gegründet 1989 durch Paul Marx, dem 
Gründer von Human Life International
Präsident: Steven W. Mosher
Front Royal, USA
www.pop.org
Think tank, der in einer drohenden „Entvölke-
rung“ der Erde ein Argument gegen Familien-
planungsprogramme sieht. Kämpft gegen 
angebliche Menschenrechtsverletzungen 
durch UN-Organisationen.
THE FAMILY RESEARCH COUNCIL
Gegründet 1983
Präsident: Tony Perkins
Washington, DC, USA
www.frc.org
Führender Think tank der christlichen Rech-
ten. Setzt sich für den Erhalt von Ehe und 
Familie ein und kämpft gegen Homosexuali-
tät und deren Anerkennung. Wendet sich 
gegen die Werbung für Kondome in der HIV-
Prävention.
MEDICAL INSTITUTE FOR SEXUAL HEALTH
Gegründet 1992 durch Joe S. McIlhaney
Leiter: Joe S. McIlhaney
Austin, USA
www.medinstitute.org
Ist auf Sexualerziehung spezialisiert und will 
die Enthaltsamkeit Jugendlicher bis zur Ehe 
fördern. Arbeitsschwerpunkte sind sexuell 
übertragbare Krankheiten und die „mangeln-
de Sicherheit“ von Kondomen. Das Institut 
wendet sich gegen die Werbung für Kondome 
in der AIDS Bekämpfung. McIlhaney ist Mit-
glied im präsidentiellen Beratungsgremium 
zu HIV/AIDS (PACHA). 
CONCERNED WOMEN OF AMERICA
Gegründet 1979 durch Beverly LaHaye
Vorsitzende: Beverly LaHaye 
Washington, DC, USA
www.cwfa.org
Tritt für die Durchsetzung biblischer Werte 
ein, konzentriert sich auf sechs Kernbereiche: 
Definition der Familie, Heiligkeit des mensch-
lichen Lebens, Erziehung, Pornografie, reli-
giöse Freiheit, nationale Souveränität. Größ-
te nationale Frauenorganisation der USA. 
Rund 600.000 Mitglieder. Die wichtigste 
Organisation der antifeministischen Bewe-
gung in den USA. Betreibt einen eigenen 
Think tank, das „Beverly LaHaye Institute“.
FOCUS ON THE FAMILY
Gegründet 1977 durch James Dobson
Präsident: James Dobson
Colorado Springs, USA
www.family.org
Einflussreichste US-Organisation im Bereich 
Familie. Unterstützt „Abstinence-only“-
Programme. Sendet täglich eigene Radiopro-
gramme, mit denen etwa fünf Millionen Men-
schen erreicht werden. Budget mehr als 100 
Millionen Dollar jährlich. Über 1.200 Mi-
tarbeiter.
THE SILVER RING THING
Gegründet 1995 durch Denny Pattyn
Sewickley, USA
www.silverringthing.com
Setzt sich für sexuelle Enthaltsamkeit bis zur 
Ehe ein. Veranstaltet zeremonielle Abende 
für Jugendliche, bei denen den Teilnehmern 
eine Multi-Media Werbeshow für Enthaltsam-
keit vorgeführt wird. 
 
TRUE LOVE WAITS
Gegründet 1993
www.truelovewaits.com
Aktionsbündnis, das Jugendliche in den USA 
und in anderen Ländern zur Enthaltsamkeit 
bis zur Ehe motivieren soll. Durch Unter-
schrift verpflichten sich Teilnehmer zur 
Keuschheit. Nach TLW-Angaben haben über 
eine Million Jugendliche eine solche Karte 
unterschrieben.
DER HEILIGE STUHL 
www.vatican.va
Hält nur „natürliche Verhütungsmethoden“ 
für moralisch vertretbar. Kondome werden 
sowohl als Verhütungsmittel als auch zur 
HIV-Prävention abgelehnt. Setzt sich gegen 
die Legalisierung von Abtreibung ein. 
WORLD YOUTH ALLIANCE
Gegründet 1999
New York, USA
www.worldyouthalliance.org
Jugendorganisation, die als Reaktion auf die 
Kairo-Nachfolgekonferenz (Kairo+5) gegrün-
det wurde: als Antwort junger Menschen auf 
eine „extrem radikale Agenda von persönli-
cher Autonomie und sexueller Freiheit“. Tritt 
für den Schutz der Menschenwürde und 
gegen Schwangerschaftsabbruch ein.
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CARE FOR EUROPE
Gegründet 1992
London, Großbritanien
www.care.org.uk
Christliche Hilfsorganisation, die vor allem in 
Großbritannien aktiv ist. Setzt sich zum 
Schutz der Familie ein, unterstützt Schwan-
gere, befürwortet Adoptionen und hilft Men-
schen mit Behinderungen. Ist gegen Abtrei-
bung und Bevölkerungskontrolle.
KALEB E.V.
Gegründet 1990
Berlin, Deutschland
www.kaleb.de 
Die „Kooperative Arbeit Leben Ehrfürchtig 
Bewahren“, bezeichnet sich als erste 
„Lebensrechtsbewegung“ der neuen Bundes-
länder. Tritt bundesweit für den Schutz 
menschlichen Lebens ein und gegen Schwan-
gerschaftsabbrüche ein.
Organisationen, welche 
die Beschlüsse von 
Kairo unterstützen
UN-BEVÖLKERUNGSFONDS (UNFPA) 
Gegründet 1969
Direktorin: Thoraya Obaid
New York, USA
www.unfpa.org
UN-Organisation, unterstützt in Zusammen-
arbeit mit Regierungen wie auch mit Nicht-
regierungsorganisationen weltweit in 141 
Entwicklungs- und Schwellenländern Pro-
gramme für Familienplanung und reproduk-
tive Gesundheit. Leitlinie der UNFPA-Tätig-
keit ist das Aktionsprogramm der Kairoer 
Bevölkerungskonferenz von 1994. Die Arbeit 
umfasst neben der Aufklärung Jugendlicher 
und Erwachsener auch die Beschaffung von 
Verhütungsmitteln, Vor- und Nachsorge rund 
um die Geburt, Prävention und Behandlung 
sexuell übertragbarer Krankheiten ein-
schließlich Aids. UNFPA führt keine Abtrei-
bungen durch.
ALAN GUTTMACHER INSTITUTE 
Gegründet 1968 
New York, USA
www.guttmacher.org
Will sexuelle und reproduktive Gesundheit in
den USA und weltweit fördern. Betreibt For-
schung, Politikanalyse und Öffentlichkeitsar-
beit. Die Themenschwerpunkte sind: die 
Vermeidung ungewollter Schwangerschaft 
und die Prävention sexuell übertragbarer 
Krankheiten. 61 Mitarbeiter, Jahresbudget 
rund neun Millionen Dollar. 
JOINT UNITED NATIONS PROGRAMME ON 
HIV/AIDS (UNAIDS)
Gegründet 1995
Direktor: Peter Piot
Genf, Schweiz 
www.unaids.org
Will HIV/AIDS durch die koordinierte An-
strengung verschiedener UN-Organisationen 
eindämmen. UNAIDS unterhält Büros in über 
70 Ländern und ist in vielen weiteren Län-
dern an Aktionsbüros beteiligt. Zusammen-
schluss von 9 UN-Organisationen: United 
Nations Children’s Fund (UNICEF), United 
Nations Development Programme (UNDP), 
United Nations Population Fund (UNFPA), 
United Nations Educational, Scientic and 
Cultural Organization (UNESCO), Weltge-
sundheitsorganisation (WHO), Weltbank, 
United Nations Office on Drugs and Crime 
(UNODC), Internationale Arbeitsorganisation 
(ILO) und Welternährungsprogramm (WFP).
INTERNATIONAL PLANNED 
PARENTHOOD FEDERATION
Gegründet 1952 von nationalen Familienplanungs-
Organisationen verschiedener Länder 
Generaldirektor: Steven Sinding 
London, Großbritannien
www.ippf.org
Zusammenschluss von nationalen Familien-
planungs-Organisationen aus über 180 Län-
dern. Setzt sich ein für das Recht von Frauen 
und Männern, über die Anzahl ihrer Kinder 
frei entscheiden zu können und die bestmög-
liche reproduktive Gesundheitsversorgung zu 
erreichen. 
DEUTSCHE STIFTUNG WELTBEVÖLKERUNG 
Gegründet 1991 durch Erhard Schreiber 
und Dirk Rossmann
Geschäftführer: Jörg F. Maas
Hannover, Deutschland 
www.dsw-online.de
Setzt sich für eine zukunftsfähige Entwick-
lung der Weltbevölkerung ein. Unterstützt 
dabei Maßnahmen in den Entwicklungs-
ländern. Will das Weltbevölkerungswachs-
tum menschenwürdig verlangsamen und 
die Lebenschancen von Jugendlichen ver-
bessern. Fördert die Stärkung der gesell-
schaftlichen Stellung von Frauen, sowie 
Maßnahmen, welche die Ausbreitung von 
HIV/AIDS begrenzen.
WELTGESUNDHEITSORGANISATION 
(WHO)
Gegründet 1948
Genderaldirektor: Lee Jong-wook
Genf, Schweiz
www.who.int
Für Gesundheit zuständige UN-Organisation. 
Ziel ist die Erreichung des bestmöglichen 
Gesundheitszustandes für alle Menschen 
weltweit. 
POPULATION ACTION INTERNATIONAL 
Präsidentin: Amy Coen
Washington, DC, USA
www.populationaction.org
Wissenschaftliches Institut, das sich für eine 
universelle Familienplanung und damit 
verbundene Gesundheitsdienste sowie für 
Sexualaufklärung einsetzt. Publiziert zahl-
reiche Studien zur Bevölkerungsentwicklung.
CATHOLICS FOR A FREE CHOICE 
Gegründet 1973, von Joan Harriman, Patricia 
Fogarty McQuillan und Meta Mulcahy
Präsidentin: Frances Kissling
Washington, DC, USA 
www.cath4choice.org
Katholisch-feministische Lobbyorganisation, 
die sich für Wahlfreiheit bei Verhütung und 
Abtreibung und für eine Reform der katho-
lischen Kirche einsetzt. Will das Bild der 
„konservativen Katholiken“ verändern und 
erklärt, dass die Mehrheit der Katholiken 
in Fragen der reproduktiven Rechte nicht 
hinter der katholischen Lehrmeinung steht. 
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7,25 17,99 2,7 148,2 3.800 1.070 50,4 52,2 46,20 0,421 0,406 1956 54,8 25,5 72,7 38,5 84 58 1,9 850 89,1 156 16 7,1 5,6 19,3 7,2
1,68 0,96 0,1 – 43,1 2.400 8.170 34,8 36,2 40,20 0,589 0,581 1965 76,1 81,5 85,5 92,8 80 83 37,3 100 62,3 110 10 6,7 3,5 k. A. 38,8
13,58 39,48 2,6 190,9 3.600 1.100 43,8 46,1 46,10 0,302 0,291 1958 18,5 8,1 25,5 14,0 41 29 4,2 1.000 83,0 207 19 7,8 6,2 17,5 8,6
6,23 15,37 2,2 146,7 1.500 630 42,2 43,6 47,40 0,339 0,337 1961 57,7 43,6 67,2 65,1 59 48 6,0 1.000 73,9 190 16 6,8 6,2 k. A. 10,0
58,32 181,26 3,1 210,8 1.200 650 46,4 50,7 48,40 0,365 0,355 1967 74,2 51,8 k. A. k. A. 36 34 4,2 990 100,4 205 12 6,5 6,8 k. A. 4,4
0,71 1,40 2,3 95,9 0 1.990 45,1 47,7 43,20 0,454 k. A. 1946 76,1 55,5 k. A. k. A. 39 30 2,9 730 106,0 143 k. A. 7,2 5,9 k. A. k. A.
16,90 27,57 2,0 63,2 1.900 1.520 41,5 42,8 42,70 0,399 0,379 1952 60,3 38,4 69,6 51,5 72 53 7,0 690 102,1 176 17 7,4 5,2 23,8 7,3
4,45 10,54 2,6 136,9 1.300 890 51,5 54,9 44,70 0,439 0,431 1955 68,2 45,6 k. A. k. A. 45 39 2,7 630 76,3 89 21 6,5 5,7 13,5 5,1
1,35 2,49 2,1 84,2 2.500 6.590 55,5 57,8 41,70 0,648 k. A. 1956 k. A. k. A. k. A. k. A. 79 78 8,1 420 57,3 91 14 5,3 4,3 37,6 11,8
1,55 4,17 2,9 169,2 1.800 1.690 52,0 56,0 45,10 0,452 0,446 1960 45,0 30,9 k. A. k. A. 76 70 1,2 540 77,8 126 17 6,5 5,6 k. A. 8,9
21,38 39,55 2,3 85,0 2.100 2.130 56,5 59,3 40,00 0,568 0,564 1954 81,9 65,9 94,2 90,1 62 59 3,1 540 64,0 100 11 6,9 4,4 27,5 18,7
9,25 30,57 2,7 230,6 1.100 2.100 47,8 50,3 44,50 0,425 k. A. 1958 k. A. k. A. k. A. k. A. 69 54 3,2 740 97,8 169 12 7,0 6,0 13,5 4,2
1,54 4,72 3,0 206,8 2.400 710 43,3 46,5 46,70 0,350 0,329 1977 55,2 24,7 k. A. k. A. 54 38 k. A. 1.100 125,0 211 22 7,1 7,1 k. A. 3,6
16,06 30,87 2,2 92,2 3.800 2.000 47,2 49,4 43,10 0,501 0,491 1946 77,0 59,8 k. A. k. A. k. A. k. A. 6,9 730 77,0 166 11 6,3 4,9 20,4 8,2
0,47 0,81 2,3 73,9 900 5.000 65,9 72,6 41,90 0,717 0,709 1975 85,4 68,0 92,0 86,3 101 100 k. A. 150 31,0 38 13 7,0 4,0 k. A. 46,0
32,42 49,92 2,3 54,0 1.400 1.020 48,2 53,4 44,00 0,488 0,486 1963 90,0 78,5 95 + 95 + 70 71 6,7 1.000 78,0 122 11 8,1 5,0 37,2 31,5
3,82 10,64 2,9 178,8 600 980 46,6 49,7 46,80 0,494 0,488 1963 88,9 77,1 95 + 95 + 39 36 4,9 510 84,0 108 k. A. 6,3 6,3 k. A. k. A.
1,81 2,23 1,1 23,1 1.600 2.420 36,8 38,2 42,61 0,493 0,483 1965 73,7 90,3 k. A. k. A. 82 88 28,9 550 90,0 87 14 5,7 4,4 k. A. 29,5
3,49 9,82 2,9 181,6 1.200 140 40,7 42,6 46,60 k. A. k. A. 1951 72,3 39,3 86,3 55,4 k. A. k. A. 5,9 760 150,0 247 k. A. 6,9 6,8 k. A. k. A.
5,63 10,82 2,4 92,1 3.300 7.570 73,7 78,1 34,90 0,794 k. A. 1964 91,8 70,7 95 + 94,0 k. A. k. A. 0,3 97 27,9 19 7 7,6 3,6 k. A. 26,2
17,50 65,46 3,0 274,0 1.700 740 53,1 57,7 45,00 0,469 0,462 1959 74,2 60,6 k. A. k. A. 68 69 1,7 550 83,6 136 14 6,6 5,8 13,8 11,8
11,94 47,24 3,1 295,7 1.900 580 42,3 44,9 45,60 0,388 0,374 1961 75,5 48,7 81,9 62,8 81 81 14,2 1.800 121,0 183 16 7,4 6,6 18,3 26,1
13,41 46,00 3,3 243,0 3.900 930 47,6 48,8 49,10 0,326 0,309 1956 26,7 11,9 32,3 16,9 44 32 1,9 1.200 123,0 222 23 7,1 7,0 18,2 5,7
30,58 44,96 1,6 47,0 2.700 3.810 68,0 72,1 30,90 0,620 0,604 1963 63,3 38,3 77,4 61,3 91 85 0,1 220 40,0 43 11 6,9 2,5 k. A. 54,8
2,98 7,50 2,7 151,6 1.700 2.220 53,3 55,3 43,30 0,465 0,456 1961 51,5 31,3 57,4 41,8 68 65 0,6 1.000 101,5 183 42 6,5 5,9 22,1 5,1
19,18 31,28 1,7 63,0 2.200 1.050 37,9 41,7 44,30 0,354 0,339 1975 62,3 31,4 76,6 49,2 64 56 12,2 1.000 127,1 197 14 6,6 5,5 20,1 11,7
1,91 2,58 1,6 34,9 4.500 6.210 48,0 46,3 42,00 0,607 0,602 1989 83,8 82,8 90,6 94,0 76 81 21,3 300 38,1 67 16 6,6 4,2 21,4 42,6
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Ressourcen, Wohlstand und Bevölkerung 
sind sehr ungleich über die Länder der Welt 
verteilt. Dies schlägt sich in den verschie-
densten Kennziffern nieder, vom Brutto-
Inlandsprodukt bis zur Kindersterblichkeit. 
Ein guter Indikator für den Entwicklungs-
stand eines Landes ist der „Human Develop-
ment Index“ (HDI), der regelmäßig vom Ent-
wicklungsprogramm der Vereinten Nationen
(UNDP) ermittelt wird. Für den HDI werden 
die Lebenserwartung, die Alphabetisierung 
Erwachsener, die Gesamteinschulung auf der 
Primar-, Sekundar- und der tertiären Bil-
dungsstufe sowie das bereinigte Einkommen 
gemessen. Je höher die HDI desto besser der 
Entwicklungsstand des jeweiligen Landes. 
Der „Gender Related Development Index“ 
(GDI) erfasst die Ungleichheiten zwischen 
Frauen und Männern (siehe Seite 22).
73,39 127,41 2,0 73,6 400 3.810 66,0 70,0 36,30 0,653 0,634 1956 67,2 43,6 79,0 66,9 92 88 0,1 84 38,0 41 12 5,7 3,2 5,0 56,6
32,32 44,25 1,5 36,9 2.400 5.760 72,5 74,4 33,90 0,704 0,688 1962 78,0 59,6 94,0 85,6 97 94 0,1 140 54,2 49 7 7,4 2,5 k. A. 50,1
13,29 40,73 2,6 206,4 2.200 2.130 38,8 41,7 44,00 0,381 k. A. 1975 k. A. k. A. k. A. k. A. 33 28 3,9 1.700 145,0 260 12 6,6 6,8 k. A. 4,5
0,51 1,18 2,6 132,2 2.700 30.130 47,4 50,3 43,60 0,703 0,691 1963 92,8 76,0 k. A. k. A. 92 78 k. A. 880 105,0 152 13 5,7 5,9 k. A. k. A.
72,42 173,33 2,4 139,3 1.500 780 44,7 46,9 43,78 0,359 0,346 1955 49,2 33,8 63,0 51,8 52 41 4,4 850 104,5 171 15 6,8 5,9 19,6 6,3
7,25 17,99 2,7 148,2 3.800 1.070 50,4 52,2 46,20 0,421 0,406 1956 54,8 25,5 72,7 38,5 84 58 1,9 850 89,1 156 16 7,1 5,6 19,3 7,2
1,68 0,96 0,1 – 43,1 2.400 8.170 34,8 36,2 40,20 0,589 0,581 1965 76,1 81,5 85,5 92,8 80 83 37,3 100 62,3 110 10 6,7 3,5 k. A. 38,8
13,58 39,48 2,6 190,9 3.600 1.100 43,8 46,1 46,10 0,302 0,291 1958 18,5 8,1 25,5 14,0 41 29 4,2 1.000 83,0 207 19 7,8 6,2 17,5 8,6
6,23 15,37 2,2 146,7 1.500 630 42,2 43,6 47,40 0,339 0,337 1961 57,7 43,6 67,2 65,1 59 48 6,0 1.000 73,9 190 16 6,8 6,2 k. A. 10,0
58,32 181,26 3,1 210,8 1.200 650 46,4 50,7 48,40 0,365 0,355 1967 74,2 51,8 k. A. k. A. 36 34 4,2 990 100,4 205 12 6,5 6,8 k. A. 4,4
0,71 1,40 2,3 95,9 0 1.990 45,1 47,7 43,20 0,454 k. A. 1946 76,1 55,5 k. A. k. A. 39 30 2,9 730 106,0 143 k. A. 7,2 5,9 k. A. k. A.
16,90 27,57 2,0 63,2 1.900 1.520 41,5 42,8 42,70 0,399 0,379 1952 60,3 38,4 69,6 51,5 72 53 7,0 690 102,1 176 17 7,4 5,2 23,8 7,3
4,45 10,54 2,6 136,9 1.300 890 51,5 54,9 44,70 0,439 0,431 1955 68,2 45,6 k. A. k. A. 45 39 2,7 630 76,3 89 21 6,5 5,7 13,5 5,1
1,35 2,49 2,1 84,2 2.500 6.590 55,5 57,8 41,70 0,648 k. A. 1956 k. A. k. A. k. A. k. A. 79 78 8,1 420 57,3 91 14 5,3 4,3 37,6 11,8
1,55 4,17 2,9 169,2 1.800 1.690 52,0 56,0 45,10 0,452 0,446 1960 45,0 30,9 k. A. k. A. 76 70 1,2 540 77,8 126 17 6,5 5,6 k. A. 8,9
21,38 39,55 2,3 85,0 2.100 2.130 56,5 59,3 40,00 0,568 0,564 1954 81,9 65,9 94,2 90,1 62 59 3,1 540 64,0 100 11 6,9 4,4 27,5 18,7
9,25 30,57 2,7 230,6 1.100 2.100 47,8 50,3 44,50 0,425 k. A. 1958 k. A. k. A. k. A. k. A. 69 54 3,2 740 97,8 169 12 7,0 6,0 13,5 4,2
1,54 4,72 3,0 206,8 2.400 710 43,3 46,5 46,70 0,350 0,329 1977 55,2 24,7 k. A. k. A. 54 38 k. A. 1.100 125,0 211 22 7,1 7,1 k. A. 3,6
16,06 30,87 2,2 92,2 3.800 2.000 47,2 49,4 43,10 0,501 0,491 1946 77,0 59,8 k. A. k. A. k. A. k. A. 6,9 730 77,0 166 11 6,3 4,9 20,4 8,2
0,47 0,81 2,3 73,9 900 5.000 65,9 72,6 41,90 0,717 0,709 1975 85,4 68,0 92,0 86,3 101 100 k. A. 150 31,0 38 13 7,0 4,0 k. A. 46,0
32,42 49,92 2,3 54,0 1.400 1.020 48,2 53,4 44,00 0,488 0,486 1963 90,0 78,5 95 + 95 + 70 71 6,7 1.000 78,0 122 11 8,1 5,0 37,2 31,5
3,82 10,64 2,9 178,8 600 980 46,6 49,7 46,80 0,494 0,488 1963 88,9 77,1 95 + 95 + 39 36 4,9 510 84,0 108 k. A. 6,3 6,3 k. A. k. A.
1,81 2,23 1,1 23,1 1.600 2.420 36,8 38,2 42,61 0,493 0,483 1965 73,7 90,3 k. A. k. A. 82 88 28,9 550 90,0 87 14 5,7 4,4 k. A. 29,5
3,49 9,82 2,9 181,6 1.200 140 40,7 42,6 46,60 k. A. k. A. 1951 72,3 39,3 86,3 55,4 k. A. k. A. 5,9 760 150,0 247 k. A. 6,9 6,8 k. A. k. A.
5,63 10,82 2,4 92,1 3.300 7.570 73,7 78,1 34,90 0,794 k. A. 1964 91,8 70,7 95 + 94,0 k. A. k. A. 0,3 97 27,9 19 7 7,6 3,6 k. A. 26,2
17,50 65,46 3,0 274,0 1.700 740 53,1 57,7 45,00 0,469 0,462 1959 74,2 60,6 k. A. k. A. 68 69 1,7 550 83,6 136 14 6,6 5,8 13,8 11,8
11,94 47,24 3,1 295,7 1.900 580 42,3 44,9 45,60 0,388 0,374 1961 75,5 48,7 81,9 62,8 81 81 14,2 1.800 121,0 183 16 7,4 6,6 18,3 26,1
13,41 46,00 3,3 243,0 3.900 930 47,6 48,8 49,10 0,326 0,309 1956 26,7 11,9 32,3 16,9 44 32 1,9 1.200 123,0 222 23 7,1 7,0 18,2 5,7
30,58 44,96 1,6 47,0 2.700 3.810 68,0 72,1 30,90 0,620 0,604 1963 63,3 38,3 77,4 61,3 91 85 0,1 220 40,0 43 11 6,9 2,5 k. A. 54,8
2,98 7,50 2,7 151,6 1.700 2.220 53,3 55,3 43,30 0,465 0,456 1961 51,5 31,3 57,4 41,8 68 65 0,6 1.000 101,5 183 42 6,5 5,9 22,1 5,1
19,18 31,28 1,7 63,0 2.200 1.050 37,9 41,7 44,30 0,354 0,339 1975 62,3 31,4 76,6 49,2 64 56 12,2 1.000 127,1 197 14 6,6 5,5 20,1 11,7
1,91 2,58 1,6 34,9 4.500 6.210 48,0 46,3 42,00 0,607 0,602 1989 83,8 82,8 90,6 94,0 76 81 21,3 300 38,1 67 16 6,6 4,2 21,4 42,6
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Niger
Nigeria
Ruanda
Sambia
Senegal
Sierra Leone
Simbabwe
Somalia
Südafrika
Sudan
Swasiland
Tansania
Togo
Tschad
Tunesien
Uganda
Zentralafrikanische Rep.
 ASIEN UND OZEANIEN
Afghanistan
Armenien
Aserbeidschan
Australien
Bahrein
Bangladesch
Bhutan
Brunei
China
Georgien
Indien
Indonesien
Irak
Iran
Israel
Japan
Jemen
Jordanien
Kambodscha
Kasachstan
Katar
Kirgisien
Kuwait
Laos
Libanon
Malaysia
Mongolei
*  Wahlrecht für die schwarze Bevölkerung Südafrikas seit 1994
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20041
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kerung 
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rung1
GDI3HDI3
FrauenMänner
Einfüh-
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Frauen-
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rechts3, 8
ProzentUS$/Kopfm2/KopfProzentProzentMillionen JahrMillionen
Bevöl-
kerungs-
verän-
derung 
2004
bis 20501
Jahre
Lebenserwartung5
12,42 53,04 3,5 327,2 3.900 800 44,9 45,5 49,90 0,292 0,278 1948 25,1 9,3 34,0 15,1 41 28 1,2 1.600 123,0 265 17 8,1 8,0 11,0 4,3
137,25 307,42 2,9 124,0 2.500 860 52,2 52,4 43,90 0,466 0,458 1958 74,4 59,4 90,7 86,5 k. A. k. A. 5,4 800 100,0 183 12 6,9 5,7 15,8 8,1
8,43 17,19 1,9 103,9 1.400 1.270 38,7 40,8 43,00 0,431 0,423 1961 75,3 63,4 86,3 83,6 83 85 5,1 1.400 107,0 183 9 8,3 5,8 22,8 4,3
10,92 18,52 1,8 69,6 4.800 840 35,4 35,4 46,45 0,389 0,375 1962 86,3 73,8 91,5 86,9 67 66 16,5 750 95,0 192 10 7,8 5,6 29,2 22,6
10,85 24,58 2,6 126,5 2.500 1.580 54,6 57,4 44,40 0,437 0,429 1945 49,0 29,7 61,3 44,5 61 54 0,8 690 63,5 138 18 7,0 5,1 27,2 8,2
5,17 10,34 2,1 100,1 1.100 520 33,5 36,0 43,90 0,273 k. A. 1961 51,0 23,0 k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. 2.000 179,5 284 k. A. 6,5 6,5 k. A. 3,9
12,67 14,58 1,2 15,1 2.500 2.400 43,1 39,7 42,40 0,491 0,482 1957 93,8 86,3 95 + 95 + 82 83 24,6 1.100 65,0 123 11 7,6 4,0 30,2 50,4
8,31 25,50 2,9 207,0 1.100 k. A. 45,0 48,2 44,50 k. A. k. A. 1956 k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. 1.100 124,0 223 k. A. 7,3 7,1 k. A. 0,9
46,91 41,75 1,0 – 11,0 3.300 10.070 49,4 56,9 34,00 0,666 0,661   1930* 86,7 85,3 91,8 91,7 89 90 21,5 230 48,0 65 15 5,4 2,8 k. A. 55,1
39,15 84,19 2,8 115,1 5.000 1.820 55,9 58,1 44,60 0,505 0,485 1964 70,8 49,1 83,9 74,2 51 42 2,3 590 68,7 94 31 6,7 5,4 k. A. 7,0
1,17 1,14 2,0 – 2,2 1.900 4.550 44,8 41,8 42,70 0,519 0,505 1968 82,0 80,0 90,4 92,1 76 77 38,8 370 78,0 149 9 6,9 4,5 k. A. 26,0
36,11 74,00 2,3 105,0 1.100 580 43,5 46,0 44,52 0,407 0,401 1959 85,2 69,2 93,8 89,4 54 54 8,8 1.500 105,2 165 13 6,8 5,3 11,4 16,9
5,56 9,69 2,7 74,3 5.300 1.480 52,5 56,3 46,10 0,495 0,477 1945 74,3 45,4 88,3 66,6 102 86 4,1 570 72,0 141 15 7,1 5,5 33,3 9,3
9,54 29,17 3,2 205,8 4.300 1.020 47,1 51,2 47,70 0,379 0,368 1958 54,5 37,5 75,8 64,0 70 47 4,8 1.100 102,6 200 17 6,7 6,6 7,9 2,1
10,00 12,18 1,1 21,7 2.900 6.760 71,0 75,1 27,90 0,745 0,734 1959 83,1 63,1 95 + 90,6 98 97 0,1 120 22,1 26 7 6,2 2,0 k. A. 49,4
26,08 82,64 3,0 216,8 2.100 1.390 43,1 45,9 51,10 0,493 0,487 1962 78,8 59,2 86,3 74,0 k. A. k. A. 4,1 880 88,4 141 12 7,1 6,9 24,8 18,2
3,74 6,18 1,7 65,1 5.000 1.170 41,1 43,7 43,70 0,361 0,345 1986 64,7 33,5 70,3 46,9 k. A. k. A. 13,5 1.100 95,6 180 14 5,7 4,9 16,0 6,9
28,51 81,93 2,7 187,3 3.400 k. A. 42,4 42,8 44,70 k. A. k. A. 1963 51,0 21,0 k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. 1.900 165,0 291 k. A. 7,4 6,8 k. A. 4,0
3,21 2,45 0,2 – 23,5 1.300 3.120 70,0 76,1 23,40 0,754 0,752 1921 95 + 95 + 95 + 95 + 85 84 0,1 55 36,1 35 7 3,0 1,2 9,2 22,0
8,30 11,60 0,8 39,8 2.200 3.210 69,4 75,0 28,60 0,746 k. A. 1921 k. A. k. A. k. A. k. A. 81 79 0,1 94 12,8 105 11 4,3 1,8 k. A. 11,9
20,13 26,31 0,6 30,8 24.700 28.260 77,4 82,6 20,00 0,946 0,945 1902 95 + 95 + 95 + 95 + 95 96 0,1 8 4,7 6 7 2,5 1,7 k. A. 64,6
0,72 1,27 1,7 75,7 0 17.170 73,1 74,8 27,90 0,843 0,832 1973 91,5 84,2 95 + 95 + 90 91 0,2 28 7,1 16 8 5,9 2,7 k. A. k. A.
141,34 279,96 2,1 98,1 600 1.700 60,4 59,9 36,90 0,509 0,499 1972 50,3 31,4 57,8 41,1 86 88 k. A. 380 66,0 77 30 6,2 3,3 19,3 43,4
0,97 2,06 2,5 112,9 700 1.969 66,0 66,2 42,10 0,536 k. A. 1953 k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. 420 60,5 94 15 5,9 4,7 k. A. 30,7
0,37 0,69 1,9 85,1 300 19.210 73,8 78,5 31,40 0,867 k. A. — 95 + 91,4 95 + 95 + k. A. k. A. 0,1 37 7,4 6 10 5,4 2,3 k. A. k. A.
1.300,06 1.437,00 0,6 10,5 1.100 4.580 69,6 73,3 22,10 0,745 0,741 1949 95 + 86,5 95 + 95 + 92 93 0,1 56 32,2 39 6 4,9 1,7 k. A. 83,4
4,53 3,01 0,0 – 31,6 1.500 2.260 68,0 74,8 20,40 0,739 k. A. 1918 k. A. k. A. k. A. k. A. 91 91 0,1 32 23,8 29 6 2,6 1,4 10,1 19,8
1.086,64 1.628,00 1,7 49,8 1.600 2.670 60,8 62,5 35,90 0,595 0,572 1950 69,0 46,4 k. A. k. A. 92 76 0,9 540 64,0 93 30 5,4 3,1 11,9 42,8
218,75 308,46 1,6 41,0 900 3.230 66,4 70,4 29,71 0,692 0,685 1945 92,5 83,4 95 + 95 + 93 92 0,1 230 45,7 45 10 5,2 2,6 8,8 56,7
25,86 57,93 2,7 124,1 2.400 k. A. 58,2 61,3 42,00 k. A. k. A. 1980 55,0 23,0 k. A. k. A. 88 80 0,1 250 102,0 125 15 7,1 5,0 k. A. k. A.
67,43 96,47 1,2 43,1 2.100 6.690 67,6 70,4 32,60 0,732 0,713 1963 83,5 70,4 k. A. k. A. 80 78 0,1 76 32,1 42 7 6,4 2,5 13,6 55,9
6,81 10,59 1,6 55,6 500 19.530 77,3 81,2 28,47 0,908 0,906 1948 95 + 93,4 95 + 95 + 101 101 0,1 17 5,3 6 8 3,8 2,9 k. A. k. A.
127,64 100,59 0,1 – 21,2 300 26.940 78,3 85,2 13,90 0,938 0,932 1945 95 + 95 + 95 + 95 + 101 101 0,1 10 3,0 5 8 2,1 1,3 k. A. 48,3
20,03 71,12 3,3 255,2 800 870 58,1 61,6 47,50 0,482 0,436 1967 69,5 28,5 84,3 50,9 71 47 0,1 570 75,3 107 32 8,4 7,0 23,0 9,80
5,64 10,16 2,4 80,3 600 4.220 70,6 72,4 37,80 0,750 0,734 1974 95 + 85,9 95 + 95 + 91 92 0,1 41 22,1 33 10 7,8 3,7 20,4 41,2
13,11 26,76 2,2 104,2 2.700 2.060 55,2 59,3 42,00 0,568 0,557 1955 80,8 59,3 84,5 75,9 89 83 2,6 450 95,1 138 11 5,5 4,5 8,9 18,5
15,00 14,84 0,6 – 1,0 13.400 5.870 58,0 69,7 27,20 0,766 0,761 1924 95 + 95 + 95 + 95 + 90 89 0,2 210 52,0 76 8 3,5 2,0 8,3 52,7
0,74 1,24 1,6 66,6 300 19.844 69,9 74,8 26,60 0,833 k. A. — 84,9 82,3 94,1 95 + 96 94 k. A. 7 11,7 16 10 6,8 4,0 k. A. 32,3
5,06 8,21 1,3 62,1 2.700 1.620 64,5 72,2 35,10 0,701 k. A. 1918 k. A. k. A. k. A. k. A. 92 88 0,1 110 42,0 61 7 4,7 2,6 7,6 48,9
2,49 7,04 1,7 182,4 100 16.240 76,7 78,5 25,60 0,838 0,827 — 84,7 81,0 92,2 93,9 85 84 k. A. 5 10,2 10 7 6,9 4,0 k. A. 39,3
5,79 11,45 2,3 97,8 1.700 1.720 52,3 54,8 42,70 0,534 0,528 1958 77,4 55,5 85,8 72,7 86 79 0,1 650 104,0 100 14 6,2 4,9 k. A. 28,9
4,50 6,90 1,7 53,4 500 4.360 71,6 74,5 28,40 0,758 0,755 1952 92,4 81,0 k. A. k. A. 90 89 0,1 150 27,0 32 6 4,9 3,2 k. A. 40,4
25,58 46,90 2,1 83,3 800 9.120 71,0 75,5 33,70 0,793 0,786 1957 92,0 85,4 95 + 95 + 95 95 0,4 41 10,9 8 10 5,2 3,3 k. A. 29,8 
2,52 4,34 1,2 72,1 4.600 1.710 62,7 67,6 35,80 0,668 0,664 1924 95 + 95 + 95 + 95 + 85 88 0,1 110 30,4 71 8 7,3 2,7 4,4 54,3
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12,42 53,04 3,5 327,2 3.900 800 44,9 45,5 49,90 0,292 0,278 1948 25,1 9,3 34,0 15,1 41 28 1,2 1.600 123,0 265 17 8,1 8,0 11,0 4,3
137,25 307,42 2,9 124,0 2.500 860 52,2 52,4 43,90 0,466 0,458 1958 74,4 59,4 90,7 86,5 k. A. k. A. 5,4 800 100,0 183 12 6,9 5,7 15,8 8,1
8,43 17,19 1,9 103,9 1.400 1.270 38,7 40,8 43,00 0,431 0,423 1961 75,3 63,4 86,3 83,6 83 85 5,1 1.400 107,0 183 9 8,3 5,8 22,8 4,3
10,92 18,52 1,8 69,6 4.800 840 35,4 35,4 46,45 0,389 0,375 1962 86,3 73,8 91,5 86,9 67 66 16,5 750 95,0 192 10 7,8 5,6 29,2 22,6
10,85 24,58 2,6 126,5 2.500 1.580 54,6 57,4 44,40 0,437 0,429 1945 49,0 29,7 61,3 44,5 61 54 0,8 690 63,5 138 18 7,0 5,1 27,2 8,2
5,17 10,34 2,1 100,1 1.100 520 33,5 36,0 43,90 0,273 k. A. 1961 51,0 23,0 k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. 2.000 179,5 284 k. A. 6,5 6,5 k. A. 3,9
12,67 14,58 1,2 15,1 2.500 2.400 43,1 39,7 42,40 0,491 0,482 1957 93,8 86,3 95 + 95 + 82 83 24,6 1.100 65,0 123 11 7,6 4,0 30,2 50,4
8,31 25,50 2,9 207,0 1.100 k. A. 45,0 48,2 44,50 k. A. k. A. 1956 k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. 1.100 124,0 223 k. A. 7,3 7,1 k. A. 0,9
46,91 41,75 1,0 – 11,0 3.300 10.070 49,4 56,9 34,00 0,666 0,661   1930* 86,7 85,3 91,8 91,7 89 90 21,5 230 48,0 65 15 5,4 2,8 k. A. 55,1
39,15 84,19 2,8 115,1 5.000 1.820 55,9 58,1 44,60 0,505 0,485 1964 70,8 49,1 83,9 74,2 51 42 2,3 590 68,7 94 31 6,7 5,4 k. A. 7,0
1,17 1,14 2,0 – 2,2 1.900 4.550 44,8 41,8 42,70 0,519 0,505 1968 82,0 80,0 90,4 92,1 76 77 38,8 370 78,0 149 9 6,9 4,5 k. A. 26,0
36,11 74,00 2,3 105,0 1.100 580 43,5 46,0 44,52 0,407 0,401 1959 85,2 69,2 93,8 89,4 54 54 8,8 1.500 105,2 165 13 6,8 5,3 11,4 16,9
5,56 9,69 2,7 74,3 5.300 1.480 52,5 56,3 46,10 0,495 0,477 1945 74,3 45,4 88,3 66,6 102 86 4,1 570 72,0 141 15 7,1 5,5 33,3 9,3
9,54 29,17 3,2 205,8 4.300 1.020 47,1 51,2 47,70 0,379 0,368 1958 54,5 37,5 75,8 64,0 70 47 4,8 1.100 102,6 200 17 6,7 6,6 7,9 2,1
10,00 12,18 1,1 21,7 2.900 6.760 71,0 75,1 27,90 0,745 0,734 1959 83,1 63,1 95 + 90,6 98 97 0,1 120 22,1 26 7 6,2 2,0 k. A. 49,4
26,08 82,64 3,0 216,8 2.100 1.390 43,1 45,9 51,10 0,493 0,487 1962 78,8 59,2 86,3 74,0 k. A. k. A. 4,1 880 88,4 141 12 7,1 6,9 24,8 18,2
3,74 6,18 1,7 65,1 5.000 1.170 41,1 43,7 43,70 0,361 0,345 1986 64,7 33,5 70,3 46,9 k. A. k. A. 13,5 1.100 95,6 180 14 5,7 4,9 16,0 6,9
28,51 81,93 2,7 187,3 3.400 k. A. 42,4 42,8 44,70 k. A. k. A. 1963 51,0 21,0 k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. 1.900 165,0 291 k. A. 7,4 6,8 k. A. 4,0
3,21 2,45 0,2 – 23,5 1.300 3.120 70,0 76,1 23,40 0,754 0,752 1921 95 + 95 + 95 + 95 + 85 84 0,1 55 36,1 35 7 3,0 1,2 9,2 22,0
8,30 11,60 0,8 39,8 2.200 3.210 69,4 75,0 28,60 0,746 k. A. 1921 k. A. k. A. k. A. k. A. 81 79 0,1 94 12,8 105 11 4,3 1,8 k. A. 11,9
20,13 26,31 0,6 30,8 24.700 28.260 77,4 82,6 20,00 0,946 0,945 1902 95 + 95 + 95 + 95 + 95 96 0,1 8 4,7 6 7 2,5 1,7 k. A. 64,6
0,72 1,27 1,7 75,7 0 17.170 73,1 74,8 27,90 0,843 0,832 1973 91,5 84,2 95 + 95 + 90 91 0,2 28 7,1 16 8 5,9 2,7 k. A. k. A.
141,34 279,96 2,1 98,1 600 1.700 60,4 59,9 36,90 0,509 0,499 1972 50,3 31,4 57,8 41,1 86 88 k. A. 380 66,0 77 30 6,2 3,3 19,3 43,4
0,97 2,06 2,5 112,9 700 1.969 66,0 66,2 42,10 0,536 k. A. 1953 k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. 420 60,5 94 15 5,9 4,7 k. A. 30,7
0,37 0,69 1,9 85,1 300 19.210 73,8 78,5 31,40 0,867 k. A. — 95 + 91,4 95 + 95 + k. A. k. A. 0,1 37 7,4 6 10 5,4 2,3 k. A. k. A.
1.300,06 1.437,00 0,6 10,5 1.100 4.580 69,6 73,3 22,10 0,745 0,741 1949 95 + 86,5 95 + 95 + 92 93 0,1 56 32,2 39 6 4,9 1,7 k. A. 83,4
4,53 3,01 0,0 – 31,6 1.500 2.260 68,0 74,8 20,40 0,739 k. A. 1918 k. A. k. A. k. A. k. A. 91 91 0,1 32 23,8 29 6 2,6 1,4 10,1 19,8
1.086,64 1.628,00 1,7 49,8 1.600 2.670 60,8 62,5 35,90 0,595 0,572 1950 69,0 46,4 k. A. k. A. 92 76 0,9 540 64,0 93 30 5,4 3,1 11,9 42,8
218,75 308,46 1,6 41,0 900 3.230 66,4 70,4 29,71 0,692 0,685 1945 92,5 83,4 95 + 95 + 93 92 0,1 230 45,7 45 10 5,2 2,6 8,8 56,7
25,86 57,93 2,7 124,1 2.400 k. A. 58,2 61,3 42,00 k. A. k. A. 1980 55,0 23,0 k. A. k. A. 88 80 0,1 250 102,0 125 15 7,1 5,0 k. A. k. A.
67,43 96,47 1,2 43,1 2.100 6.690 67,6 70,4 32,60 0,732 0,713 1963 83,5 70,4 k. A. k. A. 80 78 0,1 76 32,1 42 7 6,4 2,5 13,6 55,9
6,81 10,59 1,6 55,6 500 19.530 77,3 81,2 28,47 0,908 0,906 1948 95 + 93,4 95 + 95 + 101 101 0,1 17 5,3 6 8 3,8 2,9 k. A. k. A.
127,64 100,59 0,1 – 21,2 300 26.940 78,3 85,2 13,90 0,938 0,932 1945 95 + 95 + 95 + 95 + 101 101 0,1 10 3,0 5 8 2,1 1,3 k. A. 48,3
20,03 71,12 3,3 255,2 800 870 58,1 61,6 47,50 0,482 0,436 1967 69,5 28,5 84,3 50,9 71 47 0,1 570 75,3 107 32 8,4 7,0 23,0 9,80
5,64 10,16 2,4 80,3 600 4.220 70,6 72,4 37,80 0,750 0,734 1974 95 + 85,9 95 + 95 + 91 92 0,1 41 22,1 33 10 7,8 3,7 20,4 41,2
13,11 26,76 2,2 104,2 2.700 2.060 55,2 59,3 42,00 0,568 0,557 1955 80,8 59,3 84,5 75,9 89 83 2,6 450 95,1 138 11 5,5 4,5 8,9 18,5
15,00 14,84 0,6 – 1,0 13.400 5.870 58,0 69,7 27,20 0,766 0,761 1924 95 + 95 + 95 + 95 + 90 89 0,2 210 52,0 76 8 3,5 2,0 8,3 52,7
0,74 1,24 1,6 66,6 300 19.844 69,9 74,8 26,60 0,833 k. A. — 84,9 82,3 94,1 95 + 96 94 k. A. 7 11,7 16 10 6,8 4,0 k. A. 32,3
5,06 8,21 1,3 62,1 2.700 1.620 64,5 72,2 35,10 0,701 k. A. 1918 k. A. k. A. k. A. k. A. 92 88 0,1 110 42,0 61 7 4,7 2,6 7,6 48,9
2,49 7,04 1,7 182,4 100 16.240 76,7 78,5 25,60 0,838 0,827 — 84,7 81,0 92,2 93,9 85 84 k. A. 5 10,2 10 7 6,9 4,0 k. A. 39,3
5,79 11,45 2,3 97,8 1.700 1.720 52,3 54,8 42,70 0,534 0,528 1958 77,4 55,5 85,8 72,7 86 79 0,1 650 104,0 100 14 6,2 4,9 k. A. 28,9
4,50 6,90 1,7 53,4 500 4.360 71,6 74,5 28,40 0,758 0,755 1952 92,4 81,0 k. A. k. A. 90 89 0,1 150 27,0 32 6 4,9 3,2 k. A. 40,4
25,58 46,90 2,1 83,3 800 9.120 71,0 75,5 33,70 0,793 0,786 1957 92,0 85,4 95 + 95 + 95 95 0,4 41 10,9 8 10 5,2 3,3 k. A. 29,8 
2,52 4,34 1,2 72,1 4.600 1.710 62,7 67,6 35,80 0,668 0,664 1924 95 + 95 + 95 + 95 + 85 88 0,1 110 30,4 71 8 7,3 2,7 4,4 54,3
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50,10 64,49 1,4 28,7 2.000 1.027 54,3 59,6 33,00 0,551 k. A. 1935 89,2 81,4 91,6 91,2 82 82 1,2 360 87,0 109 15 5,8 3,1 k. A. 28,4
24,75 50,81 2,3 105,3 1.300 1.370 58,9 58,4 39,35 0,504 0,484 1951 61,6 26,4 78,1 46,0 75 66 0,5 740 64,4 91 21 5,8 4,1 19,2 35,4
4,07 5,11 0,7 25,5 3.900 21.740 76,0 80,9 21,90 0,926 0,924 1893 95 + 95 + 95 + 95 + 99 98 0,1 7 5,6 6 6 2,8 2,0 k. A. 71,5
22,78 24,97 0,7 9,6 1.100 k. A. 60,5 66,0 26,50 k. A. k. A. 58 95 + 95 + k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. 67 45,0 k. A. 7 3,9 2,0 k. A. 53,0
2,66 5,13 2,2 92,6 100 13.340 60,5 66,0 33,70 0,770 0,747 — 82,0 65,4 95 + 95 + 74 75 0,1 87 16,2 13 8 7,2 4,1 k. A. 18,2
159,20 294,96 2,4 85,3 1.400 1.940 60,2 61,8 41,80 0,497 0,471 1947 53,4 28,5 65,5 42,0 k. A. k. A. 0,1 500 85,1 107 19 6,3 4,8 k. A. 20,2
5,68 10,81 2,2 90,4 400 2.270 56,6 58,5 40,40 0,542 0,536 1964 71,1 57,7 k. A. k. A. 82 73 0,6 300 59,9 94 11 6,1 4,1 k. A. 19,6
83,66 147,26 2,0 76,0 700 4.170 66,9 72,2 37,01 0,753 0,751 1937 92,5 92,7 94,5 95 + 92 94 0,1 200 29,0 38 20 6,0 3,5 26,9 33,4
25,13 55,20 3,0 119,7 1.700 12.650 70,5 73,0 39,70 0,768 0,739 — 84,1 69,5 95 + 91,6 62 57 k. A. 23 25,0 28 11 7,3 4,8 k. A. 28,5
4,20 4,44 0,6 5,7 0 24.040 76,9 80,9 20,80 0,902 0,884 1947 95 + 88,6 95 + 95 + k. A. k. A. 0,2 30 2,2 4 8 2,6 1,3 k. A. 55,0
19,57 21,57 1,3 10,2 500 3.570 69,5 74,2 26,50 0,740 0,738 1931 94,7 89,6 95 + 95 + 105 105 0,1 92 10,0 19 22 4,1 2,0 k. A. 43,6
48,20 44,34 0,5 – 8,0 400 16.950 72,8 80,0 20,30 0,888 0,882 1948 95 + 95 + 95 + 95 + 101 101 0,1 20 8,1 5 4 4,3 1,2 k. A. 66,9
17,95 34,98 2,4 94,8 2.700 3.620 69,0 71,0 40,20 0,710 0,689 1949 91,0 74,2 95 + 93,0 101 96 0,1 160 18,1 28 6 7,5 3,8 k. A. 32,1
6,62 10,03 1,9 51,7 1.500 980 65,6 71,3 42,00 0,671 0,668 1924 95 + 95 + 95 + 95 + 107 102 0,1 100 50,0 72 15 6,8 3,1 k. A. 27,3
63,76 73,20 0,7 14,8 2.500 7.010 67,9 75,0 22,80 0,768 0,766 1932 94,9 90,5 95 + 95 + 88 85 1,5 44 20,0 28 9 5,0 1,7 k. A. 69,8
71,30 97,53 1,4 36,8 3.800 6.390 66,2 70,9 29,60 0,751 0,746 1930 94,4 78,5 95 + 93,2 91 85 k. A. 70 39,4 42 16 5,2 2,5 11,2 37,7
5,72 8,73 1,6 52,7 3.800 4.300 63,4 70,4 38,00 0,752 0,748 1927 95 + 95 + 95 + 95 + k. A. k. A. 0,1 31 73,9 98 6 6,2 2,9 2,2 53,1
26,36 48,50 1,6 84,0 1.800 1.670 68,2 73,0 38,30 0,709 0,705 1938 95 + 95 + 95 + 95 + k. A. k. A. 0,1 24 61,7 68 7 6,3 2,9 2,4 62,8
4,19 5,65 1,4 34,8 300 22.420 72,8 76,9 25,30 0,824 k. A. — 75,6 80,7 88,2 95 + 83 80 k. A. 54 7,9 9 15 6,4 2,5 k. A. 23,6
81,47 115,08 1,2 41,3 800 2.300 70,0 73,0 29,20 0,691 0,689 1946 93,9 86,9 k. A. k. A. 98 92 0,4 130 21,0 39 9 6,7 2,1 14,9 63,5
3,23 3,71 1,2 14,9 1.800 4.830 71,7 76,4 29,29 0,781 0,778 1920 k. A. k. A. k. A. k. A. 97 97 k. A. 55 11,4 30 3 4,7 2,1 k. A. 7,9
10,42 10,95 0,1 5,1 800 27.570 75,4 81,7 17,40 0,942 0,938 1919 95 + 95 + 95 + 95 + 101 101 0,2 10 4,4 6 8 1,9 1,6 k. A. 75,2
3,89 3,31 0,1 – 14,8 2.400 5.970 70,9 76,3 18,30 0,781 k. A. 1949 95 + 91,1 95 + 95 + k. A. k. A. 0,1 31 9,2 18 4 2,6 1,2 k. A. 15,7
7,78 4,81 – 0,6 – 38,1 4.300 7.130 68,5 75,4 14,57 0,796 0,795 1937 95 + 95 + 95 + 95 + 94 92 0,1 32 12,3 16 10 2,2 1,2 k. A. 25,6
5,40 5,26 0,1 – 2,6 4.300 30.940 74,7 79,2 18,80 0,932 0,931 1915 95 + 95 + 95 + 95 + 99 99 0,2 5 4,4 4 5 2,0 1,8 k. A. k. A.
82,56 75,12 – 0,2 – 9,0 1.400 27.100 75,1 81,1 15,00 0,925 0,921 1918 95 + 95 + 95 + 95 + 82 84 0,1 8 4,1 5 7 1,6 1,3 k. A. 71,8
1,35 1,03 – 0,4 – 23,5 4.500 12.260 65,2 77,0 16,60 0,853 0,852 1918 95 + 95 + 95 + 95 + 99 97 1,1 63 5,7 12 4 2,2 1,4 k. A. 56,4
5,22 4,78 0,2 – 8,5 4.200 26.190 75,1 81,8 17,60 0,935 0,933 1906 95 + 95 + 95 + 95 + 100 100 0,1 6 3,2 5 4 1,6 1,8 k. A. 78,3
60,03 64,03 0,4 6,7 3.100 26.920 75,9 82,9 18,57 0,932 0,929 1944 95 + 95 + 95 + 95 + 100 100 0,4 17 4,1 6 7 2,3 1,9 k. A. 69,3
11,00 9,65 0,0 – 12,3 2.600 18.720 75,5 80,6 15,20 0,902 0,894 1952 95 + 95 + 95 + 95 + 95 95 0,2 9 5,9 5 8 2,3 1,3 k. A. k. A.
59,68 65,45 0,1 9,7 1.000 26.150 75,7 80,4 18,56 0,936 0,934 1918 95 + 95 + 95 + 95 + 101 101 0,2 13 5,3 7 8 2,0 1,7 k. A. 79,0
4,06 4,69 0,8 15,7 2.900 36.360 74,6 79,6 20,96 0,936 0,929 1918 95 + 95 + 95 + 95 + 94 95 0,1 5 5,1 6 6 3,8 2,0 k. A. k. A.
0,29 0,36 0,8 21,9 200 29.750 78,7 82,5 22,70 0,941 0,938 1915 95 + 95 + 95 + 95 + 101 101 0,2 k. A. 2,4 4 4 2,8 2,0 k. A. k. A.
57,82 52,25 – 0,1 – 9,6 1.400 26.430 76,9 82,9 14,20 0,920 0,914 1945 95 + 95 + 95 + 95 + 100 100 0,5 5 4,8 6 6 2,3 1,3 k. A. 39,2
4,43 3,81 – 0,2 – 14,1 3.100 10.240 71,2 78,3 17,10 0,830 0,827 1945 95 + 95 + 95 + 95 + 90 88 0,1 8 7,0 8 6 2,0 1,3 k. A. k. A.
2,31 1,77 – 0,5 – 23,6 7.700 9.210 65,0 77,0 16,00 0,823 0,823 1918 95 + 95 + 95 + 95 + 91 90 0,6 42 9,4 21 5 2,0 1,3 k. A. 60,0
3,44 3,11 – 0,3 – 9,4 8.000 10.320 66,2 77,6 18,30 0,842 0,841 1921 95 + 95 + 95 + 95 + 98 97 0,1 13 6,8 9 4 2,3 1,3 k. A. 30,4
0,45 0,71 0,3 55,6 800 61.190 74,8 81,0 18,80 0,933 0,926 1919 95 + 95 + 95 + 95 + 96 96 0,2 28 4,9 5 8 2,0 1,6 k. A. k. A.
0,40 0,36 0,2 – 8,8 200 17.640 75,8 80,5 18,90 0,875 0,866 1947 91,8 93,4 95 + 95 + 97 98 0,2 21 7,2 5 6 2,1 1,5 k. A. 42,8
2,04 2,10 0,5 3,2 2.800 6.470 70,7 75,2 21,60 0,793 k. A. 1946 k. A. k. A. k. A. k. A. 93 93 0,1 23 11,9 26 5 3,0 1,7 k. A. k. A.
4,20 3,01 – 0,2 – 28,4 4.300 1.470 64,5 71,9 21,70 0,681 0,678 1978 95 + 95 + 95 + 95 + 79 78 0,2 36 14,7 32 5 2,6 1,2 9,4 42,8
16,29 17,62 0,4 8,2 600 29.100 76,2 80,8 18,60 0,942 0,938 1919 95 + 95 + 95 + 95 + 101 100 0,2 16 4,8 5 k. A. 2,1 1,8 k. A. 75,6
4,59 5,59 0,3 21,8 1.900 36.600 77,0 81,9 19,90 0,956 0,955 1907 95 + 95 + 95 + 95 + 102 102 0,1 16 3,4 4 5 2,2 1,8 k. A. k. A.
8,11 8,21 – 0,0 1,3 1.700 29.220 75,8 81,7 16,60 0,934 0,924 1918 95 + 95 + 95 + 95 + 90 91 0,3 4 4,5 5 7 2,0 1,4 k. A. 64,6
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50,10 64,49 1,4 28,7 2.000 1.027 54,3 59,6 33,00 0,551 k. A. 1935 89,2 81,4 91,6 91,2 82 82 1,2 360 87,0 109 15 5,8 3,1 k. A. 28,4
24,75 50,81 2,3 105,3 1.300 1.370 58,9 58,4 39,35 0,504 0,484 1951 61,6 26,4 78,1 46,0 75 66 0,5 740 64,4 91 21 5,8 4,1 19,2 35,4
4,07 5,11 0,7 25,5 3.900 21.740 76,0 80,9 21,90 0,926 0,924 1893 95 + 95 + 95 + 95 + 99 98 0,1 7 5,6 6 6 2,8 2,0 k. A. 71,5
22,78 24,97 0,7 9,6 1.100 k. A. 60,5 66,0 26,50 k. A. k. A. 58 95 + 95 + k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. 67 45,0 k. A. 7 3,9 2,0 k. A. 53,0
2,66 5,13 2,2 92,6 100 13.340 60,5 66,0 33,70 0,770 0,747 — 82,0 65,4 95 + 95 + 74 75 0,1 87 16,2 13 8 7,2 4,1 k. A. 18,2
159,20 294,96 2,4 85,3 1.400 1.940 60,2 61,8 41,80 0,497 0,471 1947 53,4 28,5 65,5 42,0 k. A. k. A. 0,1 500 85,1 107 19 6,3 4,8 k. A. 20,2
5,68 10,81 2,2 90,4 400 2.270 56,6 58,5 40,40 0,542 0,536 1964 71,1 57,7 k. A. k. A. 82 73 0,6 300 59,9 94 11 6,1 4,1 k. A. 19,6
83,66 147,26 2,0 76,0 700 4.170 66,9 72,2 37,01 0,753 0,751 1937 92,5 92,7 94,5 95 + 92 94 0,1 200 29,0 38 20 6,0 3,5 26,9 33,4
25,13 55,20 3,0 119,7 1.700 12.650 70,5 73,0 39,70 0,768 0,739 — 84,1 69,5 95 + 91,6 62 57 k. A. 23 25,0 28 11 7,3 4,8 k. A. 28,5
4,20 4,44 0,6 5,7 0 24.040 76,9 80,9 20,80 0,902 0,884 1947 95 + 88,6 95 + 95 + k. A. k. A. 0,2 30 2,2 4 8 2,6 1,3 k. A. 55,0
19,57 21,57 1,3 10,2 500 3.570 69,5 74,2 26,50 0,740 0,738 1931 94,7 89,6 95 + 95 + 105 105 0,1 92 10,0 19 22 4,1 2,0 k. A. 43,6
48,20 44,34 0,5 – 8,0 400 16.950 72,8 80,0 20,30 0,888 0,882 1948 95 + 95 + 95 + 95 + 101 101 0,1 20 8,1 5 4 4,3 1,2 k. A. 66,9
17,95 34,98 2,4 94,8 2.700 3.620 69,0 71,0 40,20 0,710 0,689 1949 91,0 74,2 95 + 93,0 101 96 0,1 160 18,1 28 6 7,5 3,8 k. A. 32,1
6,62 10,03 1,9 51,7 1.500 980 65,6 71,3 42,00 0,671 0,668 1924 95 + 95 + 95 + 95 + 107 102 0,1 100 50,0 72 15 6,8 3,1 k. A. 27,3
63,76 73,20 0,7 14,8 2.500 7.010 67,9 75,0 22,80 0,768 0,766 1932 94,9 90,5 95 + 95 + 88 85 1,5 44 20,0 28 9 5,0 1,7 k. A. 69,8
71,30 97,53 1,4 36,8 3.800 6.390 66,2 70,9 29,60 0,751 0,746 1930 94,4 78,5 95 + 93,2 91 85 k. A. 70 39,4 42 16 5,2 2,5 11,2 37,7
5,72 8,73 1,6 52,7 3.800 4.300 63,4 70,4 38,00 0,752 0,748 1927 95 + 95 + 95 + 95 + k. A. k. A. 0,1 31 73,9 98 6 6,2 2,9 2,2 53,1
26,36 48,50 1,6 84,0 1.800 1.670 68,2 73,0 38,30 0,709 0,705 1938 95 + 95 + 95 + 95 + k. A. k. A. 0,1 24 61,7 68 7 6,3 2,9 2,4 62,8
4,19 5,65 1,4 34,8 300 22.420 72,8 76,9 25,30 0,824 k. A. — 75,6 80,7 88,2 95 + 83 80 k. A. 54 7,9 9 15 6,4 2,5 k. A. 23,6
81,47 115,08 1,2 41,3 800 2.300 70,0 73,0 29,20 0,691 0,689 1946 93,9 86,9 k. A. k. A. 98 92 0,4 130 21,0 39 9 6,7 2,1 14,9 63,5
3,23 3,71 1,2 14,9 1.800 4.830 71,7 76,4 29,29 0,781 0,778 1920 k. A. k. A. k. A. k. A. 97 97 k. A. 55 11,4 30 3 4,7 2,1 k. A. 7,9
10,42 10,95 0,1 5,1 800 27.570 75,4 81,7 17,40 0,942 0,938 1919 95 + 95 + 95 + 95 + 101 101 0,2 10 4,4 6 8 1,9 1,6 k. A. 75,2
3,89 3,31 0,1 – 14,8 2.400 5.970 70,9 76,3 18,30 0,781 k. A. 1949 95 + 91,1 95 + 95 + k. A. k. A. 0,1 31 9,2 18 4 2,6 1,2 k. A. 15,7
7,78 4,81 – 0,6 – 38,1 4.300 7.130 68,5 75,4 14,57 0,796 0,795 1937 95 + 95 + 95 + 95 + 94 92 0,1 32 12,3 16 10 2,2 1,2 k. A. 25,6
5,40 5,26 0,1 – 2,6 4.300 30.940 74,7 79,2 18,80 0,932 0,931 1915 95 + 95 + 95 + 95 + 99 99 0,2 5 4,4 4 5 2,0 1,8 k. A. k. A.
82,56 75,12 – 0,2 – 9,0 1.400 27.100 75,1 81,1 15,00 0,925 0,921 1918 95 + 95 + 95 + 95 + 82 84 0,1 8 4,1 5 7 1,6 1,3 k. A. 71,8
1,35 1,03 – 0,4 – 23,5 4.500 12.260 65,2 77,0 16,60 0,853 0,852 1918 95 + 95 + 95 + 95 + 99 97 1,1 63 5,7 12 4 2,2 1,4 k. A. 56,4
5,22 4,78 0,2 – 8,5 4.200 26.190 75,1 81,8 17,60 0,935 0,933 1906 95 + 95 + 95 + 95 + 100 100 0,1 6 3,2 5 4 1,6 1,8 k. A. 78,3
60,03 64,03 0,4 6,7 3.100 26.920 75,9 82,9 18,57 0,932 0,929 1944 95 + 95 + 95 + 95 + 100 100 0,4 17 4,1 6 7 2,3 1,9 k. A. 69,3
11,00 9,65 0,0 – 12,3 2.600 18.720 75,5 80,6 15,20 0,902 0,894 1952 95 + 95 + 95 + 95 + 95 95 0,2 9 5,9 5 8 2,3 1,3 k. A. k. A.
59,68 65,45 0,1 9,7 1.000 26.150 75,7 80,4 18,56 0,936 0,934 1918 95 + 95 + 95 + 95 + 101 101 0,2 13 5,3 7 8 2,0 1,7 k. A. 79,0
4,06 4,69 0,8 15,7 2.900 36.360 74,6 79,6 20,96 0,936 0,929 1918 95 + 95 + 95 + 95 + 94 95 0,1 5 5,1 6 6 3,8 2,0 k. A. k. A.
0,29 0,36 0,8 21,9 200 29.750 78,7 82,5 22,70 0,941 0,938 1915 95 + 95 + 95 + 95 + 101 101 0,2 k. A. 2,4 4 4 2,8 2,0 k. A. k. A.
57,82 52,25 – 0,1 – 9,6 1.400 26.430 76,9 82,9 14,20 0,920 0,914 1945 95 + 95 + 95 + 95 + 100 100 0,5 5 4,8 6 6 2,3 1,3 k. A. 39,2
4,43 3,81 – 0,2 – 14,1 3.100 10.240 71,2 78,3 17,10 0,830 0,827 1945 95 + 95 + 95 + 95 + 90 88 0,1 8 7,0 8 6 2,0 1,3 k. A. k. A.
2,31 1,77 – 0,5 – 23,6 7.700 9.210 65,0 77,0 16,00 0,823 0,823 1918 95 + 95 + 95 + 95 + 91 90 0,6 42 9,4 21 5 2,0 1,3 k. A. 60,0
3,44 3,11 – 0,3 – 9,4 8.000 10.320 66,2 77,6 18,30 0,842 0,841 1921 95 + 95 + 95 + 95 + 98 97 0,1 13 6,8 9 4 2,3 1,3 k. A. 30,4
0,45 0,71 0,3 55,6 800 61.190 74,8 81,0 18,80 0,933 0,926 1919 95 + 95 + 95 + 95 + 96 96 0,2 28 4,9 5 8 2,0 1,6 k. A. k. A.
0,40 0,36 0,2 – 8,8 200 17.640 75,8 80,5 18,90 0,875 0,866 1947 91,8 93,4 95 + 95 + 97 98 0,2 21 7,2 5 6 2,1 1,5 k. A. 42,8
2,04 2,10 0,5 3,2 2.800 6.470 70,7 75,2 21,60 0,793 k. A. 1946 k. A. k. A. k. A. k. A. 93 93 0,1 23 11,9 26 5 3,0 1,7 k. A. k. A.
4,20 3,01 – 0,2 – 28,4 4.300 1.470 64,5 71,9 21,70 0,681 0,678 1978 95 + 95 + 95 + 95 + 79 78 0,2 36 14,7 32 5 2,6 1,2 9,4 42,8
16,29 17,62 0,4 8,2 600 29.100 76,2 80,8 18,60 0,942 0,938 1919 95 + 95 + 95 + 95 + 101 100 0,2 16 4,8 5 k. A. 2,1 1,8 k. A. 75,6
4,59 5,59 0,3 21,8 1.900 36.600 77,0 81,9 19,90 0,956 0,955 1907 95 + 95 + 95 + 95 + 102 102 0,1 16 3,4 4 5 2,2 1,8 k. A. k. A.
8,11 8,21 – 0,0 1,3 1.700 29.220 75,8 81,7 16,60 0,934 0,924 1918 95 + 95 + 95 + 95 + 90 91 0,3 4 4,5 5 7 2,0 1,4 k. A. 64,6
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38,18 32,35 – 0,0 – 15,3 3.600 10.560 70,4 78,8 17,52 0,850 0,848 1918 95 + 95 + 95 + 95 + 98 98 0,1 13 7,5 9 6 2,3 1,2 k. A. 19,0
10,47 9,30 0,0 – 11,1 2.000 18.280 73,7 80,6 15,81 0,897 0,894 1931 95 + 90,3 95 + 95 + k. A. k. A. 0,4 5 5,0 6 8 2,7 1,4 k. A. k. A.
21,67 15,74 – 0,3 – 27,4 4.200 6.560 67,5 74,8 16,70 0,778 0,775 1929 95 + 95 + 95 + 95 + 93 92 0,1 49 16,7 21 9 2,6 1,2 8,7 29,5
144,12 119,07 – 0,6 – 17,4 8.600 8.230 58,5 72,0 16,40 0,795 0,794 1918 95 + 95 + 95 + 95 + k. A. k. A. 1,1 67 13,3 21 6 2,0 1,4 k. A. 48,6
9,00 10,63 0,1 18,2 3.000 26.050 77,7 82,1 17,48 0,946 0,946 1919 95 + 95 + 95 + 95 + 102 102 0,1 2 2,8 3 4 1,9 1,7 k. A. k. A.
7,40 7,18 0,1 – 3,0 600 30.010 77,4 83,0 16,70 0,936 0,932 1971 95 + 95 + 95 + 95 + 100 99 0,4 7 4,4 6 6 1,8 1,4 k. A. 77,5
10,71 10,24 0,2 – 4,3 3.200 1.400 70,1 75,2 19,47 k. A. k. A. 1946 95 + 95 + 95 + 95 + k. A. k. A. 0,2 11 13,1 17 4 2,4 1,7 k. A. 32,8
5,38 4,70 – 0,0 – 12,6 2.600 12.840 69,9 77,6 18,00 0,842 0,840 1920 95 + 95 + 95 + 95 + 86 88 0,1 3 7,6 9 7 2,5 1,2 k. A. 41,0
2,00 1,70 – 0,1 – 14,7 800 18.540 72,3 80,2 14,70 0,895 0,892 1945 95 + 95 + 95 + 95 + 94 93 0,1 17 3,8 5 6 2,2 1,2 k. A. 56,9
42,53 41,30 0,1 – 2,9 3.400 21.460 75,7 82,5 14,49 0,922 0,916 1931 95 + 95 + 95 + 95 + 105 104 0,7 4 3,7 6 6 2,9 1,3 k. A. 53,2
10,20 9,17 – 0,2 – 10,1 3.000 15.780 72,0 78,5 15,60 0,868 0,865 1920 95 + 95 + 95 + 95 + 88 88 0,1 9 3,9 5 7 2,2 1,2 13,1 57,7
47,43 38,35 – 0,8 – 19,1 6.700 4.870 62,4 73,6 15,80 0,777 0,773 1919 95 + 95 + 95 + 95 + 81 81 1,4 35 9,5 20 5 2,2 1,2 16,6 37,6
10,08 7,59 – 0,4 – 24,7 4.700 13.400 68,3 76,6 16,10 0,848 0,847 1918 95 + 95 + 95 + 95 + 91 90 0,1 16 7,3 9 9 2,1 1,3 k. A. 68,4
9,80 8,53 – 0,6 – 13,0 5.500 5.520 62,7 74,7 16,20 0,790 0,789 1919 95 + 95 + 95 + 95 + 95 93 k. A. 35 7,7 20 5 2,3 1,2 k. A. 42,1
0,95 1,08 0,5 13,6 900 18.360 75,4 79,6 21,20 0,883 0,875 1960 95 + 95 + 95 + 95 + 94 95 k. A. 47 6,2 6 5 2,5 1,6 k. A. k. A.
37,88 53,07 1,1 40,1 8.900 10.880 70,6 77,7 27,60 0,853 0,841 1947 95 + 95 + 95 + 95 + 108 108 0,7 82 16,3 19 7 3,1 2,4 k. A. k. A.
0,32 0,34 1,3 7,9 300 17.280 69,6 75,2 29,60 0,815 0,813 1961 95 + 95 + 95 + 95 + 85 88 3,0 60 15,8 16 7 3,4 2,1 k. A. k. A.
0,28 0,56 2,3 102,2 3.000 6.080 66,7 73,5 40,80 0,737 0,718 1954 k. A. k. A. k. A. k. A. 96 96 2,4 140 19,7 40 6 6,3 3,4 43,9 49,3
8,77 15,37 1,9 75,3 3.300 2.460 60,8 64,3 38,70 0,681 0,674 1938 93,1 80,7 95 + 95 + 94 94 0,1 420 54,0 71 9 6,5 3,8 20,2 34,9
179,09 221,44 1,3 23,6 3.400 7.770 67,3 74,9 29,60 0,775 0,768 1934 88,0 86,5 95 + 95 + 95 97 0,7 260 32,7 36 10 4,7 2,2 26,1 70,3
15,99 22,22 1,2 38,9 1.300 9.820 73,0 79,0 25,70 0,839 0,830 1931 95 + 95 + 95 + 95 + 89 88 0,3 31 8,3 12 5 3,6 2,4 k. A. k. A.
4,22 6,31 1,4 49,5 500 8.840 76,3 81,1 30,00 0,834 0,823 1949 95 + 95 + 95 + 95 + 89 91 0,6 43 10,1 11 7 4,3 2,1 12,4 71,5
8,82 13,40 1,9 52,0 1.300 6.640 67,2 70,0 34,30 0,738 0,728 1942 84,3 84,4 91,0 92,5 99 95 1,7 150 31,0 38 14 5,6 3,0 27,4 65,8
13,40 20,62 2,1 53,9 1.200 3.580 68,3 73,5 35,60 0,735 0,721 1929 92,3 89,7 95 + 95 + 101 102 0,3 130 30,0 29 16 6,0 3,0 17,3 50,1
6,71 9,93 2,0 48,1 1.000 4.890 67,1 73,0 35,70 0,720 0,709 1939 82,4 77,1 89,6 88,1 89 89 0,7 150 24,6 39 13 6,1 3,0 k. A. k. A.
12,66 27,17 2,8 114,6 1.100 4.080 63,0 68,9 43,60 0,649 0,635 1946 77,3 62,5 86,2 73,8 87 83 1,1 240 39,0 49 13 6,5 4,4 18,0 34,4
0,77 0,51 1,4 – 33,9 6.300 4.260 60,2 66,7 29,70 0,719 0,715 1953 82,4 77,1 k. A. k. A. 100 97 2,5 170 53,4 72 12 4,9 2,4 k. A. 36,0
8,11 15,97 1,9 97,0 900 1.610 50,0 52,5 43,20 0,463 0,458 1950 53,8 50,1 65,8 66,5 k. A. k. A. 5,6 680 80,3 123 21 5,8 4,7 26,0 22,3
7,03 14,70 2,8 109,2 1.600 2.600 67,4 74,3 41,40 0,672 0,662 1955 79,8 80,2 86,9 90,9 86 88 1,8 110 34,0 42 14 7,1 4,1 23,1 51,0
2,64 3,67 1,4 38,8 700 3.980 73,3 77,2 30,70 0,764 0,762 1944 83,8 91,4 91,3 95 + 95 95 1,2 87 24,4 20 9 5,0 2,4 43,0 62,8
45,33 67,30 1,7 48,5 500 6.370 68,9 75,1 32,10 0,773 0,770 1954 92,1 92,2 95 + 95 + 87 86 0,7 130 26,4 23 9 5,0 2,6 29,2 64,0
11,27 11,01 0,5 – 1,5 2.400 5.259 74,2 78,2 20,90 0,809 k. A. 1934 95 + 95 + 95 + 95 + 96 95 0,1 33 6,5 9 6 3,5 1,6 k. A. 72,1
106,20 149,66 2,1 40,9 2.400 8.970 73,1 77,6 34,90 0,802 0,792 1947 92,6 88,7 95 + 95 + 101 102 0,3 83 24,9 29 9 6,5 2,8 k. A. 59,4
5,63 10,87 2,7 93,2 3.600 2.470 66,5 71,2 42,60 0,667 0,660 1955 76,8 76,6 83,6 88,8 81 82 0,2 230 31,0 41 13 6,8 3,8 15,9 66,1
3,17 5,00 1,8 57,7 1.900 6.170 72,3 77,4 31,30 0,791 0,785 1941 92,9 91,7 95 + 95 + 99 99 0,9 160 20,6 25 10 4,9 2,7 k. A. k. A.
6,02 12,11 2,5 101,2 5.200 4.610 68,6 73,1 38,60 0,751 0,736 1961 93,1 90,2 95 + 95 + 91 92 0,5 170 37,0 30 9 5,7 3,8 14,1 47,7
27,55 42,81 1,7 55,4 1.400 5.010 65,9 70,9 33,90 0,752 0,736 1955 91,3 80,3 95 + 95 + 101 101 0,5 410 33,0 39 11 6,0 2,8 25,3 50,4
0,45 0,37 1,5 – 18,7 1.400 6.590 66,8 72,3 31,70 0,780 k. A. 1948 k. A. k. A. k. A. k. A. 97 98 1,7 110 26,6 40 13 5,3 2,5 k. A. 40,6
1,32 1,23 0,6 – 6,6 600 9.430 68,4 73,2 25,10 0,801 0,795 1946 95 + 95 + 95 + 95 + 94 94 3,2 160 18,6 20 23 3,5 1,6 k. A. k. A.
3,40 4,20 0,6 23,6 3.800 7.830 71,3 79,2 24,00 0,833 0,829 1932 95 + 95 + 95 + 95 + 89 90 0,3 27 13,5 15 8 3,0 2,2 k. A. k. A.
26,17 41,73 1,9 59,5 1.000 5.380 70,5 76,2 34,00 0,778 0,770 1946 93,5 92,7 95 + 95 + 92 93 0,7 96 19,6 22 7 4,9 2,8 k. A. k. A.
31,89 36,87 0,3 15,6 14.600 29.480 76,7 82,0 18,30 0,943 0,941 1918 95 + 95 + 95 + 95 + 100 100 0,3 6 5,2 7 6 2,0 1,5 k. A. 73,3
293,63 419,85 0,6 43,0 6.100 35.750 74,7 79,9 20,90 0,939 0,936 1920 95 + 95 + 95 + 95 + 92 93 0,6 17 6,7 8 8 2,0 2,0 14,8 71,6
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38,18 32,35 – 0,0 – 15,3 3.600 10.560 70,4 78,8 17,52 0,850 0,848 1918 95 + 95 + 95 + 95 + 98 98 0,1 13 7,5 9 6 2,3 1,2 k. A. 19,0
10,47 9,30 0,0 – 11,1 2.000 18.280 73,7 80,6 15,81 0,897 0,894 1931 95 + 90,3 95 + 95 + k. A. k. A. 0,4 5 5,0 6 8 2,7 1,4 k. A. k. A.
21,67 15,74 – 0,3 – 27,4 4.200 6.560 67,5 74,8 16,70 0,778 0,775 1929 95 + 95 + 95 + 95 + 93 92 0,1 49 16,7 21 9 2,6 1,2 8,7 29,5
144,12 119,07 – 0,6 – 17,4 8.600 8.230 58,5 72,0 16,40 0,795 0,794 1918 95 + 95 + 95 + 95 + k. A. k. A. 1,1 67 13,3 21 6 2,0 1,4 k. A. 48,6
9,00 10,63 0,1 18,2 3.000 26.050 77,7 82,1 17,48 0,946 0,946 1919 95 + 95 + 95 + 95 + 102 102 0,1 2 2,8 3 4 1,9 1,7 k. A. k. A.
7,40 7,18 0,1 – 3,0 600 30.010 77,4 83,0 16,70 0,936 0,932 1971 95 + 95 + 95 + 95 + 100 99 0,4 7 4,4 6 6 1,8 1,4 k. A. 77,5
10,71 10,24 0,2 – 4,3 3.200 1.400 70,1 75,2 19,47 k. A. k. A. 1946 95 + 95 + 95 + 95 + k. A. k. A. 0,2 11 13,1 17 4 2,4 1,7 k. A. 32,8
5,38 4,70 – 0,0 – 12,6 2.600 12.840 69,9 77,6 18,00 0,842 0,840 1920 95 + 95 + 95 + 95 + 86 88 0,1 3 7,6 9 7 2,5 1,2 k. A. 41,0
2,00 1,70 – 0,1 – 14,7 800 18.540 72,3 80,2 14,70 0,895 0,892 1945 95 + 95 + 95 + 95 + 94 93 0,1 17 3,8 5 6 2,2 1,2 k. A. 56,9
42,53 41,30 0,1 – 2,9 3.400 21.460 75,7 82,5 14,49 0,922 0,916 1931 95 + 95 + 95 + 95 + 105 104 0,7 4 3,7 6 6 2,9 1,3 k. A. 53,2
10,20 9,17 – 0,2 – 10,1 3.000 15.780 72,0 78,5 15,60 0,868 0,865 1920 95 + 95 + 95 + 95 + 88 88 0,1 9 3,9 5 7 2,2 1,2 13,1 57,7
47,43 38,35 – 0,8 – 19,1 6.700 4.870 62,4 73,6 15,80 0,777 0,773 1919 95 + 95 + 95 + 95 + 81 81 1,4 35 9,5 20 5 2,2 1,2 16,6 37,6
10,08 7,59 – 0,4 – 24,7 4.700 13.400 68,3 76,6 16,10 0,848 0,847 1918 95 + 95 + 95 + 95 + 91 90 0,1 16 7,3 9 9 2,1 1,3 k. A. 68,4
9,80 8,53 – 0,6 – 13,0 5.500 5.520 62,7 74,7 16,20 0,790 0,789 1919 95 + 95 + 95 + 95 + 95 93 k. A. 35 7,7 20 5 2,3 1,2 k. A. 42,1
0,95 1,08 0,5 13,6 900 18.360 75,4 79,6 21,20 0,883 0,875 1960 95 + 95 + 95 + 95 + 94 95 k. A. 47 6,2 6 5 2,5 1,6 k. A. k. A.
37,88 53,07 1,1 40,1 8.900 10.880 70,6 77,7 27,60 0,853 0,841 1947 95 + 95 + 95 + 95 + 108 108 0,7 82 16,3 19 7 3,1 2,4 k. A. k. A.
0,32 0,34 1,3 7,9 300 17.280 69,6 75,2 29,60 0,815 0,813 1961 95 + 95 + 95 + 95 + 85 88 3,0 60 15,8 16 7 3,4 2,1 k. A. k. A.
0,28 0,56 2,3 102,2 3.000 6.080 66,7 73,5 40,80 0,737 0,718 1954 k. A. k. A. k. A. k. A. 96 96 2,4 140 19,7 40 6 6,3 3,4 43,9 49,3
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